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94. Sitzung 


Bonn, den 29. Januar 1971 


Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Funcke: Die Sitzung ist er- 
öffnet. 

Ich habe die Freude und das Vergnügen, eine De- 
legation der Zweiten Kammer des niederländischen 
Parlaments unter der Führung ihres Präsidenten, 
Flerrn van Thiel, zu begrüßen. 

(Beifall.) 

Unsere niederländischen Gäste haben den Wunsch, 
Einrichtungen des Deutschen Bundestages zu stu- 
dieren und Gespräche mit ihren deutschen Kollegen 
über künftige Planungen zu führen. Wir wünschen 
ihnen für ihren Besuch viel Erfolg. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundesminister der Finanzen hat am 26. Januar 1971 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Stüdclen, Wagner 
(Günzburg) und Genossen betr. Verteilung von parteipolitischer 
Literatur in Bundesbehörden — Drucksache VI/1716 — beant' 
wortet. Sein Schieiben wird als Drucksache VI/1772 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister des 
Auswärtigen hat am 26. Januar 1971 die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Strauß und Genossen betr. Diebstähle bei der 
Bundeswehr — Drucksache VI/1685 — beantwortet. Sein Schrei' 
ben wird als Drucksache VI/1777 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat am 28. Januar 1971 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Spilker, Dr. Kraske, Dr. 
Evers, Dr. Riedl (München), Frau Griesinger, Hussing, Dr. 
Sdmeider (Nürnberg) und Genossen betr. Fußballweltmeisler- 
schaft 1974 — Drucksache VI/1695 — beantwortet. Sein Schrei- 
ben wird als Drucksache VI/1778 vei teilt. 

Meine Flerren und Damen, wir setzen die Be- 
ratung über die Punkte b und c der Tagesordnung 
fort: 

b) Große Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP 
betr. Außenpolitik der Bundesregierung 

— Drucksachen VI/ 1638, VI/ 1728 — 

c) Aussprache über den Bericht der Bundesre- 
gierung zur Lage der Nation 1971 

— Drucksache VI/ 1690 — 

Das Wort hat Flerr Abgeordneter Dr. Marx. Es ist 
eine Redezeit von 45 Minuten beantragt. 

(Abg. Dr. Barzel: Wo ist denn die Regie- 
rung?) 


Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Frau Prä- 
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und Flerren! 
Kürzlich hat der ehemalige amerikanische stellver- 
tretende Außenminister George Ball in einer Kon- 
troverse mit dem früheren Chefdelegierten seines 
Landes bei den Vereinten Nationen, Arthur Gold- 
berg, festgestellt, daß es gefährlich sei — ich zi- 
tiere — , „Außenpolitik nach Persönlichkeitswerten 
zu bemessen anstatt durch die rigorose Analyse von 
Tatbestand und Postulat". Damit hat Ball an die 
Selbstverständlichkeit erinnert, daß außenpolitische 
Aktionen sich vor allem an objektiven Tatsachen 
orientieren müssen. An anderer Stelle hat er gesagt, 
daß diejenigen, die mit der Sowjetunion weitge- 
hende Abreden treffen, sich immer bewußt sein 
müssen, daß sich ihr Partner im Innern und im Ver- 
hältnis zu anderen Völkern weit mehr auf die 
Macht denn auf festgelegtes und festgeschriebenes 
Recht stützt. 

Fleute haben wir hier über die Politik der Bun- 
desregierungr über ihre Anlage und Methode, über 
ihre Ausgangspunkte und die Ziele, so wie sie sich 
in der Antwort auf die Große Anfrage darstellen, zu 
sprechen. Wir, die CDU/CSU-Fraktion, sind davon 
überzeugt, daß diese Politik, vor allem die Deutsch- 
land- und Ostpolitik, an diesen Maßstäben gemes- 
sen, falsch und gefährlich angelegt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sowjetische Politik — und ich hätte, meine Da- 
men und Flerren, gern das Vergnügen, daß so- 
wohl der Flerr Bundeskanzler als auch der Flerr 
Außenminister dies mit hörten — ■ 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wird von anderen Kräften angetrieben als jenen in 
liberalen Ländern. Ihr Fundament ist Ideologisch, 
revolutionär, imperial. Sie ist langfristig angelegt 
und wird zäh und mit großer Flartnäckigkeit ver- 
folgt. Ihre Akteure sehen den Westen nicht als 
Partner im echten Sinne dieses Wortes, sondern als 
feindselige, mit Mißtrauen beobachtete, andere 
Welt. Dies ist der Grund, warum es so schwer, so 
außerordentlich schwer ist, Ostpolitik zu betreiben 
und dabei zu fruchtbaren Ergebnissen zu kommen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Der zweite Grund ist dieser: Vielen bei uns im 
Westen ist die Mentalität der östlichen Verhand- 
lungspartner fremd und vielen auch unzugänglich. 
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Sie begreifen die andersartigen Denkkategorien, die 
daraus entstehen, nicht, weil sie entweder dazu 
nicht fähig oder nicht willens sind, den Tatsachen 
ins Auge zu sehen. 

Am Anfang des ostpolitischen Irrweges der Bun- 
desregierung stand ihr Unvermögen, das östliche 
Gegenüber als das zu erkennen, was es wirklich ist. 
Sie hat auf diesem Irrweg, meine Damen und Her- 
ren, bereits eine weite Strecke zurückgelegt, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

gegen unsere ständigen Mahnungen und Warnun- 
gen, gegen unseren Willen, unter Ausschaltung der 
größten Fraktion dieses Hauses, die heute, wie 
die letzten Landtagswahlen unwiderlegbar bewiesen 
haben, die Mehrheit in diesem Lande hinter sich 
weiß. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Koalition hat in ihrer Großen Anfrage die 
Bundesregierung eingeladen, nach einem Jahr ihrer 
Tätigkeit Rechenschaft zu geben. Die Bundesregie- 
rung hat geantwortet, und wir prüfen diese Ant- 
wort. Um es gleich zu sagen: neue Aussagen gibt es 
in dieser Antwort nicht. Sie wiederholt und variiert 
längst Bekanntes, Formeln und Floskeln, wenig Sub- 
stanz und viele Worte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch in dieser Antwort erleben wir, daß fehlende 
Substanz durch die ständige Wiederholung zuge- 
deckt werden soll, daß es sich bei dieser Politik — 
(B) Herr Bundesaußenminister, ich meine weniger Ihre 
Redensarten, mehr die des Kanzlers — um eine 
Form von Friedenspolitik handelt, die andere Kon- 
zepte, und zwar in dialektischer Umkehr, als frie- 
densgefährdend diskreditiert. Das hören wir landauf, 
landab, und ich sage Ihnen, wir haben das jetzt 
sattl Daher fordern wir Sie auf — und ich hätte 
mich, ich wiederhole es, jetzt gern an den Herrn 
Bundeskanzler oder z. B. auch an Herrn Ehmke ge- 
wandt — , 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

endlich mit den Versuchen Schluß zu machen, un- 
sere Fragen, unsere Kritik, unsere politischen Über- 
zeugungen mit pseudomoralischer Überheblichkeit 
abzufertigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Apel: 

Ihre Sprüche kennen wir doch schon, Herr 

Marx! — Abg. Raffert: Umgekehrt! — Wei- 
tere Zurufe.) 

— Herr Raffert, was ich jetzt angreife sind jene, 
die sagen, zu dieser Friedenspolitik gebe es „keine 
Alternative" und: wer sich dieser Politik entgegen- 
stelle, spiele mit dem Krieg, wie Herr Ehmke das 
ausgedrückt hat. Ich antworte Ihnen, diese CDU/ 
CSU hat den Frieden in Deutschland und in Europa 
gewahrt, seit sie hier verantwortlich wirkt, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und zwar durch eine wahre, durch eine klare und 
konsequente Politik, durch das Vertrauen, das bei 
einer folgerichtigen Bündnispolitik mühsam ge- 


wonnen wurde. Die Sicherheit, die damit erreicht 
wurde, war real und für jedermann spürbar. 

Jetzt sagen Sie, der Friede werde „sicherer". Es 
ist gestern erklärt worden, was dieser Komperativ 
bedeutet, eben im Hinblick auf die Ausdeutung des 
Harmel-Berichts. Ich antwortete, nein, er wird zer- 
brechlicher; denn es bedeutet nicht mehr, sondern 
weniger Sicherheit, wenn wir an Verträge fest- 
gebunden werden, in denen sich der Vertragspart- 
ner z. B. auf den Art. 2 der UN-Charta beruft, jener 
Vertragspartner, der genau zwei Jahre vorher sei- 
nen eigenen, tschechoslowakischen Bruder schamlos 
und zynisch unter Verleugnung des Inhalts und Gei- 
stes eben dieses gleichen Art. 2, bei Nacht und 
Nebel überfallen und sein gegebenes Wort gebro- 
chen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Bundesregierung versichert in ihrer Antwort, 
ihre Politik stehe in Übereinstimmung mit einem 
allgemeinen Entwicklungstrend in der Welt. Aber 
— und ich wiederhole, was wir gestern durch Zwi- 
schenfragen hier herauszuholen versuchten — wo 
bleibt denn der Nachweis, daß auch der Partner im 
Osten bereit sei, wirkliche Entspannung, solche, die 
diesen Namen verdient, zu leisten? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Ein Weiteres. Die Bundesregierung behauptet in 
ihrer Antwort erneut, daß sie keine deutsche Posi- 
tion aufgegeben habe. In Wirklichkeit — dies ist 
unsere Überzeugung — hat sie in einem einzigen 
Jahr wichtige Positionen geräumt oder gefährdet, (D) 
ohne auch nur einen Hauch konkreten Entgegen- 
kommens dafür zu erhalten. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Die Bundesregierung sagt, daß die sowjetische 
Regierung schon heute zu einer realistischen Bewer- 
tung der westlichen Gemeinschaften gelangt sei. 
Aber daran schließt sich die virtuos verschleiernde 
Anmerkung in der Antwort an — ich zitiere — , 
daß der Osten dies „nach außen hin nicht erkennen 
lasse". Ich frage, warum verschweigt die Bundesre- 
gierung, was sie offenbar wirklich weiß? Wenn das 
Frage- und Antwortspiel in diesem Hause nicht zum 
leeren Gerede werden soll, muß doch der Herr 
Außenminister hier und heute Farbe bekennen. 
Herr Kollege Scheel, welche Erfahrungen, welche 
Zusicherungen oder was sonst geben Ihnen das 
Recht und die Möglichkeit, die soeben zitierte Ant- 
wort niederzuschreiben? 

Meine Kollegen von der SPD und FDP, es ist doch 
Ihre Anfrage, die hier zur Debatte steht. Wollen 
Sie es sich gefallen lassen, daß auch Sie keine klare 
Antwort bekommen? Sind Sie bereit, hinzunehmen, 
daß die Bundesregierung den Begriff „politische 
Union" systematisch vermeidet? Ich frage mich, 
warum eigentlich? Wem mag er unangenehm in den 
Ohren klingen? Sind Sie bereit, hinzunehmen, daß 
das Ziel der politischen Einigung Europas, das als 
langfristig bezeichnet wird, sorgfältig von den un- 
mittelbaren Aufgaben abgegrenzt wird und daß 
zwar oft von Zusammenarbeit, nicht aber von In- 
tegration, Union oder Vergemeinschaftung gespro- 
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eben wird? Der Fatalismus und die Perspektivlosig- 
keit dieser Politik wird in vielen Sätzen klar. Wir 
fragen uns; Wo bleibt eigentlich die klare Aussage, 
daß sich die Bundesregierung hinsichtlich der euro- 
päischen Ordnungen als Motor versteht und auch 
so handelt? 

(Zuruf des Abg. Moersch.) 

Auch die Antwort auf die wichtige Frage nach 
den Auswirkungen der Deutschland- und Ostpolitik, 
Herr Moersch, auf die westliche Integration ist 

äußerst unbefriedigend. Auch wenn die Bundes- 
regierung behauptet, um Verständnis für das euro- 
päische Einigungswerk geworben und keinen Zwei- 
fel daran gelassen zu haben, daß die europäische 
Einigung durch ihre Ostpolitik nicht beeinträchtigt 
werden dürfe, so ist dieser Zweifel eben doch ent- 
standen. Die Befürchtungen, daß der westeuro- 
päische Zusammenschluß einer gesamteuropäischen 
Illusion zur Disposition gestellt werden könnte, sind 
verstärkt worden. Es kommt nicht nur, meine Da- 
men und Herren, auf gute Absichten — die wir der 
Bundesregierung nicht absprechen — an, es muß 
auch Adäquates getan werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Wenn politische Maßnahmen und Festlegungen in 
der Methode und in der Sache falsch angelegt sind, 
lassen sich diese durch gute Absichten allein leider 
nicht wieder in den Griff bekommen. 

Die Kritik der CDU/CSU-Fraktion an der Unzu- 
länglichkeit der von den Regierungen der Sechs 
beschlossenen Maßnahmen und an der Zurückhal- 
tung der Bundesregierung in der Frage der poli- 
tischen Union ist keineswegs widerlegt, sondern 
findet in der vorliecfenden Antwort neue Nahrung. 
In dieses negative Bild paßt leider auch das Ergeb- 
nis der gerade zu Ende gegangenen deutsch-franzö- 
sischen Konsultationen. Von einem Stufenplan, 
meine Damen und Herren, kann nun nicht mehr die 
Rede sein, auch dann nicht, wenn aus optischen 
Gründen die Prozedur als erste Stufe ausgegeben 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir halten daran fest, daß die Wirtschafts- und 
Währungsunion stufenweise verwirklicht werden 
muß. 

ViJeoräsIdent Frau FiincHe: Herr Kollege, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Dr. Apel? 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU); Gern. 

Dr. Apel (SPD): Herr Kollege Marx, übersehen 
Sie in Ihren Ausführungen nicht, daß zur Politik 
gerade in Europa immer Partner gehören und daß 
eigene gewollte Fortschritte nur in dem Umfang 
möglich sind, wie sie vom Partner mitgetragen wer- 
den, und sind Sie nicht auch der Meinung, daß es 
besser ist, einen Schritt voranzukommen, als Sie es 
in Ihrer Regierungszeit gemacht haben, eine euro- 
päische Krise zu produzieren? 

(Beifall bei der SPD.) 


Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr ’ 
Apel, die Art und Weise, wie Sie die Frage be- 
endet haben, richtet sich selbst; erste Antwort. 
Zweite Antwort; Natürlich wissen wir — und des- 
halb spreche ich ja von den Stufen — , daß man nur 
schrittweise Vorgehen kann. Natürlich wissen wir, 
daß Außenpolitik im Schnittpunkt vieler Bestrebun- 
gen steht und daß man sie nicht allein nach eigenem 
Konzept machen kann. Aber es kommt darauf an, 
daß man eben nicht nur einen Verbalismus predigt, 
sondern versucht. Taten dazuzusetzen, und daß man 
versucht — Sie machen es doch in Ihrer Ostpolitik 
so, wo Sie ständig von Ihrer eigenen Konzeption 
sprechen — , die andere Seite Stück um Stück zäh 
und beharrlich dazu zu bringen, auf diesem Wege 
einen weiteren Schritt voranzukommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge- 
statten Sie eine Zwdschenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Moersch? 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Frau Prä- 
sidentin, wenn das von der Redezeit abgerechnet 
wird, gern. 

Vizepräsident Frau Funcke: Ja, es wird ab- 
gerechnet. 

Moersch (FDP): Herr Kollege Marx, wollen Sie 
ernsthaft bestreiten, daß in den letzten fünf Viertel- 
jahren die Zusammenarbeit innerhalb der westeuro- 
päischen Gemeinschaft wesentlich besser geworden 
ist, nicht nur obwohl, sondern möglicherweise weil 
weniger von Institutionen gesprochen wurde und 
dafür mehr für die praktische Zusammenarbeit ge- 
tan worden ist als früher? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr Kol- 
lege Moersch, ich glaube, daß Sie hier erneut eine 
Frage aufwerfen, die in den letzten Monaten von 
Ihrer Seite sehr oft in der gleichen, sehr einseitigen 
und polemischen Weise vorgetragen worden ist. Es 
ist uns völlig klar, Herr Kollege Moersch, und wir 
haben immer wieder darauf hingewiesen, daß sich 
in einem sehr wichtigen Partnerland einige ent- 
scheidende Veränderungen ergeben haben. Wir 
beide sind uns doch darüber im klaren, daß dort 
die eigentliche Quelle der Tatsache liegt, daß sich 
in den letzten eineinhalb Jahren einige^s — es war 
nicht alles konkret, sondern es war leider oft 
nur scheinbar besser — geändert hat, 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU besteht 
nach wie vor darauf, daß die Integration im Bereich 
der Wirtschafts- und Währungspolitik gleichzeitig 
und aufeinander abgestimmt vollzogen werden muß. 
Wir lassen auch keinen Zweifel daran, daß die Wirt- 
schafts- und Währungsunion unserer Überzeugung 
nach nur dann gelingen kann, wenn sie im Rahmen 
einer politischen Union und ausgestattet mit den 
nötigen Gemeinschaftssituationen — diese sind nun 
einmal notwendig, wer wollte das leugnen? — ins 
Werk gesetzt wird. 
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(A) Meine Damen und Herren, wir fragen, warum die 
Bundesregierung — diesen Eindruck haben wir 
jedenfalls — jetzt von einem Konzept abzugehen 
bereit ist, das sie noch vor wenigen Wochen für gut 
befand. Wir fürchten, daß auch hier die Auswirkun- 
gen einer in der Methode und in der Sache falsch 
angelegten Ostpolitik zu spüren sind. 

In diesem Zusammenhang möchte ich — mit einem 
Blick auf die vorliegenden Materialen zum „Bericht 
zur Lage der Nation , . — darauf hinweisen, daß 

darin ausschließlich von wirtschaftlichen Bindungen 
die Rede ist und die angestrebte politische Union 
unterschlagen wird. Warum lassen Sie, Herr Außen- 
minister, der Sie sich hier oft als Europäer vorge- 
stellt haben — wir attestieren Ihnen das und haben 
Sie auch ermuntert, diesen Weg weiterzugehen — , 
zu, daß in dem Bericht zur Lage der Nation — wo- 
bei ich sagen muß, daß der Bericht immer noch „Be- 
richt zur Lage der Nation im gespaltenen Deutsch- 
land" heißt — festgestellt wird 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Stücklen: 

Herr Marx, wir haben doch nach Brandt 
zwei Staaten! Wieso „gespalten"?) 

^ Wenn das so ist, Herr Stücklen, dann ist aller- 
dings die Auslassung der Worte „im gespaltenen 
Deutschland" in der Überschrift des gestern vorge- 
legten Berichts bezeichnend für den weiteren Weg, 
den diese Regierung zurücklegt. 

(Abg. Rösing; Bemerkenswert! — Erneuter 

Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Außenminister, wir fragen, warum die Grün- 

(B) düng der Gemeinschaften, wie es dort heißt, „poli- 
tische Ziele mit wirtschaftlichen Mitteln" verfolgt. 
Warum wird das so vernebelt? Wir halten fest, die 
Gemeinschaft und ihre Gründung sind nicht nur 
wirtschaftliche, sondern eminent politische Mittel. 
Politisch sind die Verträge, politisch die nach ihnen 
arbeitenden Institutionen, politisch die Methoden 
und die Gegenstände der Vergemeinschaftung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sagen — man muß eben den Wortlaut dessen, 
was in den Materialen steht, noch einmal genau 
lesen — : die politischen Ziele waren nicht nur auf 
die Gründung beschränkt, sondern sie müssen uns 
den ganzen Weg begleiten. Diese Ziele müssen wir 
anstreben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke; Herr Kollege, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Dr. Apel? 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr 
Apel! 

Dr. Apel (SPD): Herr Kollege Marx, bauen Sie 
jetzt nicht fortlaufend Pappkameraden auf und über- 
sehen Sie dabei nicht geflissentlich die politische 
Zielsetzung, die die Haager Gipfelkonferenz aus- 
drücklich verfolgt hat und die z. B. auch der 
Davignon-Bericht und die beschlossenen Konsulta- 
tionen nachvollzogen haben? 


Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr 
Apel, ich versuche wirklich nicht, Pappkameraden 
aufzubauen. Ich hatte gestern mitunter den Eindruck, 
als ich die eine oder andere Rede von Ihrer Seite 
hörte, daß Sie selbst das geflissentlich tun. Aber 
vielleicht ist das eine Art von politisdier Bewertung, 
die uns eben trennt. Aber, Herr Apel, zur Sache! 

(Zuruf von der SPD: Antworten Sie doch! 

Geben Sie doch Antwort!) 

— Wenn Sie glauben, Sie seien auf einer Versamm- 
lung Ihrer eigenen Partei, mögen Sie so reden; hier 
im Bundestag nicht! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, hier werden keine 
Pappkameraden aufgebaut, sondern ich habe ganz 
konkret und nur zu einem einzigen Satz in den 
gestern von der Regierung vorgelegten Materialien 
zu dem Gegenstand, über den wir jetzt diskutieren, 
Stellung genommen. Ich habe mich bei seiner Be- 
wertung noch sehr zurückgehalten. Wenn Sie dies 
bitte nachlesen und ernsthaft darüber nachdenken 
wollen, werden Sie sicherlich zugeben, daß z. B. 
der Satz „politische Ziele würden mit wirtschaft- 
lichen Mitteln" verfolgt, von unserer Seite notwen- 
digerweise angegriffen werden muß, 

(Abg. Stücklen: Sehr richtig!) 

weil es sich nicht nur um wirtschaftliche, sondern 
auch um politische Mittel handeln muß, wenn die 
gesamte westeuropäische Entwicklung einen Sinn 
haben soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sicherlich hat die EWG auch ihren wirtschaftlichen 
oder, besser gesagt, ihren wirtschaftspolitischen 
Sinn. Sie findet jedoch ihre eigentliche raison d'etre, 
zumal für die Bundesrepublik Deutschland, die ja 
für ihr Zustandekommen und für ihr Funktionieren 
erhebliche Leistungen erbracht hat, in ihrem von 
uns gewollten und von uns mitgestalteten politi- 
schen Charakter. 

Nun, meine Damen und Herren, in der Antwort 
auf Frage 5 der Großen Anfrage beruft sich die 
Bundesregierung — gestern ist hier mehrmals dar- 
über gesprochen worden — auf den Harmel-Bericht 
vom Dezember 1967. Herr Kollege Wienand, Sie ha- 
ben sich in Ihren Ausführungen dazu wiederholt ge- 
äußerte und wir werden noch einmal Gelegenheit 
haben, uns das, was Sie dabei sagten, genau anzu- 
sehen, und zwar in zweierlei Hinsicht: erstens weil 
ich denke. Sie haben mit Ihrer Art der Darlegung 
tatsächlich versucht, so etwas wie eine neue Ver- 
teidigungskonzeption zu entwickeln, von der ich 
nicht sicher bin, ob sie diesen Namen noch verdie- 
nen würde. 

(Abg. Dr. Klepsch: Sehr wahr!) 

Und Sie haben zur gleichen Zeit — wir haben es 
jetzt auch gelesen — eine Große Anfrage Ihrer Frak- 
tion zur Verteidigungspolitik angekündigt. Ich sage 
Ihnen, daß die Fraktion der CDU/CSU ebenfalls, und 
zwar ausgehend von ihren verteidigungspolitischen 
Vorstellungen, eine solche Große Anfrage einbrin- 
gen wird, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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weil wir uns dann in der gemeinsamen Debatte — 
und Sie, Herr Kollege Wienand, haben mich gestern 
dazu eingeladen — über dieses Thema ausführlich 
und streng nach der Ordnung der Fragen unterhal- 
ten können. 

Sie müssen aber doch zugeben — und damit 
komme ich auf diese Frage zurück — , daß seit der 
Annahme des Harmel-Berichts sozusagen einiges 
passiert ist, daß sich z. B. die sowjetische Macht 
erneut in aller Brutalität gezeigt hat. Die Bundes- 
regierung beruft sich in der Antwort auf die Anfrage 
für ihre Politik auf die Konzeption jenes Berichts, 
wonach „detente“ und „defense" einander ergänzen 
sollen. Ich frage: Versteht sich der Warschauer Pakt 
ebenso? Davon kann doch — auch mit einem Blick 
auf die beiden Budapester Konferenzen — wohl 
nicht ernsthaft gesprochen werden. 

Die Bundesregierung geht bei den in der Ant- 
wort verwendeten Zitaten — auch das gehört offen- 
bar zur Methode ihrer Politik — um nahezu alle 
jene Teile des Harmel-Berichtes herum, die nicht 
ganz ins Konzept passen. Sie zitiert z. B. über die 
beiden Funktionen der Allianz folgendes aus dem 
Bericht: 

Die erste besteht darin, eine ausreichende mili- 
tärische Stärke und politische Solidarität auf- 
rechtzuerhalten, um gegenüber Aggression und 
anderen Formen von Druckanwendung ab- 
schreckend zu wirken . . . 

Die drei Auslassungspunkte am Schluß dieser Pas- 
sage sind bezeichnend- meine Damen und Herren. Ich 
(B) will Ihnen sagen, was die Bundesregierung ausge- 
lassen hat, und ich zitiere auch dies aus dem Be- 
richt: 

Aber die Möglichkeit einer Krise kann nicht 
ausgeschlossen werden, solange die zentralen 
politischen Fragen in Europa, zuerst und zu- 
nächst die Deutschlandfrage, 

(Abg. Dr. Barzel; Sehr wahr!) 
ungelöst bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Außerdem schließt die Situation mangelnder 
Stabilität und Ungewißheit noch immer eine 
ausgewogene Verminderung der Streitkräfte 
aus. 

So hieß es im Dezember 1967, und ich frage mich, 
warum die Bundesregierung ausgerechnet diese 
Stelle, die sie eigentlich zur Stützung ihrer Politik 
verwenden und zitieren müßte, ausgelassen hat. Ich 
frage mich weiter, ob es mit dem Weglassen, ob es 
mit der zur Zeit beobachteten Verharmlosung, mit 
dem Verschweigen und mit dem Herunterspielen 
der kommunistischen Realitäten so weitergehen 
soll. 

Manlio Brosio, der Generalsekretär der NATO, 
hat in einem den Harmel-Bericht kommentierenden 
Aufsatz die Sowjets aufgefordert, nicht nur mit 
Worten, sondern endlich auch durch Taten die aus- 
gestreckte Hand des Westens zu ergreifen. Dies 
gilt auch heute. Die Bundesregierung verweist auf 
die NATO-Beschlüsse von Rom und Brüssel. Wenn 


(C) 

wir dort nachlesen, finden wir — in der sehr behut- 
samen Sprache der Dokumente — den Hinweis auf 
„bestimmte beunruhigende Merkmale der inter- 
nationalen Situation". Es wird hinzugefügt, daß man 
diese Tatsachen nicht ignorieren dürfe, denn die 
Sowjetunion habe „die Absicht, ihren politischen 
Einfluß auszudehnen und zu stärken", und sie hand- 
habe ihre Beziehungen zu anderen Staaten „auf der 
Grundlage der Vorstellungen, von denen einige der 
Entspannung nicht dienlich sind". 

In diesem Zusammenhang frage ich mich: Wie 
eigentlich entwirft die Bundesregierung in ihrer 
Antwort ein knappes, wenn auch nur skizzierendes 
Bild^der sowjetischen Macht? Gibt es für die Bun- 
desregierung eine sowjetische Europapolitik, eine 
sowjetische Westpolitik? Wenn ja, wie sieht das 
aus? Aber man wird vergeblich auch nur einen ein- 
zigen Hinweis zu all dem suchen. Die Bundesregie- 
rung sagt dazu nichts. Ihre Beurteilung der sowjeti- 
schen Politik, ihrer Ziele, Absichten und Metho- 
den bleibt auch in dieser Antwort dunkel. 

Meine Damen und Herren, auch darüber ist ge- 
stern wiederholt gesprochen worden: Es hat sich in 
den letzten Wochen eine neuerliche Kontroverse an 
Aussagen der Regierung und der Abgeordneten 
Wehner und Apel entzündet. Ich entnehme diesen 
Aussagen, meine Herren, daß Sie auf dem Wege 
zurück hinter Ihre eigenen früheren Versicherungen 
sind. Ich meine nämlich den für uns unauflösbaren 
Zusammenhang zwischen befriedigender Berlin- 
Regelung, innerdeutschen Regelungen und der Ein- 
bringung der Unterzeichneten Verträge zur Rati- 
fikation. pj 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Dr. Apel? 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Gerne. 

Dr. Apel (SPD): Herr Kollege Marx, haben Sie 
soeben mit Ihren Ausführungen unterstellen wollen, 
daß Herr Kollege Wehner und ich eine befriedi- 
gende Berlin-Regelung nicht mehr als Vorausset- 
zung für die Ratifizierung des deutsch-sowjetischen 
Vertrages ansehen? 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr 
Apel, ich habe gesehen, daß Sie sich schon zur Frage 
erhoben haben, noch ehe Sie den Inhalt des Satzes 
haben verstehen können, weil er noch nicht aus- 
gesprochen war. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Apel; 

Ich bin eben ein schneller Brüter!) 

Insoweit ist dies ein Kompliment für Ihre gute 
Reaktionsfähigkeit am frühen Morgen. Ich muß aber 
sagen, die Frage erübrigt sich, wenn Sie bitte zu- 
hören, was ich jetzt anschließend sage. Ich will 
Ihnen nämlich sagen, Herr Apel, daß gerade Sie es 
waren, der sich besonders bösartig und — ich muß 
das hinzufügen — für uns beleidigend geäußert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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’ A 

Sie haben nämlich die ganz absurde Behauptung 
aufgestellt, wir würden zusammen mit der SED ein 
eindeutiges Spiel treiben und damit der Entspan- 
nungspolitik zuwiderhandeln. 

(Abg. Dr. Barzel; Pfui! — - Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU. — Abg. Dr. Apel meldet 
sich zu einer weiteren Zwischenfrage.) 

— Herr Apel, wenn Sie jetzt eine Frage stellen 
wollen, würde ich doch bitten, daß Sie die Gelegen- 
heit nutzen, um deutlich zu machen, daß Sie sich 
davon distanzieren, 

(Beiball bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funtke: Sie gestatten die 
Zwischenfrage? 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Bitte sehr! 

Dr. Apel (SPD): Herr Kollege Marx, wollen Sie 
eigentlich den Zusammenhang bestreiten, daß der- 
jenige, der die Ratifizierung des deutsch-sowjeti- 
schen Vertrages nicht nur mit einer befriedigenden 
Berlin-Lösung befrachtet — die gehört sowieso 
dazu, weil es Teil des Gewaltverzichtes ist — , 

(Zurufe von der CDU/CSU — Abg. Dr. 

Marx [Kaiserslautern]: Befrachtet: meinen 
Sie damit die CDU?) 

fRl 

sondern im voraus auch noch verlangt, daß inner- 
deutsche Regelungen kommen, damit der DDR eine 
absolute Sperrmöglichkeit gibt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der hätte zuhö- 
ren müssen! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

insofern in der Tat das Spiel der SED betreibt? Wol- 
len Sie das bestreiten, und können Sie bestreiten, 
daß Sie damit, wenn Sie dieses verlangen, gewollt 
oder ungewollt das Spiel der SED spielen? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu- 
rufe von der CDU/CSU.) 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr 
Apel, Sie haben leider die Chance, sich von Ihrem 
unerhörten Vorwurf zu befreien, nicht genutzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie können durch eine nicht ganz durchgeformte 
und nicht ganz durchdachte dialektische Unterstel- 
lung nicht aufs neue den Versuch machen, diese 
Fraktion auch nur in die Nähe dessen zu bringen, 
war wir an politischer Ausformung bei Ulbricht und 
seiner SED sehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen — das muß ich jetzt hinzufügen — 
gab es in den Weihnachtsferien Äußerungen in der 
Presse, einer Ihrer Kollegen wolle in Kürze eine 
Dokumentation zu diesem Thema vorlegen. Wir 
warten darauf, denn wir möchten gerne, daß so un- 


erhörte Arten von Unterstellungen zumindest mit 
dem Anschein der wissenschaftlichen Dokumentation 
unterlegt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Verehrter Herr Apel, die Art und Weise, wie Sie 
sich da ausgelassen haben, zeigt uns, daß Sie an- 
gesichts der Tatsache, daß sich Ihre Politik in der 
Sackgasse befindet, offenbar verzweifelt sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
Zurufe bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Raffert: Das hätten Sie gerne!) 

— Herr Raffert, wir haben es nicht erfunden, son- 
dern wir weisen zurück, und zwar noch in die Zeit 
des Spätherbstes 1969, wo der Herr Bundeskanzler 
immer wieder auf den engen Zusammenhang zwi- 
schen, wie er sich ausdrückte, Moskau, Warschau 
und Ost-Berlin in allem, was dort geschieht, hinge- 
wiesen hat. Ich verweise z. B. auf ein Interview des 
Kanzlers vom 20. Mai letzten Jahres, wo er wörtlich 
sagte: „Alles hängt zusammen." Das ist auch logisch, 
und wir haben es auch so verstanden. Aber jetzt 
muß ich fragen: Wo ist dieser Zusammenhang heute? 
Am Anfang dieser Politik erweckte unsere Regie- 
rung den Eindruck, die ganze Ostpolitik diene vor- 
rangig einem wichtigen Ziele, nämlich der Besse- 
rung der Lage der Menschen im geteilten Deutsch- 
land. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Wie aber stellt es sich heute dar, und — das 
müssen wir doch auch fragen — was leistet die DDR 
an eigenen Beiträgen für eine Regelung, die die 
Menschen in beiden Teilen Deutschlands spüren, die 
ihnen wirklich weiterhilft, die tatsächlich als ein Bei- 
trag zur Entspannung und zur Menschlichkeit be- 
zeichnet werden kann? Wir haben aus der Rede, die 
der Herr Bundeskanzler gestern hier hielt, entnom- 
men, daß sich seine Beurteilung der Situation drü- 
ben realistischer darstellt. Vieles, was er vorgetra- 
gen hat, war auf Moll gestimmt, und vieles von dem, 
was im Laufe des letzten Jahres an euphorischen 
Stimmungen erzeugt worden war, hat jetzt wegen 
der harten und doch von uns allen so sehr beklagten 
Tatsachen einer nüchternen Beurteilung Platz ge- 
macht. 

Meine Damen und Herren, die Regierung sagt, 
Ost-Berlin stemme sich der Tendenz zur Entspan- 
nung entgegen. Niemand, der objektiv urteilt und 
Tatsachen nicht durch Illusionen oder zungenfertige 
Interpretationen ersetzt, wird behaupten können, 
daß die deutsche Filiale des sowjetischen Systems 
ihren Kurs auf Entspannung oder sogar auf Verstän- 
digung oder Versöhnung gerichtet hätte. Die Ver- 
härtung der Position der SED ist — das wissen wir 
alle — ein Zeichen ihrer eigen Untersicherheit. Man 
hat diese Verhärtung in Ost-Berlin seit dem April 
1968, also seit der Einführung der sogenannten 
sozialistischen Verfassung, immer weiter vorange- 
trieben. Hieran hat sich trotz aller Hoffnungen auf 
Grund der neuen Ostpolitik unserer Bundesregie- 
rung nichts geändert. Die Situation hat sich leider 
noch verschärft. 

(Abg. Dr. Klepsch: Sehr wahr!) 
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Bei der Lektüre von Ostberliner Dokumenten fällt 
auch auf, daß die Sprache der SED noch schärfer, 
noch hochfahrender und noch selbstbewußter ge- 
worden ist. Die Sperrmaßnahmeri auf den Zufahrts- 
wegen nach Berlin — heute morgen hören wir wie- 
der davon, daß die Lastkraftwagenfahrer acht Stun- 
den warten müssen — sprechen ihre eigene und 
unüberhörbare Sprache. Sie zeigen, wie man drüben 
Entspannung praktiziert. Sie zeigen auch, daß man 
in Ost-Berlin jetzt darangeht, mit Mitteln der 
Schikane zu versuchen, wesentliche Grundrechte von 
uns einzuschränken. Wenn wir — sei es als Fraktion 
oder als Parteivorstand oder als Konferenz der 
Fraktionsvorsitzenden — in Berlin tagen, so üben 
wir doch offenkundig das Recht der Koalitionsfrei- 
heit, der Versammlungsfreiheit und der Meinungs- 
freiheit aus. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Aber gerade das Abhalten dieser Veranstaltungen 
wird nun, und zwar offen und zynisch, von den 
Grenzposten als Ursache für die Sperrmaßnahmen 
angegeben. Früher wurden Straßenausbesserungen 
als Grund genannt. In einem anderen Fall war ein- 
mal eine Schleuse nicht in Ordnung; sie mußte repa- 
riert werden. Heute sagt man offen, was der eigent- 
liche Grund ist. 

(Abg. Dr. Klepsch: Sehr wahr!) 

Leider fühlen sich diejenigen, welche Berlin immer 
weiter abschnüren wollen, durch manche leichtfer- 
tige Äußerung über die Bereitschaft, sogenannte 
demonstrative Berlin-Präsenz einzuschränken, er- 
mutigt. Meine Damen und Herren, ich bitte darum, 
solche Äußerungen endlich zu unterlassen. Wer das 
Zusammenkommen demokratischer politischer Gre- 
mien in Berlin in Frage stellt — übrigens zur glei- 
chen Zeit, da die Sozialistische Einheitspartei West- 
Berlins dort massiv für die sowjetische Berlin- und 
Deutschlandkonzeption wirbt — , hilft Ulbricht, irri- 
tiert unsere Verbündeten und schadet Berlin. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, man hört in letzter 
Zeit — das möchte ich einmal darstellen — öfters 
die These — diese These wird auch von manchen 
Kollegen auf der linken Seite des Hauses ausge- 
sprochen — , daß die DDR ein besonders starkes 
Eigengewicht im Rahmen der Ostblockländer er- 
worben habe. Dieses Eigengewicht, so wird gesagt, 
zwinge die Sowjets, Dinge zu tun, die außerhalb 
ihres Konzeptes und ihrer wahren Absichten lägen. 
Manche Spekulation ist darüber angestellt worden, 
ob sowjetische Emissäre sich nicht immer wieder 
genötigt sahen, zu Ulbricht zu reisen und ihm gut 
zuzureden, damit er doch auf den Pfad der gemein- 
sam vereinbarten Entspannungstugend zurückge- 
führt werden könne. Es ist mitunter sogar eine Hal- 
tung der SED konstruiert worden, die, wie man sagt, 
den guten und auf Entspannung gerichteten Absich- 
ten der Sowjets entgegenwirkt. 

Meine Damen und Herren, niemand in der 
CDU/CSU sieht den Osten etwa als eine völlige, 
fugenlose Einheit. Wir wissen, daß es dort viele 


(C) 

Nuancen gibt, und wir kennen sie auch. Wir kennen ' ^ 
auch das Gewicht, das die DDR im Rahmen des 
Warschauer Paktes und des „Rates für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe" besitzt. Aber wir wissen auch, daß 
die Sowjetunion über jene Macht verfügt, die es ihr 
erlaubt, überall dort ihren Herrschaftsanspruch 
durchzusetzen, wo sie dies für ihre eigene imperiale 
Politik als richtig erachtet. 

Vor Jahren wurde draußen und auch hier — viel, 
und von manchem, wie ich glaube, in zu lautem 
Ton, über sogenannte „zentrifugale Tendenzen" im 
Osten gesprochen. Viele glaubten, daß die natio- 
nalen Wünsche, die in der Tiefe der Geschichte an- 
gelegten Kräfte der Ost- und Südosteuropäer, ihr 
Drang nach Selbständigkeit und Freiheit, ein poly- 
zentrisches System des Weltkommunismus herbei- 
führen würden. Viele haben daran die Hoffnung 
geknüpft, daß in einer solchen Differenzierung die 
eigentliche Möglichkeit zu einer vernünftigen Ko- 
operation — bilateral und multilateral — mit dem 
Westen liege. 

Es trifft zu, daß es diese Kräfte gab und gibt, aber 
— meine Damen und Herren, wer wollte das 
leugnen — ihre Wirkung ist doch niedergezwungen 
durch jene eisernen institutionellen Klammern, die 
der Wille der sowjetischen Führer um den ge- 
samten Ostblock gelegt hat: erstens durch den War- 
schauer Pakt, der nur ein verlängerter Arm des so- 
wjetischen Generalstabs ist, zweitens durch das 
COMECON, das die wirtschaftlichen Interessen der 
Sowjetunion absichert, drittens durch das, was man 
die Breschnew-Doktrin nennt, welche die rigorose p) 
Handhabung jener Form von „brüderlicher Hilfe" 
erlaubt, die dann angewandt wird, wenn nach der 
Definition der Sowjetunion die geheiligten Prin- 
zipien des sozialistischen Lagers und des proleta- 
rischen Internationalismus berührt werden. 

Die DDR, meine Damen und Herren, ist ein Teil 
dieses Systems. Sie ist durch die Organisation der 
Partei, durch die totalitäre Methode ihrer Machtaus- 
übung und durch die Amalgamierung ihres recht- 
lichen und gesellschaftlichen Gefüges in den sowje- 
tischen Willen diesem, und zwar mehr als andere, 
unterworfen. Die DDR ist auch ein besonders treuer 
Bundesgenosse. Sie versteht sich — ich zitiere dabei 
sie selbst in ihrer oft frenetischen Sprache — als 
Leuchtfeuer des sozialistischen Lagers gegenüber 
dem imperialistischen kapitalistischen Westen. Und 
dieser Teil Deutschlands — auch das soll nicht ver- 
gessen und verschwiegen werden — ist von 20 so- 
wjetischen Divisionen, die eine militärische Elite 
darstellen, besetzt, und er ist durch vielfältige Be- 
schlüsse an die gemeinsame, in Moskau konzipierte 
Linie der Politik göbunden. 

Es sollte niemand, meine Damen und Herren, 
glauben, daß sich gerade dieser Teil Deutschlands 
im Herzen Europas, der von Ost-Berlin aus regle- 
mentiert und von Tausenden sowjetischer Beobach- 
ter und Berater kontrolliert wird, eine eigentsändige 
Politik, ja, vielleicht sogar eine, die gegen die Inter- 
essen und Entspannungsbemühungen der Sowjet- 
union gerichtet wäre, erlauben könnte. 

(Abg. Dr. Klepsch: Sehr richtig!) 
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Den Sowjets ist ihre deutsche Bastion — gestern 
ist die Aufforderung ausgesprochen worden, diese 
Überlegungen einmal von der anderen Seite her zu 
verstehen; ich mache jetzt gerade diesen Ver- 
such — viel zu wichtig, als daß sie ihrem dort re- 
sidierenden Statthalter tatsächliche Abweichungen 
von der Linie erlauben würden. 

Um was es sich wirklich handelt, ist dieses: Im 
Spiel der verteilten Rollen hat die DDR jene des 
Verzögerers, jene des Widerspenstigen übernom- 
men, den man durch weitere Zugeständnisse be- 
ruhigen soll. Ich möchte sagen: Die DDR-Karte wird 
immer dann ins Spiel gebracht, wenn andere sich 
nicht selber, allzu sichtbar, die Hände schmutzig 
machen wollen. 

Meine Damen und Herren! Was nun Gespräche, 
Verhandlungen und schließlich auch einen künftigen 
Vertrag mit der CSSR anlangt, so verfolgen wir mit 
Aufmerksamkeit die Äußerungen, die hierzu aus 
Prag zu uns herübertönen. Leider hat die monotone 
Forderung nach der Ungültigkeitserklärung des 
Münchener Abkommens von Anfang an — in der 
Fachsprache: ex tune — sich nicht verflüchtigt, son- 
dern in den letzten Wochen noch verstärkt. 

(Abg. Dr. Klepsch: Sehr wahr!) 

Eine solche Forderung geht an allen historischen 
und rechtlichen Gegebenheiten vorbei. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie ist offenbar ausgewählt, um jetzt das freie 
Deutschland zu demütigen. Man muß sich das ein- 
mal genau vergegenwärtigen, um auf diesem Um- 
weg nun, sozusagen von der anderen Seite her, 
eine Identitätstheorie aufzubauen. 

In diesem Zusammenhang ist es erstaunlich, daß 
sich die Sowjetunion, wenn sie schon darauf be- 
steht, daß das Münchener Abkommen als null und 
nichtig zu erklären sei, nicht auch — und zwar in 
konsequenter Analogie — bereit erklärt, den Hit- 
ler-Stalin-Pakt vom 23. August 1939 für ungültig 
erklären zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn dort wurde doch in dem Zusatzabkommen 
zwischen beiden Diktatoren die polnische Ostgrenze 
festgelegt. Niemand wird bestreiten können, daß 
diese Grenze mit nackter Gewalt von beiden Seiten 
geschaffen wurde. 

Seit die Sowjetunion und die CSSR im Mai des 

vergangenen Jahres ihr — was man da so nennt — • 
Freundschaftsabkommen abgeschlossen haben, ist 
nicht nur die Unterwerfung dieses unglücklichen 
Nachbarlandes unter den sowjetischen Willen wo- 
möglich noch perfekter und dauerhafter geworden, 
sondern uns gegenüber wird stereotyp die Formel 
gebraucht, daß man nur einen Weg zur Normalisie- 
rung des Verhältnisses zwischen Deutschen und 
Tschechen finden könne, nämlich denjenigen, der 
über die „Nullität" des Münchener Abkommens 
führt. 

Meine Damen und Herren, noch während der Ver- 
handlungen von Egon Bahr in Moskau haben die 
Sowjets und die Tschechen die Formulierung in 


Art. 6 ihres Abkommens vereinbart, in dem sie 
maximale Positionen uns gegenüber festgelegt ha- 
ben. Aber die Bundesregierung hat es als bemer- 
kenswert und Erfolg ihrer Moskauer Verhandlungen 
gewertet, daß die Sowjets von uns in dem Vertrag 
nicht ein solches Einverständnis gefordert hätten. 
Aber man kann sagen: Die Folgerichtigkeit und Raf- 
finesse sowjetischer Diplomatie kann, wie dieses Bei- 
spiel zeigt, das gleiche Ziel auch auf verschlungenen 
Pfaden erreichen. Idi erinnere in diesem Zusammen- 
hang daran, daß wir ja auch die Absichtserklärungen 
haben, die die Bundesregierung durch einen hohen 
Beamten hat unterzeichnen lassen, in denen klar 
dargelegt ist, wie es dort weitergehen soll. 

In der Antwort der Bundesregierung und auch in 
einem großen Teil der gestrigen Debatte ist über 
'das Problem der europäischen Ordnung in der NATO 
gesprochen worden. Es gibt da neue Beschlüsse; 
das ist gut. Aber ich glaube, daß die Wirklichkeit 
nicht sehr ermutigend aussieht. Es wäre angesichts 
der neu zugeführten sowjetischen Waffenpotentiale, 
der gemeinsamen militärischen Stärke und — das 
sage ich im Zusammenhang mit dem Begriff des 
Gleichgewichts — der zahlenmäßigen Überlegenheit 
der Warschauer-Pakt-Truppen im Abschnitt Europa 
Mitte, im Mittelmeer und im Norden von entschei- 
dender Bedeutung, daß sich die Europäer entschlös- 
sen, ihre Pflichten innerhalb des Verteidigungs- 
systems neu zu überdenken. Denn es ist doch wohl 
richtig, daß die NATO-Streitkräfte in Europa an jene 
kritische Schwelle gekommen sind, die unserer Über- 
zeugung nach nicht unterschritten werden darf. Wür- 
de sie trotzdem unterschritten, so wäre die Möglich- 
keit einer realistischen, aussichtsreichen und kon- 
fliktverhindernden Verteidigung in unerträglicher 
Weise eingeengt. 

Gemessen an dem, was die Bundesregierung bei 
ihrem Amtsantritt und beim Abschluß des deutsch- 
sowjetischen Vertrages an Erwartungen, Hoffnun- 
gen, Absichten und Versicherungen vorgetragen 
hat, sehen wir diese Politik scheitern. 

Die Bundesregierung sagte, sie gehe von der Lage 
aus, wie sie ist. Sie behauptet gleichzeitig in ihrer 
Antwort, daß die Weltpolitik auf Entspannung ge- 
richtet sei. Wir alle wollen Entspannung; da sind 
wir uns doch einig. Aber wir sehen, daß sie auf der 
anderen Seite offenbar nicht gewollt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Regierung hat allen Entspannung versprochen. 
Aber es hat sich gezeigt • — ■ und Herr Kollege Barzel 
hat gestern darauf hingewiesen — , daß keine ein- 
zige der Spannungsursachen beseitigt worden ist. Im 
Gegenteil, durch die Verträge sind sie festgeschrie- 
ben worden. 

(Abg. Dr. Klepsch: Sehr wahr!) 

Die Bundesregierung versprach Ausgleich. Aber, 
meine Damen und Herren, wir sehen heute, daß sich 
die sowjetische Vorherrschaft über Europa weiter- 
entwickelt. 

Die Regierung sagt, sie wolle Versöhnung mit 
allen Völkern in Osteuropa. Gut, das ist das eigent- 
liche und auf Dauer konzipierte Ziel unserer Politik. 
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Aber die Völker — der Ton liegt auf „die Völker" 
— in Osteuropa, die, wie man hinzufügen muß, über 
uns durchaus anders denken, als ihre Regierungen 
glauben machen, dürfen nicht laut sprechen; sie sind 
mit ihren eigenen Regierungen selbst nicht in inne- 
rem Einverständnis. 

Die Bundesregierung hat in deutschen Fragen An- 
näherung angekündigt. Meine Damen und Herren, 
scharfe Abgrenzung ist die Antwort aus Ost-Berlin. 

Die Regierung hat Erleichterungen des Lebens für 
die Menschen im geteilten Deutschland in Aussicht 
gestellt. In Wahrheit wurden und werden unser 
Land und seine Demokratie immer nadidrücklidier 
und immer krasser in das Feindbild der anderen 
Seite eingeordnet. 

Die Bundesregierung hat gesagt, daß im Zentrum 
ihrer Ostpolitik — ich wiederhole, was ich vorhin 
andeutete — ihre Bemühungen um eine einvernehm- 
liche Regelung der deutschen Frage stünden. Jetzt, 
so scheint es, ist isie bereit, die Verträge auch ohne 
eine innerdeutsche Regelung zur Ratifizierung vor- 
zulegen. 

Die Bundesregierung hat gesagt, sie wolle keine 
endgültige Regelung in der Grenzfrage mit Polen 
vornehmen. In Polen aber und darüber hinaus fast 
überall in der Welt versteht man die vertraglichen 
Regelungen als endgültig. 

Die Bundesregierung hat immer wieder der Er- 
wartung Ausdruck gegeben, daß auch die Sowjet- 
union die Realitäten auf unserer Seite anerkenne. 
Jetzt erweist es sich, daß Moskau nicht daran denkt, 
die Wirklichkeit in West-Berlin, so wie sie ge- 
wachsen und für uns von vitaler Bedeutung ist, an- 
zuerkennen. 

Die Bundesregierung hat die Hoffnung geäußert, 
daß nach ihrer Moskauer Vorleistung — so sehen 
wir es — eine wirklich befriedigende Berlin-Rege- 
lung erreicht werde. Nun ist uns allen, wie ich 
denke, klargeworden, daß die Sowjets für eine 
solche Regelung weitere substantielle Leistungen 
fordern und daß die in Moskau bereits geleisteten 
Zugeständnisse konsumiert sind. Es ist schon wahr: 
die andere Seite arbeitet nach der Devise „Was ich 
habe, ist tabu; was du hast, steht zur Disposition". 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich komme zum Schluß. Die Bundesregierung 
glaubte, daß die Anerkennung eines Staatscharak- 
ters der DDR die Basis für friedliche Koexistenz, für 
politischen und wirtschaftlichen Wettbewerb ge- 
schaffen habe. In Wirklichkeit hat diese Politik — 
z. B. in den 20 Kasseler Punkten und in den Mos- 
kauer Absichtserklärungen niedergelegt — dazu 
nicht geführt; die friedliche Koexistenz ist weit ent- 
fernt. Im übrigen — damit nehme ich noch etwas 
auf, was gestern von Ihnen, Herr Apel, in einer 
Kontroverse mit dem Kollegen Barzel diskutiert 
worden ist — kann die zielgerichtete, hinterhältige 
und folgenschwere Agitation der DDR gegen uns in 
Guinea nur als ein sichtbar gewordenes Element der 
aggressiven Politik desjenigen deutschen Teiles ver- 
standen werden, mit dem man hier „koexistieren" 
will und wo man vorgibt, dies sei möglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 


(C) 

Der Herr Bundeskanzler hat gestern in seiner Ant- 
wort auf die Ausführungen unseres Fraktionsvorsit- 
zenden, die, wie ich glaube, polemische und unge- 
rechtfertigte Behauptung aufgestellt, unsere Politik 
führe zurück in die 50er Jahre. 

(Abg. Dr. Apel: Das stimmt doch wohl!) 

Herr Bundeskanzler, ich glaube, dies gehört mit in 
die Diskreditierungskampagne, in der man die 
Dinge in der Öffentlichkeit so darzustellen versucht, 
als ob wir eine reaktionäre Politik betrieben. Wahr 
ist aber, daß die Politik dieser Regierung unter dem 
Anspruch und dem Anschein des Progressiven in 
der Tat in Verhärtungen vielfältiger Art zurückge- 
führt hat. 

(Abg. Dr. Klepsch: Sehr wahr!) 

Gegenüber der Behauptung, man werde dann 
keine Verbündeten finden, muß ich darauf hinwei- 
sen, daß wir da ohne Sorge sind. Es war die Partei 
Konrad Adenauers, die das, was man heute Ver- 
bündete nennt, zu Verbündeten dieses Landes gegen 
den Widerstand anderer gemacht hat, und es war 
die Partei Konrad Adenauers, ja, er war es, selbst, 
der den Deutschland- Vertrag herbeigeführt hat. 
Wenn gesagt wird, wir fänden dann keine Verbün- 
deten mehr, so müssen wir antworten, daß wir 
sehen,, wie die Regierung heute dabei ist, Sinn und 
Geist des Deutschland-Vertrages, der einen wesent- 
lichen Faktor unserer Sicherheit darstellt, perma- 
nent auszuhöhlen. Dies ist die Wirklichkeit, und 
dies ist das, was wir zurück und nicht vorwärts 
nennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) (D) 

Meine Damen und Herren! Wenn ich nicht selbst 
geglaubt hätte, daß die Bundesregierung mit dieser 
Politik wirklich scheitere, dann hätte mich, Herr 
Kollege Wehner, Ihre Erklärung vom 5. Januar 
eines schlechteren belehrt. Sie haben, Herr Wehner, 
von einem Desaster gesprochen, das sich anbahne, 
wenn die Verträge nicht ratifiziert würden. In Wirk- 
lichkeit hat diese Politik bereits zum Desaster ge- 
führt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Apel? — ■ Herr Abgeordneter Apel, bitte! 

Dr. Apel (SPD): Herr Kollege Dr. Marx, wollen 
Sie, wenn Sie zitieren, auch genau zitieren! Darf ich 
Sie darauf hinweisen, daß Kollege Wehner gesagt 
hat — und das stimmt überein mit der Meinung 
meiner Fraktion — , daß es ein Desaster wäre, wenn 
die Ratifizierung der Verträge an der deutschen 
Seite scheitern würde, das hieße, wenn wir fort- 
während, wie Sie es tun, diese Ratifizierung mit 
weiteren Vorbedingungen befrachten würden? 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr 
Apel, ich wiederhole noch einmal und bedanke mich 
für das Ungeschick Ihrer Frage: 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

es ist nicht eine von uns neu aufgebrachte Vorbe- 
dingung. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Wir befinden uns in dieser vitalen Frage eindeutig 
auf jenen Positionen, die Sie selbst doch ausgegeben 
haben. Wie können Sie, wenn Sie Ihre eigenen Po- 
sitionen minimalisieren, uns, die wir darauf stehen- 
bleiben, vorwerfen, wir würden neue Hürden auf- 
bauen? Ich habe das nicht verstanden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge- 
statten Sie eine weitere Frage? 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Wir wol- 
len auch mit der Zeit ein wenig sorgsam umgehen. 
Wir haben noch eine ganze Reihe von Einlassungen. 
Denn obwohl die Große Anfrage und die Antwort 
eine Menge von Floskeln enthält, gibt es politisch 
eine Fülle von weiteren Dingen zu sagen, die 
Kollegen von meiner Fraktion hier vortragen möch- 
ten. Deshalb, bitte, eine letzte Frage! 

Dr. Apel (SPD); Herr Kollege Marx, sind Sie be- 
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß natürlich in den 
Kontext unserer Ostpolitik ein Vertrag mit der DDR 
zur Regelung des innerdeutschen Verhältnisses mit 
hineingehört, daß wir es aber ablehnen, das als Vor- 
bedingung in die Ratifizierung des deutsch-sowje- 
tischen Vertrages einzubeziehen? 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Haben 
Sie nicht, Herr Apel, selbst gesagt, daß dies alles 
ein gemeinsames Ganzes ist? Haben Sie nicht im 
(B) Juni letzten Jahres Kabinettsentscheidungen dar- 
über gefällt und haben Sie nicht in diesem Hause 
und in der Öffentlichkeit immer gesagt, daß das 
Ziel Ihrer Politik — ich wiederhole es, und das ist 
ja auch für uns das Entscheidende — nicht Ver- 
träge sind, sondern die Verbesserung des Lebens 
der Menschen im geteilten Deutschland ist. Darauf 
kommt es an. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Apel, noch einmal; Wenn Sie sehen, daß Sie 
das nicht durchsetzen können, müssen wir mitein- 
ander überlegen, was man anders machen kann. 
Aber ich weigere mich. Ihnen zu erlauben, daß Sie 
den Versuch machen, uns die Schuld in die Schuhe 
zu schieben, wo Sie selbst — ich wiederhole — mit 
dieser Politik in die Sackgasse geraten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, eine letzte Bemerkung. 
Wir fragen die Bundesregierung, ob sie denn nicht 
sieht — ich sage das jetzt einmal mit allem Bedacht 
und auf Grund der dauernden Lektüre dessen, was 
in Osteuropa geschrieben wird — , daß diese Ihre 
Politik, wie wir es verstehen, der hektischen An- 
näherung auch drüben, auf der anderen Seite zu 
Problemen geführt hat. Und ich frage, ob sie sich 
denn auch ganz sicher ist, daß nicht die Sowjet- 
union eines Tages das Steuer herumwirft. Was 
dann? 

Meine Damen und Herren! Wandel durch An- 
näherung stand als einprägsame Losung am Anfang 
dieser Politik. Sie stammt von demjenigen, den ich 


als einen der Architekten dieser Politik ansehe, von ^ ^ 
Staatssekretär Bahr. Wo wir, die CDU/CSU, für 
Geduld, für Augenmaß, für Klarheit und für Zähig- 
keit eingetreten sind und dies zur Grundlage unse- 
res politischen Handelns gemacht haben, bildet sich 
nun offenbar heraus: Wandel bei uns, Verhärtung 
bei den anderen. Dies, meine Damen und Herren, 
ist in der Tat ein Desaster, dies ist auch das Urteil 
über die Politik, die sich in der Großen Anfrage für 
unseren Begriff nur mangelhaft, aber in den ent- 
scheidenden Dingen doch unverhüllt präsentiert hat. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Dr. Achenbach. 

Dr. Achenbach (FDP); Frau Präsidentin, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Fraktion der 
Freien Demokraten — lassen Sie mich dies zu Be- 
ginn meiner Darlegungen ganz klar sagen — billigt 
uneingeschränkt die Außenpolitik, die die Regie- 
rung Brandt/Scheel seit ihrer Bildung betrieben hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es war nach Westen wie nach Osten wie auch gegen- 
über der Dritten Welt eine Politik redlicher und 
zäher Bemühungen zur Sicherung und Festigung des 
Friedens. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Welch vornehmeres Ziel könnte es für einen Deut- 
schen, der sein Land und sein Volk liebt, aber auch 
in einer durch die moderne Technik klein gewor- (p) 
denen Welt um seine Verantwortung für das Schick- 
sal der anderen Völker weiß, geben, als unserem 
Volk, unseren Nachbarn, ja der ganzen Welt den 
Frieden zu erhalten, soweit dies von unserer Politik 
abhängt! Dieses Volk und ebenso seine europäischen 
Nachbarvölker in West und Ost, die in diesem Jahr- 
hundert durch zwei große Weltkriege haben hin- 
durchgehen müssen, haben es wahrlich verdient, 
Herr Kollege Stücklen, daß ihre aus dem Leid der 
Kriege geborene Sehnsucht nach dauerhaftem Frie- 
den von allen politisch Verantwortlichen als sie bin- 
dende Verpflichtung respektiert wird, alles in ihren 
Kräften Stehende zu tun, eben um diesen dauerhaf- 
ten Frieden herbeizuführen. 

Aus der Rede des Bundeskanzlers und den Ant- 
worten, die der Bundesaußenminister im Namen der 
Bundesregierung auf die Große Anfrage der Frak- 
tionen der SPD und FDP betreffend die Außenpolitik 
der Bundesregierung gegeben hat, habe ich im Ge- 
gensatz zu Ihnen, Herr Kollege Marx, die feste 
Überzeugung gewonnen, daß sich in unserer Regie- 
rung redliche Menschen redlich darum bemühen, 
neuem Unheil vorzubeugen. Ich freue mich, daß 
diese Redlichkeit der Gesinnung und der Bemü- 
hungen in West und Ost anerkannt wird, was ich 
selbst in vielen Gesprächen an Ort und Stelle in 
West und Ost feststellen konnte. 

Mit der Regierung bedauere ich allerdings zu- 
tiefst — und dies als ein Mann, der seit Jahren 
gerade auch für innerdeutsche Gespräche eingetre- 
ten ist — , daß die Friedenspolitik der Regierung 
Brandt/Scheel in der DDR noch nicht den Widerhall 
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gefunden hat, den sie verdient. Ich hoffe mit der Re- 
gierung, daß die DDR in absehbarer Zeit die mit 
dem gleichen Gewicht wie auf der Bundesrepublik 
auch auf ihr lastende Verantwortung für den Frieden 
unseres Volkes und den Frieden in Europa ebenso 
stark empfindet wie wir und ihr Verhalten danach 
einrichtet. 

In dem Moskauer Vertrag, Art. 1 Abs. 2, bekun- 
den die Sowjetunion und die Bundesrepublik „ihr 
Bestreben, die Normalisierung der Lage in Europa 
und die Entwicklung friedlicher Beziehungen zwi- 
schen allen europäischen Staaten zu fördern, und 
gehen dabei von der in diesem Raum bestehenden 
wirklichen Lage aus". Dieses sollte auch die DDR 
tun, hat sie doch den Moskauer Vertrag zwischen der 
Sowjetunion und der Bundesrepublik offiziell be- 
grüßt, und ist sie doch auch sicherlich von der So- 
wjetunion über den Gang der Verhandlungen ge- 
nauestens unterrichtet worden, auch darüber, daß 
der sowjetische Außenminister der deutschen Ver- 
handlungsdelegation in Moskau bei der Eröffnungs- 
sitzung im Spiridonowka-Palais erklärte, die So- 
wjetunion wünsche eine Wende in ihren Beziehun- 
gen zur Bundesrepublik, eine Wende zur vertrau- 
ensvollen Zusammenarbeit. Dabei betonte der so- 
wjetische Außenminister, die Sowjetunion wolle die 
Bundesrepublik nicht deren Freunden und Verbün- 
deten abspenstig machen, ebenso wie sie davon 
ausgehe, daß die Bundesrepublik die Sowjetunion 
nicht deren alten Freunden abspenstig machen wolle. 
Die DDR weiß auch, daß gemäß Ziffer 5 des soge- 
nannten Bahr-Papiers zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der 
Sowjetunion Einvernehmen darüber besteht, daß 
der Moskauer Vertrag und entsprechende beabsich- 
tigte Verträge der Bundesrepublik mit anderen 
sozalistischen Ländern, insbesondere die mit der 
Deutschen Demokratischen Republik, der Volksrepu- 
blik Polen und der Tschechoslowakei zu schließen- 
den Verträge, ein einheitliches Ganzes bilden in 
dem Sinne, daß überall für den angestrebten Modus 
vivendi von der bestehenden wirklichen Lage aus- 
zugehen ist und diese nicht durch Gewalt oder Dro- 
hung mit Gewalt, sondern nur in friedlichem Einver- 
nehmen geändert werden kann. 

Daß das Wirksamwerden der von der Bundes- 
republik abzuschließenden Verträge, die, wie ge- 
sagt, ein einheitliches Ganzes bilden, an die poli- 
tische Voraussetzung eines befriedigenden Ergeb- 
nisses der Viermächteverhandlungen über die Lage 
in und um Berlin geknüpft ist, brauche ich nicht 
erneut zu unterstreichen. Diesen politischen Zusam- 
menhang versteht man, wie ich meine, auch in Mos- 
kau. Darüber gibt es auch in diesem Hohen Hause 
keine Meinungsverschiedenheit. Lassen Sie mich 
auch meinerseits unterstreichen, daß Störungen auf 
den Zugangswegen nach Berlin Störungen der 
Viermächteverhandlungen sind und mit dem Geist 
des Moskauer Vertrages nicht vereinbar sind. 

Ich weigere mich jedoch, Herr Kollege Barzel, 
Ihre Unterstellung und auch die Unterstellung eini- 
ger Kollegen zu akzeptieren, Herr Ulbricht handle 
nach sowjetischen Regieanweisungen, d. h. praktisch 
die Unterstellung, die Sowjetunion rate Herrn Ul- 


bricht zu einer intransigenten Haltung. Dies wäre 
unzweifelhaft, Herr Kollege Marx, nach dem Geist 
des Vertrages von Moskau ein Verstoß gegen Treu 
und Glauben. 


(Abg. Dr. Barzel meldet sich zu einer Zwi- 
schenfrage.) 

— Darf ich das eben zu Ende führen, Herr Barzel? 


Abg. Dr. Barzel: Es ist sehr wichtig, Herr 
Achenbach!) 


— Bitte! 


Dr. Barzel (CDU/CSU): Glauben Sie, Herr Kol- 
lege Achenbach, daß die heute fortdauernden Schi- 
kanen in und um Berlin Ulbrichts Erfindung sind 
oder daß die Sowjetunion dahintersteht? 

Dr. Achenbach (FDP): Herr Kollege Barzel, das 
wissen weder Sie noch ich präzise. 

(Abg. Wehner: Sehr gut!) 

Hören Sie daher genau zu, was ich hierzu zu sagen 
habe. 

(Abg. Dr. Barzel: Das ist ja eine dolle 
Antwort!) 

Ich glaube, ich mache hier verantwortliche Äußerun- 
gen. Ich sagte, daß, falls die Sowjetunion Herrn 
Ulbricht zu dieser intransigenten Haltung ermutigt, 
dies unzweifelhaft nach dem Geist des Vertrages 
von Moskau und auch nach den Verhandlungen in 
Moskau ein Verstoß gegen Treu und Glauben wäre. 
Treu und Glauben verlangt — das habe ich jeden- 
falls und hat auch mein Freund Walter Scheel allen 
Gesprächspartnern in Moskau, die wir dort hatten, 
erklärt — , daß die Sowjetunion den Einfluß, den 
sie bei ihren Freunden in der DDR hat, in Zukunft 
dahin ausübt, daß diese wie die Sowjetunion selbst 
in ihrem Verhältnis zur BRD im Geiste friedlicher 
Koexistenz den innerdeutschen Dialog ohne ideolo- 
gische Scheuklappen mit dem Ziel führt, einen ver- 
nünftigen Modus vivendi zu finden. 

Hierbei gestehe ich ganz offen, daß ich wie mein 
Freund Mischnick kein Verständnis dafür habe, daß 
die DDR es beanstandet, wenn der Vorsitzende der 
FDP-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus seine 
Kollegen aus den FDP-Fraktionen der Länder der 
Bundesrepublik Deutschland zu einer Besprechung 
nach Berlin einlädt oder wenn der Bundeskanzler 
oder der Bundespräsident Berlin besucht. Ich ver- 
mag beim besten Willen nicht einzusehen — Herr 
Kollege Wehner, ich nehme an. Sie stimmen mit 
mir überein — , wieso die Interessen der DDR da- 
durch beeinträchtigt werden, ebensowenig wie ich 
im übrigen verstehe, daß dadurch berechtigte so- 
wjetrussische Interessen verletzt werden. Unter 
vernünftigen Leuten, die ein Gespür für wirkliche 
Probleme haben, sollten solche gekünstelten Streite- 
reien keine Rolle spielen. Dafür ist die internatio- 
nale Lage — ich nenne nur den Nahen Osten und 
Ostasien — zu ernst, und dafür ist das Elend in 
weiten Teilen der Dritten Welt, der wir, die Indu- 
striestaaten von Amerika über Westeuropa, die So- 
wjetunion bis hin nach Japan, gemeinsam helfen 
sollten, zu groß. 
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(A) Meine Damen und Herren, ich habe schon in Mos- 
kau den Moskauer Vertrag als einen Akt der Hoff- 
nung bezeichnet. Wir verbinden mit ihm zunächst 
die Hoffnung auf einen vernünftigen Modus vivendi, 
aber darüber hinaus — das lassen Sie mich hier sehr 
deutlich sagen — auf einen Modus vivendi, der in 
absehbarer Zeit zu einer dauerhaften Friedensord- 
nung führen muß. Denn 25 Jahre nach Beendigung 
der Feindseligkeiten ist es bei Gott nicht zu früh. 
Wenn der Kollege von Weizsäcker gemeint hat, es 
handle sich hierbei nicht um einen Modus vivendi, 
sondern bereits um einen Friedensvertrag, so ist das 
nicht richtig. Ein Friedensvertrag kann sich nicht mit 
Situationen abfinden, wie sie jetzt in Berlin sind. In 
einem Friedensvertrag, der den Frieden dauernd 
sichern soll, muß das deutsche Volk die gleichen 
Rechte haben wie alle anderen Völker Europas. Da 
kann es keine originären Rechte mehr geben, und 
da wird man uns auch zubilligen müssen, daß Berlin 
die Hauptstadt unseres Landes ist. 

Nun hat man der Regierung vorgeworfen, daß sie 
das Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes 

aufgebe. Ich möchte in diesem Zusammenhang nur 
noch einmal den Brief verlesen, den unser Außen- 
minister in Moskau übergeben hat, den Brief an 
Herrn Gromyko: 

Im Zusammenhang mit der heutigen Unterzeich- 
nung des Vertrages zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Union der Sozialisti- 
schen Sowjetrepubliken beehrt sich die Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland festzustel- 
len, daß dieser Vertrag nicht im Widerspruch 
zu dem politischen Ziel der Bundesrepublik 
Deutschland steht, auf einen Zustand des Frie- 
dens in Europa hinzuwirken, in dem das deut- 
sche Volk in freier Selbstbestimmung seine Ein- 
heit wiedererlangt. 

Ich glaube, eine klarere und präzisere Definition 
unserer deutschen Politik, die, wie ich hoffe, von 
allen hier im Hause getragen wird, kann es doch 
wohl kaum geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Und dabei werden wir auch bleiben. Wir verlangen 
für unser Volk nicht mehr, als wir allen anderen 
Völkern zuzugestehen bereit sind. 

Nun lassen Sie mich auch einige Worte zur Europa- 
politik sagen. Es ist sehr leicht, zu sagen, es sei 
alles dünner geworden, oder, die Regierung tue 
nicht genug. Die CDU-Kollegen, die mit uns im Eu- 
ropäischen Parlament tätig sind, sind doch wirklich 
mit den ständigen Bemühungen unserer Regierung 
vertraut, mit den unerhört zähen Bemühungen, die 
gerade unser Außenminister in den letzten sechs 
Monaten an den Tag gelegt hat, als er den Vorsitz 
im Ministerrat führte. Ich möchte dieser Bundesre- 
gierung wirklich nach bestem Wissen und Gewissen 
bescheinigen, daß sie gerade in der europäischen 
Einigungspolitik von sich aus das Menschenmögliche 
getan hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, verfallen wir doch 
nicht in den jahrelangen Fehler, immer wieder Dis- 
kussionen über die Begriffe Integration und Koope- 


(C) 

ration zu führen. Wir sind uns doch in diesem 
Hohen Hause einig, wir alle, die Regierungskoali- 
tion und die Opposition. Wir wollen als Ziel den 
europäischen Bundesstaat, und dabei bleibt es. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber wir sind vernünftige Menschen. Wir haben 
es mit selbständigen Partnern zu tun, und wir müs- 
sen daher pragmatisch und vernünftig alles begrü- 
ßen — ob es nun zunächst im Wege der Koopera- 
tion oder dem der Integration geschieht — , was die 
Erreichung dieses Zieles nicht gefährdet, sondern 
auf dieses Ziel hinführt. Meine Damen und Herren, 
wenn man sich über das einigen kann, was in den 
nächsten drei Jahren geschehen kann, aber noch 
nicht endgültig über das, was dann in vier Jahren 
geschehen soll, nun, dann macht man erst einmal 
das, was in den nächsten drei Jahren nach gemein- 
samer Meinung vernünftig ist 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

und entscheidet dann auf dieser neuen Basis, was 
weiter zu geschehen hat. So verhalten sich politisch 
verantwortliche Menschen, die wissen, wie es in 
der Welt zugeht. 

(Abg. Dr. Apel: Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, ich habe nicht die 
Neigung, im einzelnen auf alle Dinge hier einzu- 
gehen. Ich möchte vielmehr zum Schluß meiner Aus- 
führungen noch etwas Allgemeines sagen. 

Meine verehrten Kollegen von der CDU, daß 
die Opposition diese Regierung nicht mag, hat sie 
nun hinlänglich klargemacht. Das wissen wir. Die 
CDU, diese starke Partei unseres Hohen Hauses, 
darf jedoch nicht vergessen, daß wir gerade auf dem 
Gebiet der Außenpolitik alle in einem Boot sitzen. 

Wir Freien Demokraten haben immer, wenn es 
irgend möglich war, einer gemeinsamen Außen- 
politik das Wort geredet. 

In der Tat, 

— so habe ich schon 1958 hier erklärt — 

eine Außenpolitik, die in kritischen Zeiten der 
Nation von allen Seiten dieses Hauses aus ehr- 
licher Überzeugung mitgetragen wird, hat inter- 
national ein stärkeres Gewicht, als wenn sich 
in wesentlichen Lebensfragen der Nation ganz 
verschiedene Auffassungen der Regierung und 
der Opposition gegenüberstehen. Es ist des- 
halb, wie ich meine, unser aller Pflicht 

— auch die Pflicht der Opposition; und damals 
sprach ich als Vertreter der Opposition — 

unserem Volke gegenüber, immer wieder unter 
Zurückstellung jeglicher Ressentiments und 
auch unter Zurückstellung parteipolitischer und 
wahltaktischer Gesichtspunkte zu prüfen, ob 
nicht eine gemeinsame Grundlage für eine ge- 
meinsame -richtige Außenpolitik gefunden wer- 
den kann. 

Ich richte diesen Appell an alle Mitglieder dieses 
Hohen Hauses. Denn, meine Damen und Herren, 
wir müssen in den außenpolitischen Debatten her- 
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unter von dem hohen Pferd der Polemik. Die Po- 
lemik nützt gar nichts. 

Ich meine, es gibt auch heute noch fundamentale 
Gemeinsamkeiten zwischen der Regierung und der 
Opposition. Wer wollte bestreiten, daß wir alle ehr- 
lich den Frieden wollen? Wir alle stehen treu zu 
unseren Bündnissen mit den Vereinigten Staaten, 
Frankreich, England und den anderen westeuropä- 
ischen Staaten. Wir alle sind entschlossen, unseren 
freiheitlichen Rechtsstaat zu verteidigen und für die 
Verteidigung das aufzuwenden, was notwendig ist. 
Wir lassen uns da nicht beeinträchtigen von gewis- 
sen Vorstellungen, daß eine Konsumgesellschaft 
dazu nicht in der Lage sei. Nein, wir sind alle ent- 
schlossen, diesen freiheitlichen Rechtsstaat zu ver- 
teidigen. Wir alle sind sicherlich — ich glaube nicht, 
daß Sie mir widersprechen werden — für ausge- 
wogene Abrüstungsmaßnahmen, wenn das irgend 
zu machen ist. Wir alle sind auch bereit, mitzu- 
helfen, daß auch in den am wenigsten begünstigten 
Entwicklungsländern die Menschen ein menschen- 
würdiges Dasein führen können. Wir alle ersehnen 
mit ganzem Herzen eine dauerhafte und gerechte 
Friedensordnung in ganz Europa, im Westen wie 
aber auch im Osten. Sie werden mir nicht widerspre- 
chen, Herr Barzel, daß wir gemeinsam eine gerechte 
und dauerhafte Friedensordnung ersehnen. 

Ich habe seinerzeit im Jahre 1958, als wir uns 
auch hier über Schicksalsfragen der Nation unter- 
hielten, einen Appell an den damaligen Bundes- 
kanzler gerichtet und habe ihm zugerufen: 

fß) Suchen Sie mit allen Kräften Ihres Herzens und 
Ihrer Intelligenz nach vernünftigen und fried- 
lichen Lösungen! Greifen Sie jeden möglichen 
Versuch auf! Verhandeln Sie mit Geduld und 
unermüdlicher Zähigkeit! Sorgen Sie dafür, Herr 
Bundeskanzler, daß die ganze Welt erkennt 
und anerkennt: Die Deutschen haben sich red- 
lich bemüht, neuem Unheil vorzubeugen! 

Meine Damen und Herren, ich richte den gleichen 
Appell heute an Bundeskanzler Brandt und an mei- 
nen Freund Walter Scheel. Sie haben beide schon 
viel für dieses Ziel, insbesondere im letzten Jahr, 
getan. Fahren Sie, Herr Bundeskanzler und Herr 
Bundesaußenminister, in Ihren Bemühungen beharr- 
lich fort und lassen Sie sich durch Polemik nicht be- 
irren! Das Ziel, das wir gemeinsam haben, lohnt 
den ganzen Einsatz. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Mattick. 

Mattick (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich fand es gut, daß 
gestern hier an diesem Pult Herr Becher gestanden 
hat, weil ich glaube, daß es gut ist, wenn über das 
Haus hinaus auch draußen einmal deutlich wird, in 
welch schwierigem Spannungsfeld sich die CDU und 
wer sich in ihren Reihen befindet. Ich habe nicht die 
Absicht, mich mit Herrn Becher auseinanderzu- 
setzen; das muß die CDU selber tun. Aber durch 
einen solchen Auftritt wird klarer, daß wir hier zum 


Teil ein Schattenboxen veranstalten, weil die CDU ' ^ 
aus dem Rahmen, den sie sich selber gesteckt hat, 
gar nicht herauskommt. 

Einige Redner der CDU haben gestern den Ver- 
such gemacht, mit alten Zitaten nachzuweisen, daß 
sich die sozialdemokratische Position wesentlich ge- 
ändert habe. 

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen- 

stein: Na, so alt sind die gar nicht!) 

— Meine verehrten Damen und Herren, lesen Sie 
doch einmal Ihre eigenen Reden aus der Vergangen- 
heit nach! Untersuchen Sie doch einmal, ob es 
einen maßgeblichen Politiker in diesem Hause gibt, 
der nicht, so lange noch andere Voraussetzungen ge- 
geben waren, etwas gesagt hat, was heute nicht 
mehr gilt! Das fing doch wohl mit Dr. Adenauer an, 
als er sich 1949 darauf festlegte, daß in Deutschland 
nie wieder eine Aufrüstung stattfinden würde. 1950 
hatte er diesen Standpunkt bereits wieder aufgege- 
ben. 

Ich will damit nur sagen: Wir lassen uns durch 
solche Erinnerungen an Zitate aus einer Zeit, als sich 
Europa noch in einer anderen politischen Position 
befand, nicht von der heutigen Wirklichkeit ablen- 
ken. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie können uns damit nicht erschüttern. Wir kön- 
nen Ihnen genauso viele Zitate von Ihnen vorlegen, 
die heute nicht mehr zutreffend sind. Das ist nun 
einmal so in der Politik: Man stellt sich auf eine 
eigene Position ein, und in dieser Position versucht P) 
man durch das, was man sagt, auf die Politik einzu- 
wirken. Jeder vernünftige Mensch, der in der Politik 
steht, muß die Position immer wieder überprüfen, 
und wenn sich diese Position nicht auf Grund der 
eigenen Verhaltensweise, sondern durch die Ent- 
wicklung in der Welt ändert, wird man prüfen müs- 
sen, ob die ursprünglichen Verhältnisse noch be- 
stehen. Daher habe ich mich darüber gefreut, daß 
Herr von Guttenberg gestern abend in der Diskus- 
sion, die ich beobachtet habe, erklärt hat, auch die 
CDU sei variabel geworden, und auch die CDU habe 
ihren Standpunkt wesentlich geändert. Also lassen 
wir doch diesen Unsinn, als ob irgend jemand auf 
Aussagen festgenagelt werden könnte, die er in 
einer Phase gemacht hat, in der die politische Aus- 
einandersetzung noch unter anderen Vorzeichen 
stand als heute. 

Nach 25 Jahren Politik, die zum Teil wir, zum Teil 
die Alliierten zu verantworten haben, haben sich 
die Ausgangspositionen geändert, ist das, was 1945 
entstanden war, im Grunde genommen nicht mehr 
diskutabel oder nicht mehr dazu angetan, eigene 
Rechtsansprüche auf etwas aufzubauen, was durch 
die Entwicklung völlig überholt ist. Die Berufung auf 
die Kapitulationsbedinguiigen ist nicht mehr mög- 
lich. Die Potsdamer Vereinbarungen sind restlos aus- 
gehöhlt. 

(Abg, Baron von Wrangel: Aber wir sollten 
sie nicht weiter aushöhlen!) 

Der Standpunkt der Westmächte, den sie schon in 
Potsdam eingenommen haben und den wir immer 
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' ^wieder zur Grundlage unseres Rechtsanspruchs ma- 
chen, ist inzwischen so klargeworden, daß es über- 
haupt nicht mehr sinnvoll ist, sondern höchstens 
eine Belastung unseres Verhältnisses zu den West- 
mächten bei der künftigen Zusammenarbeit dar- 
stellt, wenn man sich auf die Vergangenheit beruft. 

Es ist unmöglich, verehrte Kolleginnen und Kolle- 
gen, heute noch davon auszugehen, daß die vier 
Siegermächte — oder auch nur die Sowjetunion — 
mir auf den Knopf zu drücken brauchten, um einen 
Zustand wiederherzustellen, den wir uns früher ein- 
mal vorgestellt haben, und daß es sich bei der Bil- 
dung der DDR um eine Übergangserscheinung han- 
dele, so daß die Sowjetunion eines Tages auf den 
Knopf drücken könnte, um die Wiedervereinigung 
und freie Wahlen in ganz Deutschland herbeizu- 
zaubern. Der Zug ist doch endgültig abgefahren! 
Darüber müssen wir uns doch wohl alle im klaren 
sein, und wir müssen daher wissen, daß wir unsere 
Politik auf andere Positionen aufzubauen haben. 
Und auch dieser Zug ist doch endgültig abgefahren: 
die Vorstellung aus der A.ra Adenauer/Dulles 

— um sich das in Erinnerung zu rufen, weil man sich 
ja so gern erinnert — , die Möglichkeit einer macht- 
politischen Verschiebung in Europa sei noch gege- 
ben. 

Ich komme zu dieser Feststellung, meine Damen 
und Herren: Aus dem sogenannten kurzen Weg von 
Adenauer und Dulles ist ein unendlicher geworden. 
Nur der lange Weg bietet für uns noch eine Chance, 
das Ziel zu erreichen. Davon müssen wir ausgehen, 
wenn wir heute unsere Politik bestimmen. 

Allerdings, verehrte Anwesende, ist folgendes zu 
sagen. Wer den Parteitag der CDU beobachtet und 
wer gestern das Gespräch im Fernsehen verfolgt hat, 
geht — und das tue ich — von dieser Voraussetzung 
aus: hier wurde gestern und heute nicht darum ge- 
kämpft, ob man und wie man die deutsche Außen- 
politik der Bundesregierung unterstützen kann, son- 
dern es ist ganz deutlich geworden, sowohl auf dem 
CDU-Parteitag als auch gestern durch eine Bemer- 
kung von Herrn Dr. Schröder, daß die CDU allein 
darauf eingestellt ist, dieser Regierung bei jeder 
möglichen Politik Knüppel zwischen die Beine zu 
werfen, diese Regierung, wie es ja Herr Kiesinger 
täglich hinausposaunt, so schnell wie möglich zum 
Ende zu führen. Und dann ist es natürlich lo- 
gisch — 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

— Schön, daß Sie Beifall klatschen! Darin kommt 
Ihre ganze Schizophrenie zum Ausdruck. 

(Abg. Dr. Barzel: Mattick, nehmen Sie mal 
das Wort weg! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Sie tun so, als kämpften Sie hier noch darum, an 
den Verträgen oder an der Politik, die zu ihnen 
geführt hat, etwas zu verbessern. Aber das liegt 
ja gar nicht in Ihrem Interesse! In Ihrem Interesse 
liegt das Scheitern dieser Politik! 

(Pfui-Rufe bei der CDU/CSU.) 


Das ist auf Ihrem Parteitag deutlich geworden, das 
ist gestern abend deutlich geworden, und das ist 
hier in dieser Debatte deutlich geworden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Machen wir uns doch hier nichts mehr vor! Und Ihr 
Pfui hilft uns da doch gar nichts. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warten wir doch 
die Berliner Wahlen ab, Herr Mattick! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ja, ja, ich weiß. Sie machen hier schöne Worte. 

Und im Grunde genommen ist die Bemerkung des 
Herrn Dr. Marx von vorhin: „Wir, die Mehrheits- 
partei ..." — was ja Quatsch ist; das muß wohl 
jeder zugeben 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU. 

— Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Was 
haben Sie gesagt?) 

— „Wir, die Mehrheitspartei . . Das haben Sie 
gesagt! 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Ich habe 
gesagt, daß diese Fraktion die Mehrheit 
im Volke hinter sich weiß! Das können Sie 
nicht abstreiten!) 

— „Die Mehrheitspartei, die wir ja eigentlich 
sind. . So haben Sie gesagt, Herr Marx. Ich muß 
sagen. Sie sind mir ein schöner Demokrat. Was Sie 
manchmal für Vorstellungen von der parlamentari- 
schen Demokratie haben, wenn es für Sie nicht mehr 
in den Kram paßt, wie sie läuft! Das ist phantastisch. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Halten 
Sie doch keine Volkshochschulrede über die 
parlamentarische Demokratie! Was das ist, 
parlamentarische Demokratie, das weiß ich 
bei Gott!) 

Die Mehrheit dieses Hauses ist bestimmt durch den 
Wähler, und der Wähler ist sogar noch durch die 
Übertritte von Mende und anderen Herren betro- 
gen worden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Wehner: Sehr gut! — Abg. Dr. Marx [Kai- 
serslautern]: Durch diese Politik ist er be- 
trogen worden! Vor der Bundestagswahl 
haben Sie eine ganz andere Politik verkün- 
det!) 

Die Mehrheit dieses Hauses ist bestimmt durch den 
Wähler und wird durch ihn alle vier Jahre wieder 
bestimmt. Und in diesen vier Jahren — so sollte es 
in der parlamentarischen Demokratie sein — be- 
stimmt diese Mehrheit die Politik, Daß Ihnen das 
nicht paßt, leuchtet mir ein, denn Sie sind ja einmal 
davon ausgegangen, daß Sie die Partei des Staates 
sind und daß die andere Partei die Opposition blei- 
ben muß. Aber ich glaube. Sie müssen sich damit 
abfinden, daß das nicht mehr so ist. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Wo ist Ihre 
Mehrheit?) 

Nun hat es mich gewundert, daß Herr Dr. Barzel 
von den Gesprächen, die er in Warschau mit den 
Polen geführt hat, nicht wenigstens diesen einen 
Gedanken als den entscheidenden mitgebracht hat: 
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die deutsche Außenpolitik, die in ihrer Vergangen- 
heit auf Positionen gesetzt hat, die heute nicht mehr 
möglich sind, und die durch die deutsche Bundes- 
regierung nunmehr auf neue Wege geführt wird, 
ist — das hätten Sie in Warschau eigentlich erfah- 
ren müssen, Herr Dr. Barzel — überhaupt nur mög- 
lich, wenn wir als ihre Voraussetzung die Verträge 
abschließen, um die es sich in dieser Runde jetzt 
handelt. Ich möchte das hier sagen, meine Damen 
und Herren, weil es nach draußen immer wieder 
so dargestellt wird, als wenn die Verträge der 
Selbstzweck dieser Politik seien. Nein, wir sollten 
es sehr offen und klar sagen: die Politik, die wir 
entwickeln möchten, an der wir arbeiten, setzt diese 
Verträge voraus, weil ohne diese Verträge das Tor 
für die Kooperation mit den östlichen Ländern, die 
dazu bereit sind, nicht aufgestoßen werden kann. 
Dieser Weg wird lang sein, aber er wird in dieser 
Phase begonnen werden, wie es gerade der Polen- 
Vertrag deutlich gemacht hat. 

Herr Barzel wird dann auch in Warschau erfah- 
ren haben, was ich vor ihm erfahren konnte, daß 
die Polen z. B. von folgendem Standpunkt ausge- 
hen: Wir betrachten den Vertrag zwischen uns als 
bestehend, weil wir wissen, daß die Ratifikation 
nicht von den beiden Partnern, sondern von Drit- 
ten abhängt. Daher werden wir das, was wir ver- 
sprochen haben, Herr Barzel - — das ist Ihnen doch 
sicher auch gesagt worden; Sie haben ja angeblich 
sogar Neues mitgebracht — , was wir bei den Ver- 
tragsverhandlungen neben dem Vertrag zugesagt 
haben, jetzt in die Wege leiten. Wir hoffen, daß 
wir gemeinsam alles andere, was mit dem Vertrag 
zusammenhängt, auch dann in die Wege leiten, 
wenn die Ratifizierung durch Dritte noch aufgehal- 
ten wird. — Ich finde, daß ist ein Standpunkt, der 
hier dargelegt werden sollte und der auch von 
Ihnen hier hätte dargelegt werden können, nach- 
dem Sie in Warschau waren und sich dort viel ver- 
nünftiger geäußert haben, als das hier wieder zum 
Ausdruck gekommen ist, wo Sie in der Auseinander- 
setzung mit der Bundesregierung standen. 

Meine Damen und Herren, was wir mit dieser 
Politik wollen — ich komme da gleich auf den Kern, 
der hier eine Rolle gespielt hat — , ist folgendes: 
Wir sind erstens zu der Erkenntnis gekommen, daß 
eine Möglichkeit, die Positionen der Bundesrepu- 
blik und des Westens dem Osten gegenüber durch 
westlichen Druck oder durch Abwarten zu verän- 
dern, nicht besteht, 

(Abg. Dr. Barzel: Einverstanden!) 

daß die Verhärtung dadurch stärker wird und wir 
keinen Schritt weiterkommen. Wir gehen davon 
aus, daß mit der Vertragspolitik, die wir eingeleitet 
haben, die Voraussetzung gegeben ist — und da 
sage icht jetzt: auf langem Wege und mit langem 
Atem — , schrittweise Kooperationen mit Teilen 
und vielleicht später mit dem ganzen Ostblock zu- 
stande zu bringen, die dazu beitragen, eine Ent- 
spannung herbeizuführen, Interessenverlagerungen 
mit sich zu bringen und die Voraussetzungen zu 
schaffen, eine Friedenspolitik zu führen, an der wir 
alle gemeinsam beteiligt sein können. 


Da wird jetzt gleich der Zwischenruf kommen: ' 
Aber die DDR. Lassen Sie mich darum in diesem 
Zusammenhang ein paar Bemerkungen dazu ma- 
chen. Meine Damen und Herren, ich sehe es so: 
der Schwarze Peter der europäischen Friedenssiche- 
rung sowie der Friedenskonferenz sowie überhaupt 
der Beziehungen zwischen den Ländern des Ost- 
blocks und Westeuropa liegt nun in Pankow. Da 
unterscheide ich mich in der Einschätzung von dem, 
was hier Herr Dr. Marx gesagt hat. Die Lage im 
Ostblock ist auch nicht so, daß die Sowjetunion 
auf Grund ihrer Machtposition nur auf den Knopf 
zu drücken braucht. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: So primi- 
tiv denke ich nun wirklich nicht!) 

Und was den Zwischenruf angeht, den ich hier 
vorhin aus der CDU-Reihe gehört habe, daß die So- 
wjetunion dies und das nicht zulasse: so einge- 
schnürt ist die Führung der DDR auch nicht. Ich 
glaube, da sind sich diejenigen unter uns, die sich 
mit diesen Fragen beschäftigen, einig. Folglich ist es 
auch nicht so einfach, daß die Sowjetunion nach dem 
12. August einfach bestimmen konnte, welche Poli- 
tik die DDR jetzt macht. 

(Zuruf des Abg. Baron von Wrangel.) 

Wie ich sehe, sind wir uns da einigermaßen einig. 
Wenn das so ist, gehe ich von folgendem aus: Ich 
nehme nicht an, daß sich die Sowjetunion nach dem 
12. August 1970 den Ablauf der Entwicklung so ge- 
dacht hat. 

Worum geht es? In seiner Neujahrsbotschaft hat 
Ulbricht folgendes festgestellt: 

Der Abschluß der Verträge zwischen der UdSSR 
und der Bundesrepublik Deutschland sowie zwi- 
schen der Volksrepublik Polen und der Bundes- 
republik ist ein großer Erfolg der Friedenspoli- 
tik und brachte neue Momente in die Lage Euro- 
pas. Die große Bedeutung dieser Verträge be- 
steht darin, daß in ihnen die Unverletzbarkeit 
und Unabänderlichkeit der Grenzen in Europa 
einschließlich der Westgrenze der Volksrepublik 
Polen und der Grenze zwischen der DDR und. 
der Bundesrepublik von der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland völkerrechtlich aner- 
kannt werden. Außerdem hat die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland verpflichtend er- 
klärt, die Beziehung zur DDR auf der Grund- 
lage der vollen Gleichberechtigung und Nicht- 
diskriminierung zu gestalten sowie den Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland und der DDR 
zur Organisation der Vereinten Nationen und 
deren Spezialorganisationen zu fördern. 

Ulbricht sagt dann weiter: 

Was das West-Berlin-Problem betrifft, das im 
Interesses des Friedens in Europa geregelt wer- 
den sollte, so habe ich unseren Standpunkt hier- 
zu in meiner Neujahrsbotschaft bereits ausge- 
führt. Obwohl es hier um komplizierte Fragen 
geht, sind wir doch der Ansicht, daß vereinbarte 
Regelungen möglich sein sollten. 
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— und jetzt kommt der Pferdefuß, über den wir 
mit ihm, auch hier an dieser Stelle und öffentlich, 
reden müssen — 

wenn auch die andere Seite 

— damit sind wir angesprochen — 

durch entsprechendes Entgegenkommen ihren 

ernsthaften Verständigungswillen unter Beweis 

stellt. 

Hier irrt Herr Ulbricht. Hier stehen Herr Ulbricht 
und die SED-Führung vor einer entscheidenden 
Frage. Der Feststellung, daß die Bundesrepublik mit 
ihrer Ostpolitik und den Verträgen einen neuen 
Weg gegangen ist, daß sie damit den Weg für eine 
neue Entwicklung freigemacht hat — ■ diese Entwick- 
lung kann lange dauern; sie ist nicht zuletzt von 
unserer Beharrlichkeit abhängig — muß die DDR- 
Führung die folgende Frage anschließen: Zu wel- 
chen Konzessionen sind wir, die DDR, bereit, um die 
Verständigung nicht an Berlin scheitern zu lassen, 
nachdem die Bundesrepublik diese Schritte getan 
hat? 

Meine Damen und Herren von der CDU/CSU, Sie 
haben erklärt. Sie wollten die Bundesregierung in 
der Berlin-Frage unterstützen. Diese Unterstützung 
wird im Osten nur ernst genommen werden, wenn 
daran die Vorstellung geknüpft werden könnte, daß 
Sie dann, wenn in der Berlin-Frage etwas erreicht 
wird, den Verträgen zustimmen. Ihre Zusage, uns 
in der Berlin-Frage zu unterstützen, ist ein Unsinn, 
wenn Sie vorher festlegen, zu den Verträgen nie- 
mals ja zu sagen. Die anderen wissen dann doch, 
daß sie durch ihre Berlin-Politik, die Sie unterstüt- 
zen, keine breitere Mehrheit bei der Ratifizerung 
der Verträge im Bundestag erreichen, weil Sie bei 
Ihrem Nein zu den Verträgen bleiben. 

Aber zurück zu West-Berlin. Ich möchte hier etwas 
sagen, was meiner Ansicht nach einmal für die ganze 
deutsche Bevölkerung und auch an die Adresse der 
SED-Führung gesagt werden muß. Daß West-Berlin 
für die DDR-Führung eine unpäßliche Belastung ist, 
begreifen wir. Der jetzige Zustand ist aber nicht 
unser Werk, sondern das Nachkriegswerk der Sie- 
germächte. So wie sich die SED mit dem Berlin-Zu- 
stand, wie er gewachsen ist und wie er sich unver- 
meidbar auf Grund der internationalen Politik ent- 
wickelt hat, abfinden muß, so hat sich auch die Bun- 
desregierung mit anderen Gegebenheiten in Europa 
abfinden müssen. Die DDR steht nun vor der Frage, 
ob sie bereit ist, gleichermaßen zu handeln, wie die 
Bundesregierung gehandelt hat, oder ob sie auf dem 
hohen Roß Sitzenbleiben will und sich zu keiner 
Konzession bereit finden will. Nur wenn sie in Ber- 
lin den gleichen Schritt tut, den die Bundesregierung 
auf großer Ebene getan hat, leistet sie ihren Beitrag 
zur Friedenspolitik. Sie hilft damit auch den Ländern 
des Ostblocks, die an der Fridenskonferenz interes- 
siert sind und die im Grunde genommen 15 Jahre 
stillgehalten und zugelassen haben, daß die DDR 
auf dem Wege des Interzonenhandels — das bedeu- 
tet Anschluß an die EWG — allein von der west- 
lichen Entwicklung profitieren konnte. Wir werden, 
genauso wie die Sowjetunion, viel Geduld haben 
müssen. Allerdings sollten wir es der SED nicht ge- 


statten, den Gesamtprozeß zu blockieren. Sofern die 
SED nicht bereit ist, ihren Beitrag zu leisten, sollten 
wir unseren Weg weitergehen, wo immer dies mög- 
lich ist. Wir sind bereit, gegenüber anderen Ländern 
des Ostblocks unsere Vermittlungspolitik im Sinne 
der Vertragspolitik auch ohne Ratifikation der er- 
sten Verträge fortzusetzen. 

Der Führung der DDR aber müssen wir sagen, 
daß die Vergangenheit, die sie uns immer vorhält, 
nicht nur auf der Bundesrepublik lastet. Die Schuld 
am Hitler-Kriege tragen wir alle gleichermaßen, in 
Ost- und Westdeutschland. 

(Abg. 'Ott: Und Stalin?) 

Die Menschen in ganz Deutschland müssen jedenfalls 
wissen, daß von seiten der Bundesregierung nun 
alle Voraussetzungen geschaffen wurden, um die 
durch die Nachkriegsentwicklung entstandene Lage 
in ein System einzubetten, das den Frieden sichern 
und die Voraussetzung zur Überwindung des Span- 
nungszustands schaffen kann. Auch die SED-Füh- 
rung wird auf die Dauer daran nicht vorbeikommen. 

Zur Zeit setzt die SED-Führung ihre Partner an- 
scheinend unter Druck. Die Absage aus Ostblocklän- 
dern für Sportveranstaltungen in Berlin und die Ab- 
sage der Beteiligung von Ostblockländern an der 
Grünen Woche in Berlin deuten darauf hin. Dies 
sage ich, verehrte Kolleginnen und Kollegen, um 
einen Appell an unsere Partner zu richten, sich ähn- 
lich zu verhalten. Ich meine, es ist nicht gerade not- 
wendig, daß befreundete Mächte, bevor die DDR- 
Führung ihren Beitrag zur Friedenspolitik leistet, 
Verträge mit der DDR abschließen, die im Flugver- 
kehr der Lufthansa-Ost den Weg in westliche Län- 
der ebnen. Diese Verträge haben auch noch Zeit, bis 
wir mit der DDR die Vereinbarung zustande ge- 
bracht haben, die für die weitere Entwicklung der 
Friedenspolitik notwendig ist. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Ich möchte die Gelegenheit benutzen, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen, der ARD Dank zu sagen 
für eine Sendung, und ich möchte bitten, sie im In- 
teresse der Bevölkerung jenseits der Mauer doch 
möglichst zu wiederholen. In der Sowjetunion ist 
vor einiger Zeit ein neues Todeslager aus dem 
Hitler-Krieg entdeckt worden. Die Sowjetunion 
war auch in der Lage, die Namen einiger derer zu 
nennen, die an dem Massaker teilgenommen haben. 
Die sowjetische Presse berichtete darüber in sach- 
licher Form, indem sie den Abstand zur damaligen 
Zeit würdigte und das Massaker mit dem Hitler- 
Krieg in Verbindung brachte. Es blieb dem „Neuen 
Deutschland" und Herrn von Schnitzler überlassen, 
diese Gelegenheit wieder zu benutzen, um auf un- 
verschämteste Weise die Bundesrepublik anzugrei- 
fen und zu verleumden. Die Namen wurden schlicht 
übernommen, und es wurde die Behauptung auf- 
gestellt, diese Verbrecher lebten in der Bundes- 
republik in Saus und Braus und würden von der 
Bundesregierung geschützt. Die Nachforschungen 
der ARD — und dafür danke ich — führten zu dem 
Beweis, daß keine Behauptung der SED stimmt, daß 
die Personen, soweit sie überhaupt auffindbar 
waren und identifiziert werden konnten, gestorben 
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sind, verurteilt sind, in Landsberg erschossen wur- 
den oder hinter Gefängnisgittern sitzen. Bisher 
haben weder das „Neue Deutschland" noch die SED, 
noch Herr von Schnitzler es für richtig gehalten, 
eine Korrektur dieser Verleumdung vorzunehmen. 
Ich bitte die ARD, diese Sendung zu wiederholen, 
damit jeder, der noch Gelegenheit dazu hat, einmal 
an diesem Beispiel sehen kann: Alles, was die SED 
in diesem Zusammenhang über die Bundesrepublik 
sagt, und überhaupt alle Anklagen der DDR gegen 
die Bundesrepublik liegen auf der gleichen Ebene; 
sie sind eine Verleumdung und eine Beschimpfung 
ohne jeden Tatsachengehalt. Die DDR-Führung wird 
sich überlegen müssen, wie sie diese Auseinander- 
setzung auf die Dauer bestehen will, wenn in den 
anderen Ostblockländern allmählich deutlich wird, 
daß dort der Bundesrepublik und dieser Bundes- 
regierung gegenüber eine andere Einstellung be- 
steht, als sie früher in diesen Ostblockländern gene- 
rell vorhanden war, zu einer Zeit, als nur das „Neue 
Deutschland" und Ulbricht in diesen Ländern die 
Auffassung und den Eindruck von dem geprägt 
haben, was die Bundesrepublik ist. 

Meine Damen und Herren, eine Bemerkung zu 
der Antwort der Bundesregierung auf unsere Große 
Anfrage zur deutschen Außenpolitik. Ich bin sehr 
dankbar für die umfangreiche und ausführliche Dar- 
stellung, die die Bundesregierung in dieser Antwort 
gegeben hat. Die Antwort im ganzen spricht für 
sich selbst und spricht für diese Politik. 

Herr Dr. Marx, wenn ich mir Ihre Ausführungen 
noch einmal vergegenwärtige, habe ich den Ein- 

(B) druck, daß Sie in der Europapolitik, wie Sie sie hier 
vertreten, wieder den gleichen Fehler machen, wie 
Sie ihre Deutschlandpolitik seit 1950 falsch geführt 
haben. Sie glauben dauernd, in der Zielsetzung auf 
das Ganze uns unter Druck setzen zu können, ohne 
zu sehen, daß Sie damit nicht einen Schritt weiter- 
kommen. Ich frage dieses Haus; Wo wäre denn die 
Europapolitik heute, wenn wir vor einem Jahr 
Ihrem Rat gefolgt wären und die Politik so ge- 
steuert hätten, wie Sie empfohlen haben! 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir gehen pragmatisch vor, Schritt für Schritt, ohne 
illusionäre Endvorstellungen immer an den Anfang 
der Auseinandersetzungen zu setzen, Endvorstel- 
lungen, die manchen Partner mehr in Abwehr drän- 
gen, als ihm die Mitarbeit möglich machen. 

Diese pragmatische Arbeit, die die Bundesregie- 
rung geleistet hat, hat immerhin Erfolge gezeitigt, 
die heute auf dem Tisch liegen. Diese Erfolge kann 
nur jemand abstreiten, der mit Absicht darauf aus- 
geht, nicht politisch zu handeln oder Handlungen zu 
unterstützen, sondern, weil es so sein muß, daß 
diese Regierung keine Erfolge haben darf, das umzu- 
kehren, was an Erfolgen da ist. Die Begegnungen 
von Herrn Brandt mit dem Präsidenten der Franzö- 
sischen Republik in den letzten Tagen hat noch ein- 
mal deutlich gemacht, wie man diese Politik sehen 
muß und auf welchem richtigen Wege die deutsche 
Bundesregierung in dieser Politik ist. 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen- 
hang muß ich sagen, daß die Ausführungen von 


Herrn Dr. Marx im Grunde genommen der Versuch 
waren, nicht nur uns, sondern auch die Partner 
Westeuropas in eine Ecke zu drücken, in der sie 
nicht stehen, und eine Auseinandersetzung auch mit 
ihnen zu führen, die sich auf Grund der Leistungen, 
die in den letzten Monaten gemeinsam vollbracht 
worden sind, einfach nicht gebührt. Die wiederholte 
Berufung auf einzelne Personen, die im Augenblick 
nicht in der Verantwortung stehen, hilft uns über- 
haupt nicht weiter. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]; Ich habe 
mich auf das Zitat berufen!) 

Was uns weiterhilft, ist, die Möglichkeiten auszu- 
schöpfen, die sich jeden Tag neu ergeben. Auf die- 
sem Wege, so muß ich sagen, ist die Bundesregie- 
rung in diesem Jahr weiter gekommen, als es die 
meisten von Ihnen und von uns erwarten konnten. 
Dafür gebührt ihr Dank und dafür gebührt ihr die 
Unterstützung des ganzen Hauses, 

(Beifall bei der SPD) 

damit auch draußen gesehen wird, daß diese Politik 
vom Bundestag unterstützt wird, und damit die 
Bundesregierung diese Politik im Interesse Deutsch- 
lands fortsetzen kann. 

Ich weiß, daß die CDU dauernd auf der Suche ist, 
wie sie dieser Regierung nachweisen kann, daß sie 
ihre Politik falsch betreibt. Ich weiß, daß Sie in 
dieser Phase stecken, in der Sie den Auftrag auch 
von Ihrem Parteitag haben, an dieser Politik nicht 
mitzuwirken und die positiven Punkte nicht heraus- 
zustellen. Sie haben die Verpflichtung, alles zu tun, 
um dieser Regierung jeden, auch den besten Schritt 
schwerzumachen. 

Ich glaube. Sie müssen von einem ausgehen; 
diese Koalition steht hinter dieser Europa- und 
Außenpolitik. Diese Koalition weiß, um was es in 
den nächsten Jahren geht. Sie weiß auch, mit wel- 
chem Gegner sie es in diesem Hause zu tun hat. 
Daher sage ich Ihnen eines; wir werden diese Po- 
litik fortsetzen, ohne uns von Ihren Störungsaktio- 
nen beeinflussen zu lassen. Was wir von Ihnen er- 
warten, Herr Dr. Marx, 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]; Wieso 
nennen Sie unsere Kritik Störaktionen?) 

ist folgendes: nach einer gewissen Zeit die Einsicht, 
daß bei allem Streit in diesem Hause um Fragen, 
die die Innenpolitik unmittelbar betreffen, es in 
einer demokratischen Ordnung notwendig wäre, 
sich in den wichtigsten Fragen der Außenpolitik zu- 
sammenzufinden. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Das haben 
Sie doch nicht gewollt!) 

Dazu gehört, Herr Dr. Marx, daß man davon aus- 
geht, daß auch eine kleine Mehrheit eine Mehrheit 
ist und daß die Mehrheit entscheiden muß und sich 
die Minderheit damit abzufinden hat, daß man mit- 
einander redet und den Versuch macht, zu einer 
Verständigung zu kommen, ohne daß die große 
Minderheit den Versuch macht, die kleine Mehrheit 
zu terrorisieren oder in ihr Korsett zu zwingen. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] über- 
legen Sie mal Ihre Wortwahl!) 
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Eine kleine Mehrheit ist eine Mehrheit, und eine 
große Minderheit muß sich damit abfinden, daß die 
Mehrheit für vier Jahre regiert. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Vogel; Sagen Sie das Herrn Wehner!) 

Vizepräsident Frau Funrke: Das Wort hat 
Herr Bundesminister Scheel. 

Scfceel, Bundesminister des Auswärtigen: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Große 
Anfrage der Fraktionen der SPD und der FDP ist 
umfangreich beantwortet worden. In der Debatte 
haben wir den Bericht zur Lage der Nation und die 
Beantwortung dieser Großen Anfrage zusammenge- 
faßt. Ich denke, daß es deshalb sinnvoll ist, wenn 
ich jetzt noch ein paar Bemerkungen über den Zu- 
sammenhang zwischen der Lage unserer Nation und 
der Außenpolitik hinzufüge. Ich tue das mit der 
Absicht, die Spannweite und das Engagement einer 
Außenpolitik erkennbar zu machen, in der auch die 
Opposition, so hoffe ich, viele Elemente des Ge- 
meinsamen finden wird. Hieran liegt mir, und hieran 
liegt der Bundesregierung. Ich glaube, daß am Schluß 
der gestrigen Rede des Oppositionsvorsitzeiiden Dr. 
Barzel, als er vier wichtige Punkte für die zukünf- 
tige Politik nannte, so etwas an möglicher Gemein- 
samkeit sichtbar geworden ist. Ich nähme an, daß 
der Herr Bundeskanzler, der nachher noch sprechen 
wird, auf diese vier Punkte eingehen wird. Vor 
allem wird er wohl feststellen wollen, daß sich seine 
Bemerkung zu den 50er und 60er Jahren sicherlich 
nicht auf diese vier Punkte bezogen hat. 

Die Beantwortung der Großen Anfrage der Frak- 
tionen der SPD und der FDP hat gezeigt, daß die 
Außenpolitik als ©in Gesamtkonzept angelegt ist. 
Indem sie Frieden und Ausgleich sucht, dient sie 
dem Ganzen. Wenn Skeptiker im Ausland der deut- 
schen Seite nach dem Kriege mit Distanz gegenüber- 
standen, so gestehen sie der Bundesrepublik 
Deutschland heute ein solides psychologisches Kapi- 
tal zu. Ein Beweis dafür ist vielleicht, daß im letzten 
Jahre drei weltbekannte Zeitschriften den Chef die- 
ser Regierung zum Mann des Jahres gewählt haben. 
Auch das gehört zu diesem Kapital, das wir haben. 
Psychologisches Kapital ist auch politisches Kapital. 
Ein breites internationales Vertrauen ist die beste 
Grundlage einer Außenpolitik. Vertrauen haben 
frühere Regierungen in der Welt geschaffen, und 
Vertrauen’ ist und wird die Grundlage der Außen- 
politik dieser Regierung sein. 

Dieses Vertrauen hat sich in ganz besonderem 
Maße gerade jetzt wieder in unserem Verhältnis zu 
Frankreich bewährt. Ich stehe unter dem frischen 
Eindruck der deutsch-französischen Konsultationen. 
Sie waren für beide Seiten von großem Wert, und 
sie haben deutlich gezeigt, wie sehr die europäischen 
Initiativen, die die sechs europäischen Partnerstaa- 
ten als Ergebnis der Konferenz von Den Haag im 
Dezember 1969 eingeleitet haben, eine Annäherung 
der Standpunkte erleichtern, und dies trotz der 
schwierigen Materie, die Währungsfragen nun ein- 
mal darstellen. 


Die Bundesregierung tut alles, was der Stärkung 
und Erweiterung der Gemeinschaft und was der 
Stärkung und Förderung des Gemeinschaftsbewußt- 
seins zwischen den Partnern dienen kann. Nun be- 
deutet Gemeinschaftsbewußtsein nicht Abwendung 
von der Umwelt. In diesem Sinne wird sich die 
Bundesregierung für eine nach außen geöffnete 
Politik der Europäischen Gemeinschaft einsetzen. 
Das ist nicht nur ein Gebot wirtschaftlicher Vernunft, 
sondern auch der Ausdruck eines internationalen 
Verantwortungsbewußtseins im weitesten Sinne. Ich 
brauche nur daran zu erinnern, daß unter deutschem 
Vorsitz im Ministerrat nach Aufnahme der Erwei- 
terungsverhandlungen auch die Gespräche mit den 
nicht beitretenden EFTA-Ländern aufgenommen 
wurden, mit den neutralen Ländern in Europa. Wir 
haben bei Eröffnung dieser Gespräche auch ein 
Wort zur Bedeutung der Neutralitätspolitik für die 
Stabilität in Europa gesagt. Ich erinnere daran, 
meine Damen und Herren, daß sich die Bundesregie- 
rung mit Nachdruck für die außenwirtschaftsnotwen- 
dige Abstimmung der EWG mit den Vereinigten 
Staaten eingesetzt hat. Ich kann Ihnen versichern, 
daß wir das weiter innerhalb des Ministerrates be- 
treiben werden. Wir alle wissen, was von dieser 
Abstimmung abhängt. Sie ist unter dem übergeord- 
neten Gesichtspunkt der westlichen Allianz uner- 
läßlich. Ich glaube, daß es in diesem Punkt kein 
Mißverständnis gibt, weder unter uns, noch darf es 
ein Mißverständnis nach draußen geben. 

Meine Damen und Herren, der Zug der westeuro- 
päischen Integration ist auf dem richtigen Gleis, und 
er ist in Bewegung. Und Ihnen, Herr Marx, will ich 
sagen: es ist das Gleis zu einer europäischen Union. 
Die Europapolitik hat ein politisches Ziel, und sie 
geht einen politischen Weg. Das ist ganz unbestrit- 
ten, das kann auch nur so sein, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Dr. 

Marx [Kaiserslautern]: Ich danke für die 

mündliche Ergänzung des im Schriftlichen 
Bericht Ausgelassenen!) 

— Ich will noch etwas hinzufügen, Herr Dr. Marx. 
Deswegen ist einer der wichtigsten Fortschritte in 
der europäischen Politik ganz zweifelsfrei der 
Schritt zur politischen Zusammenarbeit zwischen den 
sechs Mitgliedstaaten unter einer entsprechenden 
Beteiligung der beitrittswilligen Staaten. 

In diesem Bericht, der zu dieser politischen Zu- 
sammenarbeit geführt hat, heißt es, daß das Ziel 
nicht die Einigung Europas, die man noch inter- 
pretieren könnte, ist, sondern dort heißt es, das Ziel 
ist die politische Einigung Europas. Diesem Bericht 
haben alle Partnerstaaten, auch Frankreich, zuge- 
stimmt. Ich komme nachher auf die französische 
Haltung. 

Aber bei dieser politischen Zusammenarbeit zeigt 
sich gleichermaßen der Vorteil pragmatischer Lösun- 
gen auf dem Weg zu einer Einigung Europas. Lange 
Zeit nämlich hat der Dogmenstreit, von dem er auch 
immer geführt sein mag, nämlich der Streit darüber, 
ob es supranationale Institutionen vorher oder nach- 
her oder ob es sie überhaupt geben muß, die poli- 
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^ tische Zusammenarbeit über Jahre blockiert. Wir 
haben jetzt eine Lösung beschlossen, die eine ein- 
heitliche Politik zum Ziele hat und zur Grundlage 
macht, die aber in der ersten Phase auf supranatio- 
nale Einrichtungen noch verzichtet. Wir haben ge- 
meinschaftliche Einrichtungen, wir haben ein poli- 
tisches Komitee, die Gruppe derjenigen hohen Be- 
amten, die in den Außenministerien der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft die politischen Ab- 
teilungen leiten. Dieses Komitee hat schon einen 
hohen Grad an Solidarisierung, auch menschlich, er- 
reicht. Nicht zuletzt daraus entstehen gemeinsame 
p^tische Überzeugungen. Die politischen Direkto- 
ren werden uns schon in Kürze den ersten Erfah- 
rungsbericht über die bisherige Arbeit vorlegen, 
verbunden mit Vorschlägen über eine Verdichtung 
dieser Arbeit und auch zu einer Ergänzung des In- 
strumentariums. Wir gehen auch hier Schritt für 
Schritt vor. 

Meine Damen und Herren, jetzt zurück zu dem 
Treffen von Paris! Staatspräsident Pompidou hat an- 
läßlich der deutsch-französischen Konsultationen in 
seiner Tischrede erklärt: „Der europäische Staaten- 
bund, der aus unseren gemeinsamen Bemühungen 
hervorgehen müßte, hat kein Vorbild in der Ge- 
schichte und kann abstrakt vorher nicht definiert 
werden. Dieser tagtäglichen Aufgabe müssen wir 
uns unermüdlich vorurteilslos und ohne falsche 
Illusionen widmen." In diesem Geiste, meine Da- 
men und Herren, verliefen die Konsultationen, ohne 
Illusionen und ohne Vorurteile. Sie haben deswegen 
Ergebnisse gebracht trotz mancher skeptischer Kom- 
mentare, die Sie über diese Konsultationen gelesen 
haben mögen. Es ist nämlich gelungen, in der Frage 
der Wirtsdiafts- und Währungsunion die Stand- 
punkte der Konsultationspartner doch einander nä- 
herzubringen. Die Bundesrepublik und Frankreich 
stimmen darin überein, daß alles daran gesetzt wer- 
den muß, die Wirtschafts- und Währungsunion 
innerhalb der vorgeschlagenen Zehnjahresfrist zu 
verwirklichen. Der Zusammenhang zwischen wirt- 
schaftlichen und monetären Vorgängen, der vor allen 
Dingen von der Bundesregierung immer wieder be- 
tont worden ist, ist von Frankreich voll anerkannt. 

Es bestand Einigkeit über die Orientierungslinien, 
die die weiteren Beratungen bestimmen können, ins- 
besondere darüber, daß der Gemeinschaft die zum 
Zusammenhalt und zur Effektivität einer Wirt- 
schafts- und Währungsunion erforderlichen Befug- 
nisse Zuwachsen müssen, zuzuweisen sind. Es be- 
steht Einigkeit darin, daß die Organe der Gemein- 
schaft, die diese Befugnisse nachher ausüben, in die 
Lage versetzt werden müssen, sie rasch und rei- 
bungslos ausüben zu können-, denn in der Wäh- 
rungspolitik ist es unmöglich, lange Prozeduren für 
Entscheidungen in Kauf zu nehmen, weil sonst wäh- 
rungspolitische Entscheidungen ihren Sinn und ihren 
Wert verlieren. 

Es besteht Einigkeit darüber, daß die erste Stufe 
der Wirtschafts- und Währungsunion und die dabei 
gewonnenen Erfahrungen von besonderer Bedeu- 
tung für die folgenden Stufen sind. Es besteht Einig- 
keit darüber, Herr Dr. Marx, daß es ein Stufen- 
Plan ist. daß es nicht eine Entscheidung geben kann. 


(C) 

eine Etappe dieses Stufenplanes in Kraft zu setzen, ^ 
ohne auf das Ganze zu sehen. Nach Ablauf der ersten 
Stufe muß darüber gesprochen und entschieden wer- 
den, wie denn der weitere Weg aussieht, den wir 
in den nächsten Etappen — das mögen noch zwei 
oder noch drei oder wie viele auch immer sein — ge- 
hen müssen. Und es muß darüber entschieden wer- 
den, und es wird darüber entschieden, ob für diese 
weiteren Etappen Vertragsänderungen nötig sind 
und wie solche Vertragsänderungen aussehen kön- 
nen. 

Meine Damen und Herren, der französische Staats- 
präsident hat bei dieser Gelegenheit einen Vorschlag 
gemacht, der auf diese Entwicklung hin Druck auszu- 
üben in der Lage ist. Das ist der Vorschlag, eine 
clause de prudence vorzusehen, die etwa folgendes 
bewirken soll: Sie soll bewirken, daß solche Partner- 
staaten, die in ihrer Wirtschaftspolitik ihre eigene 
Währung in Gefahr bringen und somit auch für die 
Partner gefährlich werden, auf den Beistand wäh- 
rungspolitischer Natur keinen Anspruch mehr haben 
sollen. Das ist ein gewisser Druck auf die effektive 
Parallelität von Wirtschaftspolitik und Währungs- 
politik. 

Wir haben dem hinzugefügt, daß man außerdem 
daran denken muß, die währungspolitisdien Verein- 
barungen für die erste Etappe nicht etwa unbegrenzt 
zu treffen, sondern sie mit einem festen Auslauf- 
datum zu versehen, das über diese erste Etappe 
hinausreichen sollte, damit man etwas Zeit gewinnt 
Das, glaube ich ist ein weiterer Druck darauf, daß 
man die praktischen Schritte auch wirklich tut, nach- 
dem die erste Etappe einer solchen Währungsunion ^ 
angelaufen ist. 

Der erste Schritt in all diesen Dingen muß nun ge- 
tan werden, auch wenn man in manchen Fragen mit 
dem einen oder anderen Partner nicht hundertpro- 
zentig einig ist. Wenn man auf diese endgültige 
Einigkeit über den letzten Schritt warten wollte, 
würde man nie dazu kommen, den ersten Schritt zu 
tun. Es ist also entscheidend, den ersten Schritt zu 
tun, aber zu wissen, was das Ziel ist und wie die 
letzten Etappen aussehen sollen. Deswegen haben 
wir in Frankreich nicht puren, wertfreien Pragmatis- 
mus besprochen, sondern wir haben in Paris einen 
Pragmatismus besprochen, den wir mit einem fest 
umrissenen Ziel einschlagen wollen, über das sich 
alle Partner in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft einig sind. 

Meine Damen und Herren, das muß einmal deut- 
lich gesagt werden, damit nicht der Irrtum entsteht, 
wir hätten das politische Ziel aus dem Auge ver- 
loren oder wir würden jetzt in eine unbestimmte 
Zukunft auf dem Gebiete der Wirtschafts- und 
Währungspolitik, auf dem Wege zu einer Wirt- 
schaftsunion und Währungsunion hin, gehen. 

Auch in der Frage der Beitrittsverhandlungen 
wurde eine weitere Annäherung erreicht, vor allem 
im Hinblick auf die Ubergangsregelungen, über die 
man jetzt beschließen muß. Es war wichtig — für 
Sie interessant zu wissen, glaube ich — , daß der 
französische Staatspräsident Pompidou in der Schluß- 
besprechung dieser Konsultationen unsere Meinung 
geteilt hat, daß im Jahre 1971 der Beitritt Groß- 



5146 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 94. Sitzung. Bonn, Freitag, den 29. Januar 1971 


Bimdesminister Scheel 
(A.I 

' britanniens erfolgen kann. Der Wille dazu ist bei 
aller» Partnern gleidiermaßen vorhanden. 

Es bestand auch Einigkeit darüber, daß der Dialog 
zwischen der Europäischen Gemeinsdiaft und den 
Vereinigten Staaten verstärkt werden muß, wenn 
auch hier bei dem französischen Partner größere Re- 
serven bestehen, als sie bei uns bestehen. Wir sind 
dafür, daß dieser Dialog fortgesetzt und intensiviert 
wird. Dies muß geschehen; denn von ihm hängt sehr 
viel ab auch für die zukünftige politische Zusam- 
menarbeit zwischen Europa und den Vereinigten 
Staaten. 

Aber auch auf dem Gebiete ider Wirtschafts- und 
Handelspolitik hängt unsere Zukunft davon ab. Wir 
kennen die Entwicklung in den Vereinigten Staa- 
ten. Wir wissen, daß dort protektionistische Vor- 
stellungen herrschen. Die Mills Bill, über die in der 
vergangenen Legislaturperiode des Kongresses dis- 
kutiert worden ist, ist wieder eingebracht. Wir wis- 
sen, was das heißt. 

Hier ergeben sich auch neue wirtschaftspolitische 
Probleme und handelspolitische Probleme für die 
Vereinigten Staaten dadurch, daß Großbritannien 
und andere dem Gemeinsamen Markt beitreten. 
Diese Erweiterung schafft eben Probleme. Es ist 
richtig, daß sich die Gemeinschaft frühzeitig, und 
zwar nicht nur über diplomatische Kanäle von Re- 
gierung zu Regierung, sondern auch in Dialogen 
zwischen den beteiligten Gruppen der Gesellschaft, 
über diese Frage unterhält. Wir befürworten das. 
Ich selber werde eine Reise, die ich in Kürze, etwa 
Mitte Februar, nach Washington machen werde, be- 
fB) nutzen, um auch über diese wichtige Frage mit 
meinen Gesprächspartnern in Washington zu 
sprechen. Das sind nur einige Ergebnisse unserer 
Konsultationen in Paris, meine Damen und Herren. 

Bei diesen Konsultationen wollten wir nicht den 
Beratungen im Rahmen des Ministerrats der Euro- 
päischen Gemeinschaften vorgreifen. Ich erkläre: Es 
wird nichts ohne die anderen Partner entschieden, 
jetzt nicht und natürlich auch in der Zukunft nicht. 
Im übrigen haben wir unsere übrigen Partner un- 
mittelbar nach Beendigung der Konsultationen, wie 
sich das gehört, über ihre Botschafter hier gleich 
vom Ergebnis informiert. 

Auch sie werden es freilich begrüßen, wenn im 
bilateralen Verhältnis Annäherungen auf dem Weg 
zur Einigung möglich sind. Alles sollte getan und 
nichts sollte unterlassen werden, was der Dynamik 
der europäischen Entwicklung zugute kommt. Dieses 
Ziel werden wir weiter verfolgen, pragmatisch, wo 
es zweckmäßig erscheint, elastisch, wo dies den Er- 
folg verspricht, aber in der Sache konsequent, und 
die Sache, das heißt hier: ein einiges Europa. Nur 
eine gemeinschaftliche Politik führt zu einem einigen 
Europa. Das darf ich sagen: Diese gemeinschaft- 
liche Politik wird nicht nur von der Bundesrepublik 
vertreten, sondern auch von den anderen Partnern, 
auch von Frankreich. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmitt- 
Vockenhausen.) 

Die europäische Zusammenarbeit ist die eine 
Säule, auf der die Westpolitik der Bundesregierung 


beruht. Die andere ist die atlantische Zusammen- 
arbeit. Beide sind unlösbar miteinander verbunden, 
und in beiden Bereichen sind wir im letzten Jahr 
voran gekommen. Das hat der Verlauf der NATO- 
Rats-Tagung in Brüssel Anfang Dezember ganz ein- 
deutig gezeigt. Auf das Kommunique dieser Mini- 
sterratstagung ist im Verlauf der Debatte hier schon 
hingewiesen worden. 

Diese Zusammenarbeit in der NATO selbst hat 
ihrerseits wieder zwei Säulen. Auf der einen Seite 
ist es die Anstrengung der Mitglieder, die Verteidi- 
gungsbereitsdiaft auf einem Stand zu halten, der 
unsere Sicherheit voll garantiert. Auf der andeiBn 
Seite ist es die politische Aufgabe der NATO, in 
Europa für Entspannung zu sorgen, damit die Kon- 
frontation zwischen den beiden Blöcken abgebaut 
werden kann, die mitten in Europa Zusammentreffen, 
und damit es auch den beiden großen Mächten eines 
Tages gelingt, von dem übertriebenen Niveau der 
Rüstungsausgaben herunterzukommen, was beide 
Mächte erreichen wollen. Das können sie aber nur 
erreichen, wenn sie nicht nur bilateral Salt-Gesprä- 
che führen, sondern das können sie nur erreichen, 
wenn ihre Partner — also z. B. die Partner der 
USA in der NATO — mit ihnen gemeinsam bereit 
sind, in Europa eine konsequente Politik der Ent- 
spannung zu betreiben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das tun wir, und das ist ja Inhalt des NATO-Kom- 
muniques. Hier haben Sie gesehen, daß die Politik 
der Bundesregierung sich in diese sich darüberla- 
gernde Bündnispolitik integriert. P) 

Meine Damen und Herren, hier ist allerdings auch 
der Zusammenhang zu sehen — auch das geht aus 
dem NATO-Kommunique hervor — zwischen dieser 
europäischen Entspannungspolitik, zwischen der Ab- 
sicht, in Europa eine Konferenz über Sicherheitsfra- 
gen einzuberufen, und der Lösung des Berlin-Pro- 
blems. Unsere Partner haben mit uns gemeinsam 
der Überzeugung Ausdruck gegeben, daß Entspan- 
nungspolitik in Europa nicht um Berlin herumgehen 
kann. Denn wenn an einem Punkte die Ursachen für 
mögliche Spannungen in dem Maße erhalten blei- 
ben, in dem das heute wieder so stark sichtbar ist, 
dann kann man nicht von Entspannungspolitik, nicht 
von einem Erfolg der Entspannungspolitik sprechen. 
Dieser Punkt gehört dazu, wenn ich von einem Er- 
folg der Entspannungspolitik sprechen will. 

Ich bin also dabei, hier einen Schritt in einer 
Etappe auf einem umfassenderen Weg zur Entspan- 
nung in Europa zu gehen. Darüber besteht Einigkeit, 
und deswegen haben die NATO-Partner diesen 
Punkt in ihrem Kommunique so klar untergebracht. 

Ich darf hier entgegen manchen Vermutungen in der 
öffentlichen Meinung, daß dieses Kommunique sozu- 
sagen der erfolgreiche Versuch unserer NATO- 
Partner gewesen sei, die Bundesrepublik etwas an 
die Kette zu legen, sagen: Meine verehrten Damen 
und Herren, es wird Ihnen sicherlich kein Geheimnis 
sein — und die, die früher mit der Materie zu tun 
hatten, wissen das — , daß diese Formulierungen, 
die unsere Politik, die Berlin und die die europäische 
Politik der Bundesregierung betreffen, sicherlich 
nicht ohne unsere Zustimmung, ja, ich darf das ruhig 
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sagen, wesentlich auf unsere Initiativen hin zustande 
gekommen sind. Es ist also die Politik der Bundes- 
regierung, die hier in einem internationalen Kom- 
munique sichtbar wird. 

Meine Damen und Herren, im Bewußtsein vieler 
wohnt den Begriffen Europa und Allianz heute we- 
nig Spektakuläres inne. Das Interesse der Öffent- 
lichkeit gehört, im Augenblick auf jeden Fall, über- 
wiegend der Entwicklung unserer Politik gegenüber 
Osteuropa, weil hier ein gewisser Nachholbedarf 
und deshalb ein besonderer Neuigkeitswert besteht. 
Dabei hat es uns erst die feste Verbindung zum 
Westen ermöglicht, den Versuch eines Ausgleichs 
mit dem Osten einzuleiten. Wir haben sehr bewußt 
unsere Anstrengungen für die Einigung Westeuro- 
pas gerade in dem Zeitpunkt verdoppelt, als wir 
daran gingen, längst fällige Entscheidungen in der 
Ostpolitik zu treffen. Unser Beitrag in der Ost- 
europapolitik ist der eines gleichberechtigten Part- 
ners der westlichen Gemeinschaft zur allgemeinen 
Friedens- und Entspannungspolitik. Dieser Beitrag 
steht nicht allein, und wir werden nicht allein ge- 
lassen, gleich wie sich diese Politik entwickeln wird. 

Die deutsche Ostpolitik ist daher auch keine 
Politik des Verzichts und der Vorleistung, des Aus- 
verkaufs und des Verrats, des Verschenkens oder 
des Verschleuderns, wie uns das manche Dema- 
gogen wissen machen wollen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die deutsche Ostpolitik ist vielmehr der ernste und 
der notwendige Beitrag zum Abbau der Konfron- 
tation, zur Beseitigung der Kriegsgefahr in Europa. 
Diese Politik erhebt den verbindlichen Anspruch, 
durch praktische Schritte zur Völkerverständigung 
beizutragen, und auch den verbindlichen Anspruch, 
die Teilung unserer Nation auf diesem Wege zu 
überwinden. 

Diese Politik ist allerdings eine bewußte Abkehr 
von der schrecklichen Folge von Eroberung und 
Rückeroberung, die jahrzehntelang die Menschen 
unseres Kontinents in Unglück und Tod gestürzt 
hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — • 

Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Was glau- 
ben Sie denn, was unsere Politik war in 
diesem Zusammenhang?) 

Meine Damen und Herren, niemand täuscht sich: 
Es wird noch lange dauern, bis alle Hindernisse auf 
diesem Wege weggeräumt sind. Wir wissen und 
haben gewußt, daß das ein sehr schwieriger und 
sehr dorniger Weg ist, und nicht erst jetzt. Wir 
wissen, wie langwierig dieser Weg ist, und wir 
haben nicht zuletzt deswegen gleich mit dieser Ost- 
europapolitik begonnen. Wenige Tage, nachdem 
wir die Regierungsverantwortung übernommen 
haben, haben wir mit dieser Politik begonnen, weil 
wir wissen, wieviel Zeit wir für diese Politik brau- 
chen. 

Aber das, Herr Dr. Barzel, darf man nicht mit 
Hast verwechseln. Wenn einer frühzeitig eine Auf- 
gabe beginnt, weil er sich die Zeit, die er braucht. 


weise einteilen muß und möchte, dann ist das nicht 
mit Hast zu verwechseln. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Sie waren 
doch ein paarmal sehr hastig! Sie wollten 
doch im Juni schon nach Moskau!) 

— Herr Dr. Marx, auch in Ihrer Rede heute morgen 
kam der Widerspruch zutage, den ich bei der CDU 
immer wieder sehe, der Widerspruch nämlich, auf 
der einen Seite von einer hastigen, ja, hektischen 
Politik der Regierung zu sprechen, auf der anderen 
Seite aber, wie Sie es heute morgen getan haben, 
zu sagen: Es ist ein Desaster, daß diese Politik noch 
nicht am erfolgreichen Ende angekommen ist; weil 
sie jetzt noch keinen Erfolg hat, ist es ein Desaster. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 

Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: So habe 
ich das nicht gesagt! Bitte korrekt zitieren! 

— Abg. Dr. h. c. Kiesinger: So dumm sind 
wir nicht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

Meine verehrten Damen und Herren, ich bin recht 
froh darüber, daß ich in jüngster Zeit auch andere 
Meinungen gehört habe. Denn wenn es eine Ge- 
meinsamkeit geben muß, dann ist es die Gemein- 
samkeit, meine ich, mit Geduld und mit Zähigkeit 
zu warten, damit wir nichts verlieren. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Vorher Geduld, 
vorher Zähigkeit, jetzt nicht! Das hätten 
Sie früher machen können!) 

— Nein, Herr Dr. Kiesinger, ich glaube, man kann 
mit Fug und Recht nicht sagen, wenn man 20 oder 
25 Jahre mit Zähigkeit gar nichts getan hat, 

(Abg. Dr. Wulff: Sie saßen doch auch in der 
Regierung!) 

das sei die einzige Lösung. Der Beginn mußte ein- 
mal kommen. Die ganze Welt hat auf diesen Beginn 
gewartet, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber wenn es die Opposition ernst meint mit ihrer 
Verantwortung, dann muß sie, da die Ziele, die 
wir haben, die gleichen sind, mit uns gemeinsam 
die Geduld aufbringen und die Regierung in der 
Geduld stärken, so lange zu warten, bis die Etappen 
erreicht sind, die erreicht sein müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann müssen Sie 
uns rechtzeitig beteiligen! — Gegenruf von 
der SPD: Hört! Hört!) 

— Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat diese Geduld; das werden Sie noch in diesem 
Jahr sehen. 

Aber nun darf ich, damit das nicht in der Polemik 
untergeht, noch etwas zu der Behauptung sagen, daß 
sich die Situation überhaupt nicht geändert habe, 
sondern im Gegenteil sogar noch verschärft worden 
sei. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Sehr richtig!) 

Eines steht doch völlig außer Zweifel, nämlich daß 

im deutsch-sowjetischen und im deutschen-polni- 
schen Verhältnis Veränderungen eingetreten sind. 
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Die Emotionen sind nicht mehr so wie früher vorder- 
gründig in unserem Verhältnis zu den beiden Staa- 
ten sichtbar. Die Beziehungen zwischen der Bundes- 
republik und diesen beiden Ländern sind vernünf- 
tiger geworden. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Die anderen spie- 
len doch nur mit Emotionen!) 

Das war nicht zuletzt auch anläßlich des Besuchs 
einer Delegation des polnischen Parlaments in der 
Bundesrepublik erkennbar. Diese Delegation, mit 
der ich ausführlich habe sprechen können, hat sich 
nicht zuletzt auch von ihren Diskussionen mit Ver- 
tretern der Oppositionspartei beeindruckt gezeigt. 

(Abg. Vogel; Das sind ja auch vernünftige 

Leute! — Abg. Dr. Wulff: Hat Sie das über- 
rascht?) 

Sicherlich wird hier eine Veränderung in beiden 
Richtungen vor sich gehen können. 

Nur habe ich manchmal den Eindruck, daß in dem 
direkten Gespräch zwischen Vertretern der Oppo- 
sitionspartei und polnischen Politikern, und zwar 
auch verantwortlichen polnischen Politikern, die Po- 
sition der Opposition den Gesprächspartnern gegen- 
über nicht ganz deutlich gemacht wird. Aber hier 
besteht schließlich kein großer LFnterschied zu 
Äußerungen der Oppositionspartei gegenüber der 
breiten Öffentlichkeit. Auch hier ist ihre Position 
noch nicht ganz deutlich gemacht worden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zwar ist der Wille der Opposition, zu dem gleichen 
Ziel zu gelangen, zu dem auch wir gelangen möch- 
ten, völlig unbestritten, und ich will auch gar nicht 
daran zweifeln. Aber der Weg dorthin ist dornig. 

Nun werden Sie mit Recht sagen: Dafür ist nun 
einmal jemand in der Regierung, daß er diesen dor- 
nigen Weg geht; das kann man der Opposition nicht 
zuschieben. Das wollen wir auch nicht. Natürlich 
geht die Regierung diesen Weg, und sie ist ihn ge- 
gangen. Aber die Bereitschaft, diesen Weg zu gehen, 
der nach Meinung jedes nüchtern denkenden Men- 
schen der einzige Weg ist, der zu dem Ziel führt, 
das auch Sie anstreben, sollte einer sachlichen Wür- 
digung wert sein. Um nichts anderes geht es. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine verehrten Damen und Herren, sowohl un- 
sere Politik der europäischen Integration als auch 
unsere Politik des Gewaltverzichts, sowohl unsere 
Politik der Entspannung als auch unsere Politik 
der allmählichen Verständigung mit Osteuropa sind 
auf das Ziel gerichtet — danach ist gestern und 
heute immer wieder gefragt worden — , in Gemein- 
schaft mit unseren Verbündeten und unter Respek- 
tierung der Vier-iMächte-Verantwortung bessere 
Voraussetzungen für ein geregeltes Miteinander der 
beiden Staaten in Deutschland zu schaffen. 

Die deutsche Frage ist nämlich nicht isoliert von 
der Umwelt und nicht im nationalen Rahmen zu lö- 
sen. Darüber sind wir uns heute Gott sei Dank alle 
in diesem Hause im klaren. Die deutsche Frage ist 
vielmehr nur in einem europäischen politischen Rah- 
men zu lösen. Aber darin liegt auch gleich das Ver- 


bindungsglied zwischen der deutschen Frage und der 
Europapolitik; denn eine Regelung in Deutschland 
ist andererseits die Voraussetzung für einen dauer- 
haften Frieden in Europa und innerhalb Deutsch- 
landes selbst. Und darauf hat heute morgen Herr 
Dr. Marx hingewiesen, als er der Bundesregierung 
den Vorwurf machte, sie hätte aus dem Kommuni- 
que, das auf den Harmel-Bericht vom Jahre 1967 
Bezug genommen hat, nicht alles zitiert. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Das habe 
ich nicht gesagt! Ich habe einen Satz ge- 
nannt!) 

— Ja, ich hole diesen Satz, den Sie genannt haben, 
sehr gern nach. Es ist wohl der folgende: 

Aber die Möglichkeit einer Krise kann nicht 
ausgeschlossen werden, solange die zentralen 
politischen Fragen in Europa, zuerst und zu- 
nächst die Deutschlandfrage, ungelöst bleiben. 

Herr Dr. Marx, wir identifizieren uns mit diesem 
Satz natürlich in vollem Umfange, ja, dieser Satz ist 
in der Tat die elementare Grundlage der gesamten 
Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Warum 
hat man ihn dann ausgelassen, Herr Bun- 
desaußenminister?) 

Dieser Satz ist die Grundlage unserer Position, die 
Lösung der deutschen Frage nicht als ein Endziel 
immer nur zu beschreiben 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

und sich immer nur auf sie zu berufen, sondern end- P) 
lieh praktisch an die Lösung dieser deutschen Frage 
heranzugehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Dr. Marx [Kaiserslautern]: Herr Brandt 
hat das ausgelassen!) 

Das ist die Grundlage unserer Politik. 

Meine Damen und Herren, heute, in diesem 
Augenblick konzentriert sich das Interesse natur- 
notwendig auf Berlin. Das ist nicht nur ein Problem 
der Deutschen, es ist auch ein Problem der Sicherheit 
für ganz Europa. Es steht damit in einem unmittel- 
baren Zusammenhang mit der beabsichtigten Kon- 
ferenz über die Sicherheit Europas. 

Eben das ist in dem NATO-Kommunique gesagt 
worden; hier ist der Zusammenhang hergestellt. 
Unsere Partner sagen mit uns, daß eine Konferenz 
über europäische Sicherheitsfragen keine Erfolgs- 
aussichten hat, wenn sie nicht in einer günstigen 
politischen Atmosphäre beginnen kann. Niemand im 
Kreise der NATO-Partner — und, wie ich glaube, 
überhaupt kein Europäer, auch kein Osteuropäer — 
wird annehmen, daß eine Konferenz über europäi- 
sche Sicherheitsfragen erfolgreich sein könnte, ohne 
daß vorher das Berlin-Problem befriedigend gere- 
gelt ist. Darin sind sich unsere Partner einig; wir 
befinden uns in dieser Frage in voller Übereinstim- 
mung mit den NATO-Partnern. 

Aber es gibt, meine verehrten Damen und Her- 
ren, hinsichtlich der Außenpolitik und der Frage 
nach der Lage der Nation einen weiteren Zusam- 
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menhang. Das sind unsere Gespräche mit der DDR, 
die im Augenblick von dem Staatssekretär im Bun- 
deskanzleramt, Herrn Bahr, mit seinem Partner auf 
der anderen Seite geführt werden. Diese Gespräche 
umfassen im Augenblick das, was in den 20 Punk- 
ten von Kassel bestanden hat. Darüber könnte man 
sprechen. Die Gesprächspartner sind noch nicht be- 
reit, das jetzt in vollem Umfange zu tun. Es sind zur 
Zeit also Vorgespräche im Gange, die erst zum Kern 
der Sache führen sollen. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Vorsicht, Vorsicht! 

Wir haben schon einmal Vorgespräche 
gehabt!) 

Worüber wir jetzt nicht sprechen können, das ist 
die Frage des Verkehrs zwischen der Bundesrepu- 
blik und West-Berlin, denn dieser Verkehr ist ein 
wichtiger Teil des freien Zugangs nach West-Berlin 
und fällt somit in die Verantwortlichkeit der Vier 
Mächte, eine Verantwortlichkeit, die wir nicht an- 
rühren wollen und nicht anrühren werden. Dieser 
Teil also kann natürlich zwischen Bundesrepublik 
und DDR besprochen und verhandelt werden, aber 
nur als ein Teil einer umfassenden Regelung 
des Berlin-Problems. Es bedarf also zunächst einer 
gemeinsamen erklärten Haltung — einer gemein- 
samen erklärten Haltung! — der Vier Mächte zu 
diesem Punkt, bevor wir das tun können, was not- 
wendigerweise die beiden Teile Deutschlands dann 
als gleichberechtigte Partner in rechtsgültigen Ver- 
trägen tun müssen. Das ist Teil einer gesamten 
Regelung für Berlin, die später von den Vier Mäch- 
ten garantiert ist. 

Vizepräsident Dr« Schmitt-Vockenhausen: 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Barzel? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Bitte 
sehr! 

Dr. Barzel (CDU/CSU): Herr Kollege Scheel, 
nachdem Sie auf unsere Aufforderung hin einige 
der Voraussetzungen für das Zustandekommen 
einer europäischen Sicherheitskonferenz aus der 
Sicht der Bundesregierung dargestellt haben, kön- 
nen Sie vielleicht auch gleich zur Vermeidung einer 
Intervention noch aus der Sicht der Bundesregie- 
rung über die Voraussetzungen für die UNO-Mit- 
gliedschaft einiges konkretisieren? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Ich 
komme nachher im Zusammenhang mit dem Thema 
darauf. 

Ich glaube, wir sind einig darüber, wie das 
Procedere bei den Berlin-Verhandlungen vor sich 
gehen muß. 

Meine Damen und Herren! Die CDU/CSU-Fraktion 
hat in dem Zusammenhang weitergehende Verbin- 
dungen zwischen der Lösung der Berlinfrage und der 
Ratifizierung des Moskauer Vertrages in der Öffent- 
lichkeit diskutiert. Gestern ist von dem Herrn Bun- 
deskanzler hier gesagt worden — er hat dabei sehr 
stark auf seine frühere verantwortliche Tätigkeit in 


Berlin Bezug genommen — , daß die befriedigende 
Regelung des Berlin-Problems eine Voraussetzung 
für die Bundesregierung ist, dem Deutschen Bundes- 
tag den Moskauer Vertrag zur Ratifizierung zuzu- 
leiten. Ich glaube, das ist heute so unbestritten, daß 
man darüber gar nicht mehr diskutieren muß. Dabei 
sollte man, wie ich glaube, nicht in eine Interpreta- 
tion oder in Deutungsversuche der Wörter „Lösung" 
oder „Regelung" eintreten. Wir wissen, was dar- 
unter zu verstehen ist: eine befriedigende Rege- 
lung in Berlin umfaßt eben die Bereiche, über die 
wir hier alle schon gesprochen haben. 

Ich darf noch einmal sagen, meine Damen und 
Herren, daß die Bundesregierung hier in engstem 
Einvernehmen mit ihren westlichen Verbündeten 
steht und daß hier nichts geschieht, was wir nicht 
miteinander abgemacht haben. Ich darf aber glei- 
chermaßen sagen, daß die Oppositionsfraktion diese 
Position ganz genau kennt, denn der Vorsitzende der 
Oppositionsfraktion macht kein Hehl daraus, daß er 
diese Position in vollem Umfange stützt, daß er sie 
kennt, daß er weiß, welche Position wir einnehmen, 
und daß er sie deswegen stützen kann. Das ist 
etwas, was wir an Gemeinsamkeit haben und an 
Gemeinsamkeit vertreten werden. 

Meine Damen und Herren, es gibt im Augenblick 
Störungen auf den Straßen nach Berlin, die wir alle, 
wue es der Bundeskanzler gestern getan hat, auch 
als Störungen der Verhandlungen betrachten müs- 
sen. 

(Beifall.) 

Es ist doch ein Unding, den Begründungen für diese 
Schikanen etwa glauben schenken zu wollen. Was 
wird als Begründung herangezogen? Die Absicht 
von Politikern der Bundesrepublik Deutschland, auf 
Einladung von verantwortlichen Politikern in Berlin 
eine Konferenz über Fragen abzuhalten, die im Kern 
nichts anderes zum Inhalt haben, als sich in gemein- 
samen Beratungen darüber zu sorgen, wie man denn 
den Frieden erhalten kann und wie man den Frie- 
den sicherer machen kann. Wenn das eine Provo- 
kation sein soll, meine verehrten Damen und Her- 
ren, dann, ich glaube, kann man allerdings nicht 
mehr von einer gemeinsamen Sprache sprechen. Das 
als eine Begründung ist das Schlechteste, was man 
überhaupt heranziehen kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Wir wissen, daß das Zustandekommen aller Ver- 
träge seine Zeit braucht. Wir haben auch Verstcänd- 
nis dafür. Aber auch für Berlin sollte jetzt eine be- 
friedigende Regelung heranreifen, um das Vertrags- 
werk, das unsere Beziehungen zum Osten klärt, 
unserem Wunsche entsprechend abschließen zu kön- 
nen. Wir jedenfalls haben dazu den Willen, wir 
haben die Geduld, wir haben die Ausdauer. Ich 
glaube, daß das Jahr 1971 das Jahr sein könnte, in 
dem die Berlin-Regelung möglich ist, in dem die 
Ratifizierung der Verträge mit Moskau und mit 
Warschau erfolgen kann. 

(Abg. Dr. Barzel: Herr Scheel, Sie haben 
auch Geduld für 1972?) 
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— Wenn das sein muß, auch für 1972, Herr Dr. 
Barzel. 

(Abg. Windelen; Auch für 1973?) 

Ich sage, das Jahr 1971 kann das Jahr sein, und es 
besteht begründete Hoffnung, daß es das Jahr ist, 
aber wir wollen nicht die Qualität von Ergebnissen 
zugunsten schnellerer Ergebnisse schmälern. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Uns kommt es auf die Qualität der Ergebnisse an. 
Das ist auch die Meinung unserer Partner und Ver- 
bündeten in diesem so wichtigen Punkt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine späte Ein- 
sicht!) 

Die CDU hat nun nicht nur die Regelung der 
Berlin-Frage, sondern auch die endgültige Regelung 
des Verhältnisses der beiden Staaten in Deutschland 
zur Voraussetzung ihrer Zustimmung zu der Rati- 
fizierung gemacht. Meine Damen und Herren, ich 
glaube, wir sollten uns hier nicht selbst ein Bein 
stellen. So etwas ist doch von seiten der Bundes- 
regierung — jedenfalls von mir — nie gesagt wor- 
den. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich will Ihnen sagen, was ich darüber gesagt habe. 
Ich habe gesagt: Wir nehmen die Absichtserklärung, 
die wir in Moskau abgegeben haben, ernst, daß alles 
das eine politische Einheit darstellt. Aber „politische 
Einheit" kann nicht heißen, daß man alle notwendi- 
gen Verträge an einem Tage in Kraft setzen oder 
ratifizieren müßte. Es kann sehr wohl möglich sein 
(B) — damit wiederhole ich eine Interpretation, die ich 

im gleichen Wortlaut immer wieder, auch hier, 
gegeben habe — , daß es, um das Ganze erfolgreich 
zu Ende führen zu können, sogar nötig ist, die eine 
oder andere Etappe vorzuziehen. 

(Abg. Dr. Kiesinger: Fragmente!) 

— Nein, dabei würde man den ganzen Bereich nicht 
außer acht lassen. Ich glaube, man wird der vorge- 
zogenen parlamentarischen Behandlung eines Teil- 
bereiches zustimmen müssen, wenn für den ganzen 
Bereich wirklich eine befriedigende Regelung gefun- 
den werden kann. Wir haben uns, was den Vertrag 
von Moskau angeht, im Laufe der Entwicklung schon 
weitgehend über einige Fragen einigen können. Es 
herrscht auch weitgehend Einigkeit über die Zeit- 
folge im Hinblick auf den Vertrag von Warschau, 
d. h. mit anderen Worten, daß wir hier zweifel- 
los zu einer Annäherung der Standpunkte kommen. 

Vizepräsident Dr. Scfimitt- Vorkenhausen : 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten von Wrangel? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Ja, 
bitte! 

Baron von Wrangel (CDU/CSU): Herr Bundes- 
minister, geben Sie zu, daß Sie in der ersten Phase 
Ihrer Amtszeit und insbesondere auch der Bundes- 
kanzler in Erfurt immer betont haben, daß Statusver- 
änderungen der DDR — ich drücke mich jetzt so aus, 


wie Sie es damals getan haben — mit innerdeut- 
sehen Fortschritten verbunden sein müssen- und ver- 
stehe ich Sie richtig, daß diese Ihre Aussage von 
damals durch die jetzigen Erklärungen revidiert 
worden ist? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Nein. 

Ich komme darauf zu sprechen. Das ist ja nicht die 
einzige Verbindung, die es zwischen der innerdeut- 
schen Entwicklung und dem, was Sie Statusverände- 
rung nennen, gibt. Sie haben hier die falsche Ver- 
bindung gezogen. Es geht nicht etwa um die zeitliche 
Bindung von innerdeutscher Regelung und den Ver- 
trägen von Moskau und Warschau. Die logische Ver- 
bindung liegt in der zeitlichen Folge von innerdeut- 
schen Regelungen und der Aufnahme der beiden 
Teile Deutschlands in die UNO. Die Politik der Bun- 
desregierung — ich habe es soeben gesagt — ist ein 
einheitliches Ganzes. Das alles ist logisch aufein- 
ander abgestimmt. Logisch ist die Statusverände- 
rung im internationalen Bereich ganz ohne Zweifel 
im Blick auf die Mitgliedschaft in der UNO. Da ist 
sie auch berechtigt. Eben wegen der logischen zeit- 
lichen Folge steht dieser Punkt im Katalog der 
Kasseler 20 Punkte an letzter Stelle. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

Herr Minister, gestatten Sie eine weitere Zwischen- 
frage des Herrn Abgeordneten von Wrangel? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Bitte! 

Baron von Wrangel (CDU/CSU): Herr Bundes- pj 
minister, ich möchte Sie insistierend fragen; Sind Sie 
der Meinung, daß sowohl durch die Absichtserklä- 
rungen in Moskau als auch durch den Grenzartikel 
im Moskauer Vertrag eine Statusveränderung der 
DDR erfolgt ist? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Man 
mag sich über den Begriff „Statusveränderung" 
streiten. Ich hatte den Begriff bisher so aufgefaßt 
— und ich nahm an, daß auch Sie das taten — , daß 
damit eine Veränderung des internationalen Status 
der DDR gemeint ist. 

Dadurch ist der internationale Status der DDR 
überhaupt nicht berührt worden. Das geht auch aus 
dem Briefverkehr hervor, den wir anläßlich der Ver- 
tragsunterzeichnung geführt haben. — Zumindest 
ist er nicht dadurch berührt worden. Statusverände- 
rungen ergeben sich aus ganz anderen Entwicklun- 
gen, auf die wir zum Teil keinen Einfluß haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: 

Herr Minister, gestatten Sie eine weitere Zwischen- 
frage des Abgeordneten Dr. Barzel? 

Dr. Barzel (CDU/CSU): Herr Kollege Scheel, 
sind dies Ihre Worte vom 14. Dezember 1970 in 
Brüssel: „Die Bemühungen um eine vertragliche Re- 
gelung mit der DDR und die Verhandlungen über 
Berlin bilden eine politische Einheit. Die Bundesre- 
gierung werde nicht zulassen, daß nur Fragmente 
eines Konzepts verwirklicht werden"? 
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Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Dr. Barzel, ich kann Ihnen das sehr leicht erläutern. 
Teil der Verhandlungen über Berlin sind ja Ver- 
handlungen mit der DDR. Mit anderen Worten: 
Wenn wir eine befriedigende Berlin-Regelung 
haben, Herr Dr. Barzel, haben wir auch eine ent- 
scheidende Etappe der Verhandlungen mit der DDR 
hinter uns gebracht. Das ist der Punkt, an dem man 
sagen kann: wir sind auf dem Wege zu den Re- 
gelungen, die wir wollen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, es ist heute von Herrn 
Dr. Marx die Frage nach unseren Verhandlungen mit 
der Tschechoslowakei gestellt worden. Ich will nur 
ganz kurz dazu etwas sagen, damit hier kein Miß- 
verständnis bestehenbleibt. Die Bundesregierung ist 
bereit, mit der Tschechoslowakei in Gespräche und 
Verhandlungen einzutreten. Die tschechoslowakische 
Regierung ist nach ihren Äußerungen ihrerseits dar- 
an interessiert, in Gespräche und Verhandlungen 
einzutreten. Die technischen Kontakte zwischen den 
Außenministerien sind hergestellt worden. Solche 
Gespräche und Verhandlungen können beginnen, 
wenn die Zeit dazu reif ist, wenn die Vorbereitun- 
gen, die dazu nötig sind, abgeschlossen sind. Sie 
können beginnen ohne Vorbedingungen von der 
einen oder anderen Seite. Vorbedingungen der 
Art, wie Sie sie heute morgen hier genannt haben, 
Herr Dr. Marx, kann es dabei nicht geben. 

Im Rahmen der Großen Anfrage ist ein Thema 
wenig behandelt worden, das Thema unserer Be- 
ziehungen zur Dritten Welt. Es ist unvermeidlich, 
(ß) daß unsere Verbindungen zu den westlichen Nach- 
barn und Freunden und zu den östlichen Nachbarn 
und Gesprächspartnern einen Vorrang in unserem 
außenpolitischen Denken einnehmen. Das sollte aber 
nicht so verstanden werden, als ob wir unsere Ver- 
pflichtung zum Verständnis der Probleme der Drit- 
ten Welt nicht erkennen würden. Das Gegenteil 
ist der Fall. Ich halte es für wünschenswert, dies 
gerade im Laufe dieser Debatte über die Lage der 
Nation zu betonen. Gerade die Bundesregierung 
setzt sich sowohl bei der Pflege der bilateralen Be- 
ziehungen als auch in den europäischen und welt- 
weiten Gremien dafür ein, daß überall auf der Welt 
eine zeitgemäße Vorstellung von politischer Gleich- 
berechtigung und sozialer Gerechtigkeit Geltung er- 
hält. Die Bundesrepublik Deutschland tut das aus 
freier, aus eigener Entscheidung. 

Um so mehr sind wir alle von dem tief betroffen, 
was sich in diesen Tagen in Conakry ereignet. Ich 
möchte mich zu diesem Zeitpunkt, in dem die Be- 
lastungsprobe unserer Beziehungen zu Guinea un- 
vermindert andauert, darauf beschränken, Ihnen zu 
versichern, daß die Bundesregierung alles getan 
hat, um das Los der verhafteten Deutschen in Guinea 
zu verbessern. Dabei — das darf ich sagen, meine 
Damen und Herren — haben uns erfreulicherweise 
die afrikanischen Länder ganz besonders geholfen, 
die afrikanischen Länder, die genau wissen, in wel- 
chem Geiste die Bundesrepublik Deutschland von 
Anfang an, seitdem sie unabhängig geworden sind, 
die Beziehungen zu ihnen begonnen und weiter ge- 
pflegt hat. Ich muß sagen: uns hat in dieser schwie- 


(C) 

rigen Situation auch eine verständnisvolle öffent- 
liche Meinung in Deutschland, eine verständnisvolle 
Presse geholfen. Unsere Entscheidungen in Conakry 
orientierten sich an den humanitären Erwägungen. 

Ich darf hier aber auch einmal sagen: Das Unerfreu- 
liche ist, daß diese unsere früheren guten Bezie- 
hungen zu Guinea nicht zuletzt das Opfer von In- 
trigen und dunklen Machenschaften geworden sind, 
an denen auch Deutsche beteiligt sind, 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserlautern]: Leider 
wahr!) 

Deutsche, die dieser Nation angehören. Auch das 
gehört zur Lage dieser Nation. 

Meine Damen und Herren, wir werden nicht Glei- 
ches mit Gleichem vergelten. Wir werden auch in 
Zukunft zwischen denen, die unsere Freunde sind, 
und denen, die es nicht sein wollen, zu unterschei- 
den wissen. Erlauben Sie mir deshalb, der großen 
Gemeinschaft der afrikanischen Staaten zu ver- 
sichern, daß die Grundlinien der deutschen Afrika- 
politik für uns verbindlich bleiben. Wir lehnen jede 
Form der Bevormundung afrikanischer Staaten ab, 
jede Form der Intervention in ihre inneren Verhält- 
nisse, jede Rassendiskriminierung, jede neo-kolo- 
nialistische Verhaltensweise. Wir sind bereit, unsere 
Partnerschaft mit allen afrikanischen Staaten, die da- 
zu bereit sind, fortzusetzen. Wir sind bereit, mit die- 
sen Staaten auf der Basis der Gleichberechtigung 
und der gegenseitigen Wertschätzung — ich sage: 
der gegenseitigen — ein für beide Seiten fruchtbares 
Verhältnis und Beziehungen zu pflegen, die diesen 
Staaten helfen sollen, unter Wahrung von Souverä- 
nität und Eigenart den Anschluß an die Industrie- 
nationen zu finden. 

Mag unsere Afrikapolitik durchaus in diesem 
Sinne als vorbeugende Sicherheitspolitik verstanden 
werden; sie ist eine Sicherheitspolitik, die den 
Wohlstand für alle sichern soll, eine Politik, die, 
wenigstens was uns betrifft, nichts mit Waffen zu 
tun hat. Es ist eine Politik mit entwicklungspoliti- 
scher Partnerschaft, die den Wohlstand durch diese 
Partnerschaft sichern soll. Diese Politik bleibt, ich 
wiederhole es, Basis und Ziel unserer Beziehungen 
zu dem großen Kontinent in unserem Süden, der na- 
türlicher Partner Europas ist. 

Ich fasse zusammen und stelle damit noch einmal 
die Grundsätze unserer Außenpolitik heraus, wie sie 
die Bundesregierung sieht: 

Die Außenpolitik der Bundesrepublik Deutsch- 
land ist eine Politik des Friedens, die bilateral und 
multilateral bei der Lösung offener Fragen vom 
Gewaltverzicht ausgeht und eine Sicherung des Frie- 
dens anstrebt, soweit es in unserer Kraft steht; eine 
Politik der Freiheit, die die allgemeinen Grundrechte 
wahren und sichern hilft und zu ihrer internationa- 
len Anerkennung und Respektierung beitragen will, 
ohne anderen unsere Lebensform aufzuzwingen; eine 
Politik der Solidarität mit unseren Freunden, die 
wir im Rahmen der Allianz und der Integration stän- 
dig erneuern, vertiefen und erweitern; eine Politik 
des Realismus, die im Verhältnis zu den östlichen 
Nachbarn pragmatisch zu regeln sucht, was für eine 
Lösung von Grund auf noch nicht reif ist, die aber 
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die Chance nutzt, wenn sich die Möglichkeit für 
systematisch angelegte Vereinbarungen abzeichnet; 
eine Politik, die das Erreichbare nicht durch den 
Blick auf das Unerreichbare gefährden will; eine Po- 
litik der sozialen Gerechtigkeit, die humanitäre Pro- 
bleme mit Vorrang behandelt und sich der Verpflich- 
tung gegenüber den Notleidenden auf nationaler 
und internationaler Ebene bewußt ist; eine Politik 
der Standhaftigkeit, die niemanden unter Druck setzt 
und sich nicht unter Druck setzen läßt; schließlich 
eine Politik der Geduld, die Enttäuschungen in Kauf 
nimmt, sich aber in ihren begründeten Hoffnungen 
nicht beirren läßt. 

Wir wollen die Stunde, meine Damen und Herren, 
wenn sie sich bietet, nutzen, und wir werden sie zu 
nutzen wissen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Votkenhausen : 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Birrenbach. 

Dr. Dr. h. c. Birrenbach (CDU/CSU); Herr Prä- 
sident! Meine Damen und Herren! Ich möchte jetzt 
nicht zu den allgemeinen Ausführungen des Herrn 
Bundesaußenministers Stellung nehmen; das bleibt 
einer berufenen Seite meiner Fraktion Vorbehalten. 

(Abg. Dr. Apel: Warum so bescheiden?) 

Ich möchte mich mit einer zentralen Frage in der 
Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfra- 
ge beschäftigen. Das ist ein Punkt, den sowohl der 
Bundeskanzler als auch der Bundesaußenminister 
(B) heute an die Spitze ihrer Ausführungen gestellt 
haben. Die Bundesregierung erklärt immer wieder, 
die Ostpolitik der Bundesregierung finde die ein- 
hellige Zustimmung unserer Verbündeten. Wie steht 
es nun damit bei Licht besehen? 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Bei Licht!) 

Diese Zustimmung findet beispielsweise ihren Wi- 
derhall in den Schlußkommuniques der beiden letz- 
ten NATO-Konferenzen. Im Mai-Kommunique heißt 
es, die Bundesregierung führe mit Unterstützung 
und Verständnis ihrer Verbündeten Gespräche mit 
den Oststaaten. Die Verbündeten geben aber der 
Hoffnung Ausdruck, daß diese Gespräche nicht etwa 
durch unannehmbare Forderungen beeinträchtigt 
werden. Die Frage, die sich stellt, lautet also: Waren 
diese Forderungen alle aus der deutschen Perspek- 
tive heraus annehmbar? 

Im Kommunique vom 10. Dezember begrüßen die 
Minister die Ostverträge als, wie es heißt, Beiträge 
zur Minderung der Spannung in Europa und als 
wichtige Elemente des Modus vivendi der Bundes- 
republik mit Osteuropa. Handelt es sich hier wirk- 
lich nur um einen Modus vivendi? Die Verbündeten 
verweisen weiter darauf, daß eine akzeptable Ber- 
lin-Lösung und außerdem in den Verhandlungen 
mit der DDR eine Regelung gefunden werden müsse, 
welche die Besonderheiten der Situation in Deutsch- 
land berücksichtigt. Besteht dafür im Augenblick 
wirklich eine reale Aussicht? 

Diese Erklärungen spiegeln formell ein Einver- 
ständnis wider, ohne sich im einzelnen dazu zu 


äußern, welche Erwartungen, welche Hoffnungen, 
welche Sorgen und welche Befürchtungen sich mit 
diesen Verträgen aus der ausländischen Perspektive 
verbinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Daran hindern die Verbündeten nämlich allein schon 
die Bündnissolidarität und die Tatsache, daß die 
Bundesrepublik schließlich ein souveräner Staat ist 
und ihrer Zustimmung gar nicht bedarf. 

Daß diese Regierungen aus sehr verschiedenen 
Gründen ihre Zustimmung zu den Verträgen geben 
und gegeben haben, weiß jeder. Sicherlich — das 
bezweifelt keiner — gibt es zahlreiche Regierungen, 
die der Ostpolitik der Bundesregierung nicht nur 
formell zustimmen. Was dies allerdings im einzel- 
nen bedeutet, kann man nur dann ermessen, wenn 
man weiß, welche Vorstellungen diese Regierungen 
mit dem Moskauer Vertrag verbinden, d. h. ob sie 
in dem Moskauer Vertrag einen reinen Gewaltver- 
zichtsvertrag sehen — wie es im NATO-Kommu- 
nique vom 10. Dezember auf Grund der vorherigen 
Erklärungen des Bundesaußenministers heißt: ein 
Modus vivendi der Bundesrepublik mit Ost- 
europa — , oder ob sie in dem Moskauer Vertrag 
und in dem deutsch-polnischen Vertrag eine Festi- 
gung der Teilung Deutschlands sehen. Das ist doch 
ein eminenter Unterschied. 

Ich will mich hier auf den Moskauer Vertrag be- 
schränken, weil dieser der entscheidende Vertrag 
ist, der die gesamte Ostpolitik als solche beherrscht. 

Im übrigen kann niemand in der Bundesrepublik 
erwarten, daß die ausländischen Regierungen, Par- 
lamentarier oder Publizisten deutscher denken als (D) 
die Deutschen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Die Opfer im Rahmen der Ostverträge bringen nicht 
die Ausländer, sondern die Deutschen! 

Eine Prüfung der Zustimmung führt also zu ganz 
verschiedenen Ergebnissen, je nachdem, unter wel- 
chen Voraussetzungen diese gegeben ist. Die Zu- 
stimmung kann formeller, sie kann auch materieller 
Natur sein. Sie kann von Erwartungen ausgehen, 
die im einzelnen auf ihre Realisierbarkeit hin ge- 
prüft werden müssen. Sie kann auch in einer spezi- 
fischen Interessenlage eines bestimmten Landes 
oder bestimmter Länder ihre Erklärung finden. Sie 
kann sich aber auch aus Motiven herleiten, die ein- 
deutig nicht im wohlverstandenen deutschen Inter- 
esse liegen. Wenn die eigene Nation ihre Interes- 
sen nicht mit dem notwendigen Nachdruck verfolgt, 
kann man nicht erwarten, daß ausländische Regie- 
rungen das statt unserer tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte mich also zunächst mit der Zustimmung 
zu dem Vertrag auseinandersetzen und untersuchen, 
was diese Zustimmung vom deutschen Standpunkt 
aus bedeutet. Dieser Standpunkt muß natürlich aus 
europäischer und atlantischer Perspektive gesehen 
werden; ein isolierter deutscher Standpunkt wäre 
als solcher nicht tragbar. In einem zweiten Teil 
werde ich die Argumente der eigentlichen Kritiker 
des Moskauer Vertrages im Ausland vortragen. Zur 
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(A) Versachlichung der Debatte und zwecks Vermeidung 
von persönlichen Auseinandersetzungen, wie sie im 
Zusammenhang mit der höchst peinlichen Diskus- 
sion über die Unterredungen von Dean Acheson, 
John McCloy, General Clay und Mr. Dewey mit dem 
amerikanischen Präsidenten am 10. Dezember ver- 
gangenen Jahres in der deutschen Öffentlichkeit 
aufgetreten sind, möchte ich hier keine Namen zitie- 
ren. 

Im Lager der Koalition hatte man sich im Dezem- 
zember vergangenen Jahres hinreißen lassen, zu 
sagen, diese Äußerungen stammten von im Ruhe- 
stand befindlichen Herren, denen also offenbar keine 
besondere Bedeutung zukomme. Glücklicherweise 
hat Herr Schmidt ähnliche Erklärungen dieser Art 
gestern fairerweise zurückgezogen. Diese Qualifi- 
zierung gerade dieser Persönlichkeiten zeigt eine 
profunde Unkenntnis der amerikanischen Demokra- 
tie, der Bedeutung, die gerade diese Persönlichkeiten 
in der amerikanischen Politik heute immer noch 
haben, von ihrem historischen Rang und ihrer per- 
sönlichen Einstellung zur Bundesrepublik ganz ab- 
gesehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese Herren haben, weil sie anerkannte Freunde 
Deutschlands sind, aus echter Sorge um die deut- 
sche Zukunft gesprochen, und sie in dieser Form 
abzuqualifizieren, ist nicht nur peinlich, sondern 
in der Sache schädlich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen : 

jßj Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen- 
frage des Herrn Abgeordneten Schmidt? — 

Schmidt (Hamburg) (SPD): Herr Kollege Birren- 
bach, würden Sie bereit sein, mir zuzugeben, daß 
ich die Personen, von denen Sie sprechen, nicht nur 
gestern mit Ausdrücken meines ehrlich empfunde- 
nen Respekts bedacht habe, sondern daß ich darüber 
hinaus mich in meinem Urteil über deren Neigung 
gegenüber der Bundesrepublik Deutschland von dem 
Ihren nicht unterscheide und daß es deswegen im 
Grunde überflüssig ist, wenn Sie den Eindruck heute 
morgen zu erwecken trachten, als ob ich diese Per- 
sonen in irgendeiner Weise abqualifiziert hätte, wie 
Sie es soeben zu nennen beliebten? 

(Beifall bei der SPD.) 

Dr. Dr. h. c. Birrenbach (CDU/CSU): Lieber 
Herr Kollege Schmidt, ich habe Sie ganz ausdrück- 
lich ausgenommen und mich auf eine andere Per- 
sönlichkeit bezogen, die im Dezember diese Äuße- 
rung getan hat. Das waren Sie nicht. Ich habe sogar 
im Hinblick auf Sie das Wort „fair" gebraucht. Ich 
weiß, wie Sie denken. Wir freuen uns darüber, daß 
Sie Ihre gestrige Erklärung, die nicht glücklich war, 
zurückgezogen haben. Das ist durchaus im Sinne der 
deutsch-amerikanischen Beziehungen, von deren 
Wichtigkeit wir beide gleicherweise überzeugt sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vorkenhausen s 

Herr Abgeordneter Birrenbach, gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage? 


Dr. Dr. h. c. Birrenbach (CDU/CSU): Wenn es 
nicht zu Lasten meiner Zeit geht, dann ja! 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen; 

Ich werde wie in solchen Fällen üblich verfahren. 

Dr. Dr. h. c. Birrenbach (CDU/CSU): Ich danke 
Ihnen sehr, Herr Präsident! 

Schmidt (Hamburg) (SPD): Wenngleich es mir 
schwerfällt, dies jetzt in Frageform zu fassen, so 
sehe ich doch, daß ich soeben Ihre Ausnahme in 
bezug auf meine gestrigen Äußerungen überhört 
habe. Ich möchte mich dafür entschuldigen. 

Dr. Dr. h. c. Birrenbach (CDU/CSU): Das ist 
eindeutig, Herr Schmidt. 

Um nun eine Wiederholung solcher Vorkomm- 
nisse zu vermeiden, möchte ich, wie gesagt, die von 
mir zitierten Stimmen, gleichviel, ob es sich um 
amerikanische, französische, englische, italienische, 
belgische oder holländische Staatsmänner, Minister, 
Leiter internationaler Organisationen, Parlamenta- 
rier oder Publizisten handelt, nicht beim Namen 
nennen, sondern lediglich ihre Argumente objektiv 
für sich sprechen lassen. 

Zunächst, meine Damen und Herren, zur Frage der 
Methode der Verhandlungen! Es wird darauf hinge- 
wiesen, daß die parlamentarische Basis der liberal- 
sozialen Koalition zu schmal sei, daß die Bundes- (D) 
republik als solche nicht mächtig genug sei, um mit 
der Sowjetunion über die entscheidenden Fragen, 
die an sich in einem Friedensvertrag geregelt wer- 
den müßten, allein zu verhandeln, daß man vielmehr 
hätte abwarten müssen, bis eine europäische politi-. 
sehe Zusammenarbeit einen Grad erreicht hätte, der 
eine konzertierte Verhandlung der Europäer mit der 
Sowjetunion unter gleichzeitiger aktiver Assistenz 
der Vereinigten Staaten möglich gemacht hätte. 

Jetzt werden Sie sagen, dieser Moment sei noch 
nicht gekommen. Natürlich nicht, aber — so wird 
fortgefahren — die Verzögerung der Verhandlun- 
gen wäre um so unbedenklicher, als eine Verhand- 
lung mit der Sowjetunion über das Problem der 
DDR im jetzigen Augenblick, im Schatten der ge- 
rade 1968 proklamierten Breschnew-Doktrin, der 
Sowjetunion wenig Spielraum für Konzessionen in 
der Frage der DDR gibt. Insbesondere weist man dar- 
auf hin, die amerikanischen Erfahrungen in den Ver- 
handlungen mit der Sowjetunion in den letzten 
25 Jahren hätten dringend nahegelegt, sich für diese 
Verhandlungen unendlich mehr Zeit zu nehmen, als 
die Bundesregierung es getan hat. Die Österreicher 
hätten für die Verhandlungen über das Neutralitäts- 
Statut 252 Sitzungen gebraucht, die Amerikaner für 
den Teststoppvertrag vier Jahre und für den Atom- 
sperrvertrag ebenso vier Jahre. Der Vertrag mit der 
Sowjetunion enthalte keinerlei relevante sowjeti- 
sche Gegenleistungen, so wird gesagt. Die Kompen- 
sation für die deutschen Öpfer bestehe allein in 
Erwartungen und Hoffnungen auf zukünftige Ent- 
spannungen, die im übrigen von vielen Faktoren 
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abhänge, nicht nur vom Moskauer Vertrag, und die 
darüber hinaus höchst zweifelhaft sei. 

(Zuruf von der SPD: Nichts Neues!) 

Die Bundesregierung habe sich durch die Unter- 
zeichnung des Moskauer Vertrages in einen Zug- 
zwang versetzt, der der Sowjetunion den Hebel 
gebe, auf die Bundesrepublik Pressionen auszuüben, 
den Vertrag zu ratifizieren. 

Ob die Bundesregierung diesem Druck widersteht 
oder widerstehen kann, lasse ich völlig dahingestellt 
Mir geht es hier um die objektive Darlegung von 
Argumenten kompetenter ausländischer Seite. 

Nun zum materiellen Inhalt des Moskauer Ver- 
trages und der Bedeutung der Zustimmung des 
Westens. Es ist bekannt, daß vielfach im Ausland 
davon ausgegangen wird, der Moskauer Vertrag sei 
nur ein Gewaltverzichtsvertrag. Wenn die Zustim- 
mung des Auslands auf dieser Ausgangsbasis be- 
ruht, so bedeutet sie gar nichts Besonderes, denn 
auch die früheren CDU/CSU-Regierungen und die 
Große Koalition waren bereit, den osteuropäischen 
Staaten Gewaltverzichtsverträge anzubieten. Insbe- 
sondere auf Grund der Erklärungen der Bundes- 
regierung und der systematischen Kampagne des 
Bundespresseamtes unter besonderem Hinweis auf 
Abs. 4 von Art. 3 im deutschen Text — ich sage: im 
deutschen Text — mußte im Ausland der Eindruck 
entstehen, als begründe — um den Herrn Bundes- 
außenminister zu zitieren — der Art. 3 lediglich 
einen Modus vivendi mit der DDR in Gestalt eines 
(B) Gewaltverzichts, ein Begriff, der interessanterweise 
auch in das Kommunique der NATO vom 10. De- 
zember eingegangen ist. Da also weder das Ausland 
noch die Opposition gegen die Idee eines Gewalt- 
verzichts etwas einzuwenden haben, ist insoweit die 
Zustimmung des Auslands gar nichts Besonderes, 
auf das sich die Bundesregierung der Opposition 
gegenüber berufen könnte. 

Es ist allerdings eine ganz andere Frage, ob mit 
dem Gewaltverzicht das Ergebnis erreicht werden 
kann, das sich die Bundesregierung und zahlreiche 
andere westliche Regierungen von dem Moskauer 
Vertrag erhoffen. 

Was nun den Gewaltverzichtscharakter des Ver- 
trages anbelangt, so hat die CDU/CSU-Fraktion in 
ihrer Kleinen Anfrage vom 12. Oktober gesagt, was 
zu sagen ist. Von den vier Formulierungen im Art. 3 
zur Grenzfrage gestatten die ersten drei nicht unbe- 
dingt den Eindruck, als wenn es sich nur um' einen, 
wie der Bundesaußenminister sagt, abstrakten Ge- 
waltverzicht handelt. Für die These der Bundes- 
regierung spricht vielleicht der Abs. 4 von Art. 3, 
und zwar im deutschen Text, wo von Unverletz- 
lichkeit die Rede ist. Aber im sowjetischen Text 
heißt es, wie Sie alle wissen, „njerushimyi", das 
heißt „unveränderlich", „unerschütterlich"; so auch 
in der Übersetzung des Prawda-Artikels vom 
13. August 1970. 

Diese Auffassung ist auch vertreten worden von 
Ministerpräsident Kossygin in der Note vom 2. Au- 
gust 1970 an die drei westlichen Siegermächte, wo 
von „Unwandelbarkeit" der Grenzen die Rede ist. 
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ebenso in der berühmten Rede Breschnews in Alma 
Ata vom 28. August 1970, wo von der Anerkennung 
der Unverbrüchlichkeit der in Europa bestehenden 
Grenzen die Rede ist, insbesondere der Grenze zur 
DDR. 

Der Herr Bundesaußenminister hat in einer außen- 
politischen Debatte dieses Hohen Hauses im ver- 
gangenen Jahr die Interpretation des Vertrages für 
Semantik erklärt. Das ist schon eine erstaunliche Er- 
klärung, wenn man bedenkt, daß eine der entschei- 
denden Funktionen des Parlaments in der Außen- 
politik die Zustimmung zur Ratifikation von inter- 
nationalen Verträgen ist. Die Interpretation eines 
Vertrages ist wahrscheinlich der wichtigste Weg, 
einen Vjertrag zu prüfen. Daß aber die Interpreta- 
tion des Vertrages durch den Vertragspartner, ins- 
besondere wenn er eine Weltmacht ist wie die So- 
wjetunion, ein ganz entscheidendes Element für die 
Bewertung des Vertrages ist, das zu leugnen ist der 
Koalition Vorbehalten geblieben. Natürlich sind die 
Folgen des Vertrages wichtig. Diese aber ergeben 
sich zunächst einmal aus den Verpflichtungen, die 
der Vertrag als solcher kreiert. 

Da im übrigen der gesamte Ostblock in seinen Er- 
klärungen davon spricht, der Moskauer Vertrag be- 
deute eine endgültige Sanktionierung der Folgen 
des zweiten Weltkrieges, ist es nicht verwunderlich, 
daß im Ausland vielfach davon ausgegangen wird, 
daß mit diesem Vertrag mindestens de facto, wenn 
nicht de jure, die Teilung Deutschlands vollzogen 
sei. Zahlreiche politische Persönlichkeiten im Westen 
von hohem Rang haben sich so geäußert, teilweise 
in tiefer Sorge um das deutsche Schicksal, teilweise |£)j 
aber auch — meine Damen und Herren, das müssen 
wir sehen — in Verkennung der deutschen Lage 
aus einer rein ausländischen Perspektive. 

Es ist leider nicht zu leugnen, daß es zahlreiche 
Stimmen im westlichen Ausland gibt, die der Mei- 
nung sind, daß ein wiedervereinigtes Deutschland 
zumindest heute innerhalb Westeuropas schwer 
verkraftbar oder nicht erwünscht sei. Das ist eine 
beunruhigende Erkenntnis im Hinblick auf den Art. 7 
des Deutschland-Vertrages. Wenn aber dies das 
Motiv der Zustimmung zu den Verträgen ist, so be- 
steht für uns kein Grund, darüber irgendeine Ge- 
nugtuung zu äußern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn die Bundesrepublik ihre vitalen nationalen 
Positionen nicht selbst verteidigt, dann ist es un- 
vermeidlich, daß sie auch im Westen unberücksich- 
tigt bleiben. Es ist also eine deutsche Aufgabe und 
in erster Linie eine deutsche Aufgabe, sich der Auf- 
rechterhaltung dieser Option anzunehmen. 

Zusammenfassend wäre also zur Zustimmung der 
westlichen Staaten zu sagen, daß diese entweder 
nur formeller Natur war und ist oder daß diese 
Staaten von einer Vertragsstruktur ausgehen, die 
mindestens zweifelhaft ist und, wenn sie zutreffend 
wäre, sich von der Auffassung der Opposition gar 
nicht wesentlich unterschiede, oder auf Motiven 
beruht, die wir als Nation schlechthin nicht akzep- 
tieren können. So gesehen ist die sogenannte breite 
Welle der Zustimmung, wenn man sie näher unter- 
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sucht; kein so schlüssiges Argument^ für dieses Hohe 
Haus, dem Moskauer Vertrag morgen seine Zu- 
stimmung zu geben, wie das behauptet wird. 

Meine Damen und Herren, was ist nun die Kritik 
im Ausland gegen die deutsche Ostpolitik, insbe- 
sondere gegen den Moskauer Vertrag? Zum Frie- 
densvertrag — ich zitiere — : Die Stabilität in Euro- 
pa werde dadurch gefährdet, daß die Bundesregie- 
rung praktisch den Friedensvertrag für den zweiten 
Weltkrieg ausgehandelt habe, während die für die- 
sen entscheidenden Mächte, nämlich die drei west- 
lichen Großmächte, trotz ihrer Vorbehaltsrechte da- 
bei als Zuschauer am Rande ständen. Die wichtigsten 
Entscheidungen eines Friedensvertrages seien vor- 
weggenommen. Diese Auffassung wird im Ausland 
immer wieder vertreten. Der Status quo in Deutsch- 
land, so meinen andere, möge zwar nicht im vollen 
Rechtssinn durch die Bundesrepublik anerkannt sein, 
in der Tat sei dies aber de facto für unbegrenzte 
Zeit geschehen. Der Vertrag mit Moskau erkenne 
die Realität der russischen Hegemonie in Osteuropa 
an, indem er die gegenwärtigen Grenzen fest- 
schreibe. Im Warschauer Vertrag verzichte die Bun- 
desrepublik auf 40 000 Quadratmeilen deutschen 
Landes, welches von den Siegern Polen nach dem 
zweiten Weltkrieg zugedacht worden sei. Im Westen 
sei man beeindruckt von der Ironie, daß, während 
Bundeskanzler Brandt seine Politik als Instrument 
gradueller Änderung des Status quo ansehe, der 
Kreml dieselbe Politik als ein Mittel zur definiti- 
ven Konsolidierung des Status quo ansehe. 

(B) einige Bemerkungen zur Schwächung der 

westlichen Verhandlungsposition. Diese oder eine 
kommunistische Bundesregierung werde der Ver- 
suchung verfallen — kommende Bundesregierung, 
Verzeihung! 

(Abg. Wehner: Das war ein schöner Ver- 
sprecher, nicht? Das läßt allerlei ahnen!) 

— Entschuldigen Sie! Ich meine, Ihre Ahnungen 
sollten Sie zurückhalten, Herr Wehner. 

(Abg. Wehner: Das wollte ich nur gesagt 
haben, Herr, da Sie ja genau zu wägen 
pflegen!) 

— Herr Wehner, ich möchte Ihnen sagen: in den 
14 Jahren, die ich in diesem Hause bin, 

(Abg. Wehner: Haben Sie das zum ersten- 
mal gesagt!) 

habe ich nie eine Bemerkung gemacht, die in irgend- 
einer Form, in irgendeiner Art polemisch gewesen 
wäre oder irgend jemand beleidigt hätte. Das 
möchte ich Ihnen sagen. 

(Abg. Wehner: Vielen Dank! Das wollte 
ich nur gerne wissen!) 

— Gut, sehr schön! 

Nun einige Bemerkungen zur Schwächung der 
westlichen Verhandlungsposition. Diese oder eine 
kommende Bundesregierung, Herr Wehner, werde 
oder könne der Versuchung verfallen, der Sowjet- 
union, nachdem diese der Bundesrepublik im Mos- 
kauer Vertrag keine konkreten Zugeständnisse ge- 
macht habe, zusätzliche Konzessionen in der Berlin- 


oder Deutschlandfrage zu machen in der wahr- ^ ^ 
scheinlich vergeblichen Hoffnung, die starre Haltung 
der Männer des Kreml zu erweichen, von denen 
schließlich entscheidend die Wiederherstellung der 
deutschen Einheit abhänge. Oder: Der Moskauer 
Vertrag würde in seinen Konsequenzen zu einem 
wahnsinnigen Wettlauf um die Gunst Moskaus in 
den verschiedenen Hauptstädten führen. Das haben, 
Herr Schmidt, auch prominente französische Ver- 
treter — Sie kennen die Namen — gesagt. Moskau 
werde versuchen, die westliche Allianz durch Ver- 
handlungen abwechselnd mit der Bundesrepublik, 
Frankreich und Italien zu schwächen, um diese zu 
veranlassen, den territorialen und politischen Status 
quo in Europa anzuerkennen, ihre Bindungen mit 
den Vereinigten Staaten zu lockern, die Einigung 
Europas, insbesondere im politischen und militäri- 
schen Bereich, zu verhindern und Europa in Ab- 
hängigkeit von der Sowjetunion zu bringen. Durch 
seine Vorleistungen habe Bundeskanzler Brandt 
dem Entspannungs willen der sowjetischen Führer 
Glauben geschenkt und damit sein Schicksal in ihre 
Hand gelegt. 

Zur Frage der Sicherheit heißt es, die westeuro- 
päischen Staaten könnten in der Annahme, eine 
entscheidende Ursache der Spannung in Europa sei 
durch die deutsche Ostpolitik beseitigt worden, ihre 
Verteidigungsanstrengungen reduzieren und sich 
— ähnlich wie nach dem Kellogg-Pakt Ende der 
zwanziger Jahre — der Illusion eines gesicherten 
Friedens hingeben. Oder: Die Befürworter einer 
Reduzierung des amerikanischen militärischen 
Engagements auch in Europa, die im Senat die Reso- 
lution von Senator Mansfield unterstützen, könnten 
sich in ihrer Beurteilung der Lage bestärkt fühlen 
und auf einer substantiellen Verringerung der 
amerikanischen militärischen Präsenz in Europa be- 
stehen. Die Unterschrift unter den Moskauer Ver- 
trag könnte in der Bundesrepublik einen Prozeß in 
Gang setzen, der den deutschen Willen unterminie- 
ren würde, die langfristigen Verteidigungsanstren- 
gungen durchzuhalten, die notwendig seien, um die 
Sowjetunion, insbesondere im Falle einer Verringe- 
rung des amerikanischen Engagements in Europa, 
davon zu überzeugen, daß ihr politischer Druck in 
Mitteleuropa in Zukunft keine Aussicht auf Erfolg 
habe. Auf diese Weise — so sagt ein anderer — 
würde das an sich schon prekäre militärische Gleich- 
gewicht auf dem europäischen Kontinent bedrohlich 
gestört. Eine weitere Verlagerung des politischen 
und militärischen Gravitätszentrums nach Osten 
zugunsten der Sowjetunion werde dann unvermeid- 
lich sein. Oder: Wenn zumindest die Bundesrepu- 
blik den Status quo in Deutschland de facto für 
unbegrenzte Zeit anerkannt habe, so müsse man 
wissen, daß der Begriff des Status quo in der so- 
wjetischen Perspektive kein statischer oder rein 
defensiver, sondern ein eminent politischer und 
aggressiver sei. Dieser sei ein mächtiger Hebel in 
ihrer Hand, Druck auf Westdeutschland auszuüben, 
welches den Schlüssel zum europäischen Macht- 
gleichgewicht bilde. 

Nun zu Europa. Der Moskauer Vertrag könne sich 
als ein Hebel für die Sowjetunion erweisen, Bonn 
unter Druck zu setzen, um die Erweiterung der west- 
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(A) liehen Gemeinschaft, insbesondere die Schaffung 
einer politischen Union, zu blockieren mit der Be- 
gründung, eine solche Entwicklung würde die Spal- 
tung Europas nur noch vertiefen, während die So- 
wjetunion durch Entspannung und Kooperation 
diese gerade zu überbrücken versuche. Oder: Die 
Ostpolitik begründe die große Gefahr, die Bindung 
der Bundesrepublik an den Westen zu lockern zu- 
gunsten einer imaginären gesamteuropäischen Ord- 
nung. 

(Zustimmung der Abg. Frau Klee.) 

In Deutschland würde sich, sobald es sich, von den 
Bindungen und Erwartungen des Deutschland- Ver- 
trages frei, als ein unabhängiger Staat fühle, die 
Begeisterung für das Aufgehen der deutschen natio- 
nalen Identität in einer europäischen Einheit unver- 
meidlich verringern. Das zeige die Erklärung Bun- 
deskanzler Brandts im März in London zur Frage 
der politischen Integration, idie Sie kennen. Nichts 
sei aber schlimmer, als der russisdien Diplomatie 
einen Hebel an die Hand zu geben, Einwände gegen 
die Integration zu erheben. (Die deutsche Ostpolitik 
und die mögliche Reduzierung der amerikanischen 
politischen wie militärischen Präsenz in Europa 
könnten ihre Wirkung zu früh auslösen, bevor der 
politische Aufbau der Europäischen Gemeinschaft 
weit genug gediehen sei. Es bestehe daher eine 
imperative Notwendigkeit, in den nächsten fünf 
Jahren entscheidende Fortschritte in der euro- 
päischen Integration zu machen. Andernfalls be- 
stehe die Gefahr, daß der europäischen Einigung 
durch andere mächtige internationale Strömungen 

(B) der Boden entzogen werde. 

Wenn die Bundesrepublik nach Ratifikation der 
Ostverträge nicht mehr auf die drei Westmächte 
wie früher Rücksicht zu nehmen hätte, so könnten 
unabhängig von dem Willen der handelnden Per- 
sönlichkeiten Kräfte ausgelöst werden, die das 
deutsche Volk erneut vor die Wahl stellen würden, 
für eine West- oder eine Ostorientierung zu optie- 
ren, vor der es in seiner Geschichte «immer wieder 
gestanden habe. In der Regel, so sagen diese, habe 
Deutschland dann für den Osten optiert. 

Damit könnte der radikale Bruch, den Adenauer 
1949 mit der einschränkungslosen Eingliederung 
der Bundesrepublik in den Westen vollzogen habe, 
erneut in Frage gestellt werden. Das gelte trotz 
der Versicherung Bundeskanzler Brandts, die Deut- 
schen seien keine „Wanderer zwischen zwei Wel- 
ten". Gelte es auch für seine Nachfolger? 

Dann würden einem souverän gelenkten Ostblock 
die an sich zwar versöhnten, aber nicht einheitlich 
zusammengefaßten europäischen Staaten in Mos- 
kau ohne ausreichende amerikanische Garantie ge- 
genübe rstehen. Eine echte politische Einigung Euro- 
pas sei ein entscheidendes Element für die Auf- 
rechterhaltung eines Gleichgewichts zwischen West 
und Ost. 

Nun zu China. Indem die Bundesrepublik der 
Sowjetunion gestatte, ihr westliches Vorfeld zu 
konsolidieren, biete sie der Sowjetunion in einem 
für diese schwierigen Augenblick die Ghance, ihre 
Flanke in Westeuropa zu sichern, sich auf die Stär- 
kung ihrer Macht in Osteuropa und auf die Dek- 
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kung der spannunggeladenen 4000 Meilen langen 
Grenze mit China zu konzentrieren, ohne ihre Ziele 
aufzugeben, die USA aus Europa herauszudrängen. 

Nun zur Entspannung. Könne ein zwischen Mos- 
kau und Bonn vereinbarter Gewaltverzicht für Bonn 
von so substantieller Bedeutung sein, wenn keine 
konkreten Schritte in Aussicht genommen würden, 
die massive militärische Macht zu reduzieren, die 
die Sowjetunion in den letzten Jahren verstärkt 
habe, während der Westen sie verringert habe? Die 
Erinnerung an Prag, trotz der „brüderlichen Bande" 
und des Allianzvertrages zwischen der Sowjetunion 
und der Tschechoslowakei, lege solche Zweifel 
nahe. 

Die deutsche Unterschrift unter dem Moskauer 
Vertrag fördere das Ziel des Kreml, die Eroberun- 
gen des zweiten Weltkriegs uneingeschränkt zu er- 
halten und damit das von ihr auf europäischem 
Boden errichtete Imperium zu legitimieren. Durch 
den Moskauer Vertrag und die Anerkennung aller 
Grenzen in Europa werde die Breschnew-Doktrin 
erstmalig durch einen westlichen Staat anerkannt, 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Hört! 

Hört!) 

die sowjetische Macht in Osteuropa konsolidiert 
und auf diese Weise ihrer Hegemonie in diesem 
Raum Vorschub geleistet. Die Legitimierung der 
Staatlichkeit ihres ostdeutschen Satelliten, der das 
Schlußstück des sowjetischen Herrschaftsbereichs in 
Deutschland sei, würde diese Entwicklung nur för- 
dern. 

Die Anstrengungen des Westens, insbesondere p) 
der Bundesrepublik, den sowjetischen Wünschen 
durch legale Sanktion des Status quo entgegenzu- 
kommen, würden wenig zu einer entscheidenden 
Entspannung beitragen, da die Bedrohung des Sta- 
tus quo in Europa weniger vom kapitalistischen 
Westen komme, wie Moskau längst wisse, sondern 
aus dem System im Ostblock selbst, wie die jüng- 
sten Ereignisse in Polen gezeigt hätten. 

Die Schaffung eines Klimas des Vertrauens sei 
nicht deswegen schwierig, weil die sowjetischen 
Führer dem Westen mißtrauten, sondern weil das 
kommunistische Regime einen Feind als integrie- 
rendes Element brauche, um das totalitäre System 
zusammenzuhalten. Alles, was erreicht werden 
könnte, sei ein bedingtes Nachlassen verbaler An- 
griffe und Beschimpfungen. 

Selbst wenn der Schein der Normalisierung in 
der Tschechoslowakei für eine definitive Aufrecht- 
erhaltung der Sowjetherrschaft spreche, sei es klü- 
ger, eine abwartende Politik zu verfolgen und alle 
Möglichkeiten für eine zukünftige Evolution offen- 
zuhalten, jedenfalls aber nichts zu tun, was auch nur 
den Anschein erwecken könnte, als würde die so- 
wjetisdie Herrschaft in diesem Teil der Welt akzep- 
tiert oder ermutigt. 

Für den Osten und für den Westen sei Brandts 
Politik gefährlich. Im Westen befürchte man, Brandts 
Initiative ende mit der Annahme belastender Be- 
dingungen durch Bonn ohne Gegenleistung, wäh- 
rend im Osten die Sorge bestehe, diese Politik führe 
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zu engeren Kontakten mit dem Westen, die dann 
nur in Entwicklungen wie 1968 in der Tschechoslo- 
wakei oder in Unruhen wie jetzt in Polen enden 
würden. 

Die Vermittlung eines falschen Gefühls der Ent- 
spannung könne zu einem Verfall der NATO füh- 
ren und das Ergebnis haben, daß die Sowjetunion 
in dieses Machtvakuum hineinstoße, nicht im Sinne 
eines militärischen Angriffs, sondern durch Einfluß- 
nahme auf die europäische Politik. Auf Grund der 
schieren Übermacht der Sowjetunion könne dann 
Westeuropa in Etappen in einen finnlandähnlichen 
Typ neutraler Abhängigkeit von der Sowjetunion 
abgleiten. 

Nun zwei letzte Bemerkungen zu Berlin. Es be- 
stehe die Besorgnis — ich zitiere — , daß sich die 
Bundesregierung aus der Befürchtung, ihre Ost- 
politik scheitern zu sehen, mit einer Berlin-Lösung 
zufriedengebe, die auf die Dauer die Sicherheit die- 
ser Stadt gefährden müßte, nachdem die Anerken- 
nung der DDR als souveräner Staat an sich allein 
schon den Einfluß der DDR auf die Sicherheit der 
Zugangswege nach Berlin erhöht habe. Jede größere 
Beschneidung der Bundespräsenz in Berlin allein 
könne alle Vorteile weg wischen, die durch eine 
russische Garantie der Zugangswege erreicht wer- 
den könnten. 

Zur europäischen Sicherheitskonferenz heißt es, 
der Moskauer Vertrag sei ein bedeutsamer Schritt 
in der Richtung auf die Abhaltung einer euro- 
päischen Sicherheitskonferenz, deren langfristiges 
Ziel es sei, die Vereinigten Staaten aus Europa her- 
(B) auszudrängen. Eine solche Konferenz müsse zu einer 
wachsenden Entfremdung zwischen den Westeuro- 
päern und den Vereinigten Staaten führen, und 
zwar mit allen fatalen Konsequenzen, die eine 
solche Entwicklung hätte. 

Meine Damen und Herren, zusammengefaßt be- 
deutet die Zustimmung des Westens zur Ostpolitik 
der Bundesregierung aus deutscher Perspektive un- 
gleich weniger, als die Bundesregierung uns glau- 
ben, macht. Das habe ich im ersten Teil meiner Aus- 
führungen eindeutig klargemacht. Was nun die Kri- 
tik der Ostpolitik anbelangt, so mag es sein, daß sie 
in diesem oder jenem Punkt über das Ziel hinaus- 
schießt. Im ganzen gesehen werden aber in ihr die 
tiefen Sorgen laut, die ausgesprochen oder unaus- 
gesprochen unter der Oberfläche formeller Zustim- 
mung im Ausland gehegt werden. Man fürchtet 
offenbar doch im Sinne des Wortes des Bundeskanz- 
lers von gestern, daß „Gleichgewichtsstörungen*' 
eintreten könnten. 

Das objektiv und unpolemisch darzustellen, war 
der Zweck meiner Intervention. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr, Schmitt- Vockenhausen : 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wehner. 

Weimer (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Bemühungen meines verehrten 
Herrn Vorredners bei der Beurteilung von Detail- 


problemen und Detaillösungen im Westen habe ich ^ ^ 
in der Regel sehr geschätzt. Aber über das, was er 
hier in einem Teil seines Vortrags über die Redu- 
zierung des spezifischen Gewichts positiver auslän- 
discher Bewertungen der Politik der Regierung 
Brandt/Scheel darzulegen versucht hat, möchte ich 
mit ihm nicht streiten. Das ist eine Taktfrage, und 
es tut mir leid, daß ich 

(Abg. Windelen: Spezialist für Taktfragen! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ja, sicher! Jedenfalls könnte ich, wenn ich mich 
mit Ihnen messen würde, immer noch bestehen, ver- 
ehrte Herren. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

Es tut mir leid, daß mir Ihre Kassandrarufe nicht 
klargeworden sind; 

(Abg. Dr. Wulff: Kassandra hatte recht, 

Herr Wehner!) 

ich werde sie also einer zweiten Lesung unterziehen. 

Natürlich ist das, was Sie, Herr Kollege Birren- 
bach, sagen, nicht unwichtig. Aber in einem Punkt 
will ich Sie gleich beruhigen: Imaginäre Gesamt- 
europa-Vorstellungen, wie sie etwa bei einem Teil 
Ihrer Freunde vorhanden sind, von ihnen gehegt, 
gepflegt und sogar polemisch gegen uns eingesetzt 
v/erden, oder ein übergreifen unserer europäischen 
Vereinigungsideen auf den Osten und immer wei- 
ter haben Sie von uns nicht zu befürchten. Ich 
glaube nicht, daß wir uns sehr streiten werden, 
wenn wir konkret werden und über europäische 
Politik reden, über das, was im Rahmen dieser p) 
Politik heute möglich ist, was notwendig ist und 
inwieweit das Notwendige möglich gemacht wer- 
den kann. Aber von dieser Tribüne aus macht es 
sich ganz gut, so zu tun, als könne man leicht über 
sämtliche in Paris, Den Haag und anderswo geschaf- 
fenen Tatsachen hinweghüpfen. 

Ich kann nicht eine Vorlesung an diese eben hier 
gehörte anschließen; es tut mir leid. Aber ich mache 
Sie, verehrter Herr Kollege, auf sehr präzise Auf- 
fassungen aufmerksam, die ich im Dezember-Heft 
des „Merkur" durchaus als bestreitbar zur Dis- 
kussion stelle, wo ich mich mit einem derer ausein- 
andergesetzt habe, die der Meinung sind, die Politik 
dieser unserer Regierung sei sozusagen eine, die 
Europa nicht nur aufs Spiel setze, sondern schon 
aufs Spiel gesetzt habe. Dort habe ich mich sehr 
eingehend mit diesen Einwänden befaßt, und ich 
nehme an, Sie werden auch für die Beschäftigung 
damit einmal Zeit haben. 

Ich muß zurückkommen zu den Fragen, die hier 
zu so später Stunde meiner Meinung nach noch auf- 
gegriffen werden dürfen und auch aufgegriffen 
werden müssen. Der Bundeskanzler hat sechs Fest- 
stellungen an den Schluß seines Berichts gestellt, 
und meiner Ansicht nach dürfte die Opposition diese 
Feststellungen nicht einfach unbeachtet lassen, wie 
es leider bisher in der Debatte geschehen ist. Ich 
bringe diese Feststellungen deswegen noch einmal 
auf, denn bei aller Gegensätzlichkeit in der Bewer- 
tung der Ansätze der Politik der Regierung Brandt/ 
Scheel müssen Sie, meine Damen und Herren, doch 
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der Tatsache Rechnung tragen, daß diese Feststel- 
lungen des Bundeskanzlers von Ihnen im Kern nicht 
abgelehnt werden können, daß nämlich das „in der 
Charta der Vereinten Nationen niedergelegte Recht 
auf Selbstbestimmung ... im geschichtlichen Prozeß 
auch den Deutschen zustehen'' müsse, daß zweitens 
die „deutsche Nation . . . auch dann eine Realität" 
bleibe, „wenn sie in unterschiedliche staatliche und 
gesellschaftliche Ordnungen aufgeteilt ist", daß 
drittens die „auf Bewahrung des Friedens verpflich- 
tete Politik der Bundesrepublik Deutschland . . . eine 
vertragliche Regelung der Beziehungen auch zur 
DDR" erfordere; und es heißt weiter: 

Die in den 20 Punkten von Kassel niederge- 
legten Grundsätze und Vertragselemente blei- 
ben die für uns gültige Grundlage für Ver- 
handlungen. 

Viertens. Der rechtliche Status von Berlin darf 
nicht angetastet werden. Im Rahmen der von 
den verantwortlichen Drei Mächten gebilligten 

— und von uns wahrgenommenen — 

Rechte und Aufgaben wird die Bundesrepublik 
Deutschland ihren Teil dazu beitragen, daß die 
Lebensfähigkeit West-Berlins besser als bisher 
gesichert wird. 

Fünftens. Ein befriedigendes Ergebnis der Vier- 
mächteverhandlungen über die Verbesserung 
der Lage in und um Berlin wird es der Bundes- 
regierung ermöglichen, den am 12, August 1970 
in Moskau unterzeichnten Vertrag mit der So- 
wjetunion den gesetzgebenden Körperschaften 
zur Zustimmung zuzuleiten. 

Sechstens. Im gleichen zeitlichen und politischen 
Zusammenhang werden die gesetzgebenden 
Körperschaften über den am 7. Dezember 1970 
in Warschau Unterzeichneten Vertrag mit der 
Volksrepublik Polen zu entscheiden haben. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren, bestreiten 
oder bezweifeln, daß die Verträge und die von 
Ihnen vermuteten und befürchteten Wirkungen der 
Verträge sowie auch die durch das Bemühen um 
solche Verträge entstehende Lage und die Kräfte- 
verhältnisse in ihr diesen Feststellungen entspre- 
chen, so werden Sie andere Alternativen bieten und 
begründen müssen, als es geschehen ist. 

Ich erinnere mich an eine Interpretation der Regie- 
rungserklärung vom Dezember 1966, in der es 
u. a. hieß, wenn dem so ist, nämlich wenn sich die 
politischen Positionen so hart gegenüberstehen, so 
müssen wir uns ehrlich fragen, ob Bemühungen um 
eine friedliche Lösung überhaupt einen Sinn haben, 
ob wir nicht, statt trügerische Hoffnungen zu wek- 
ken, warten müssen, bis der Geschichte etwas Ret- 
tendes einfällt, und uns bis dahin darauf zu be- 
schränken haben, das zu bewahren, was uns geblie- 
ben ist: unsere eigene Freiheit und die Verweige- 
rung der Anerkennung eines zweiten deutschen 
Staates durch die freie Welt. — Aber eine solche 
rein defensive Politik würde von Jahr zu Jahr in 
größere Bedrängnis führen; sie würde uns nicht nur 
keinen Schritt vorwärtsbringen, sie könnte uns auch 


das gar nicht bewahren, was sie bewahren will, 
denn die Zeit wirkt nicht für uns. 

Es ging also damals um Aspekte einer politischen 
Konzentration, welche, so fahre ich mit dieser Inter- 
pretation fort, auf der Prämisse beruht, daß Europa 
nicht darauf verzichten könne, eine solche, seine 
politische Spaltung überwindende zukünftige Frie- 
densordnung zu entwerfen, in welcher auch die 
deutsche Frage ihre gerechte Lösung finden könnte. 
So weit aus dieser Interpretation, die der damalige 
Bundeskanzler aus Anlaß des 17. Juni zu seiner 
Regierungserklärung vom Dezember 1966, die von 
uns mitgetragen wurde, gegeben hat. Wer die jetzt 
einmal pauschal sogenannten Ostverträge ablehnt, 
muß erklären, was er an ihre Stelle mit der UdSSR, 
mit der Volksrepublik Polen, mit der CSSR und an- 
deren an verbindlichen Verträgen setzen will und 
welche realen Aussichten er dafür zu haben meint. 
Ich kann mir durchaus vorstellen, daß man sagt, 
man lehne überhaupt Verträge in dieser Richtung 
ab, und verhält sich so, wie es hier nicht für an- 
gängig gehalten wurde. Aber Sie können nicht zwi- 
schen diesen beiden Pfeilern hängen, jedenfalls nicht 
sehr lange. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie können ablehnen. Es gibt Leute, die Verträge in 
dieser Richtung überhaupt ablehnen. Sie haben dafür 
moralische Gründe, sehr beredt vorgebrachte mora- 
lische Gründe. 

(Zuruf des Abg. Dr. Lenz [Bergstraße].) 

Es gibt andere, die haben mehr taktische Gründe. 

(Zuruf des Abg. Baron von Wrangel.) 

Alles das ist zu wägen. Wer aber diese Verträge 
etwa mit der Begründung ablehnt, daß sie einer zu- 
künftigen Friedensordnung nicht entsprächen, nicht 
gerecht würden, was durchaus ein Streitgegenstand 
sein kann — warum sollte man sonst darüber disku- 
tieren — , weil sie damit nicht identisch wären oder 
als nicht auf sie zuführend betrachtet werden, mit 
dem setzen wir uns sachlich auseinander, soweit er 
die Absicht hat, sachlich zu bleiben, denn wir halten 
diese Verträge für das real Erreichbare und Vertret- 
bare. Wir sehen zweitens in ihnen eine Verbesse- 
rung sowohl der Position der Bundesrepublik 
Deutschland als Partner als auch der Atmosphäre 
für friedliche konstruktive Zusammenarbeit und 
nicht zu vergessen auch der Möglichkeiten, der An- 
sätze zur Entwicklung des Verhältnisses im gespal- 
tenen Deutschland. Ich glaube, hier muß man auch 
die Chance nennen, auch wenn sie noch so schmal 
ist, wie sie jetzt etwa der Vertrag mit Polen zur 
Lösung gewisser humanitärer Probleme gibt, die 
von uns abgesprengt lebende Menschen brauchen, 
die durch Krieg und Kriegsereignisse in jene Lage 
gekommen sind, in der sie sind. Das sind Dinge, 
die man nicht einfach nur der Vollendung solcher 
Verträge bis in die letzten Verästelungen überlassen 
kann. 

Der Bundeskanzler hat seinen Bericht meiner Mei- 
nung nach mit Recht mit dem Satz geschlossen: 

. . . wir werden der Lage der Nation nur dann 

gerecht, wenn wir fähig sind, den Meinungs- 
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(A) streit so zu führen, daß er dem Gegenstand und 
unser aller Verantwortung gerecht wird. 

Und da sage ich, die Verträge entlassen niemanden, 
kein Land oder keine Macht, aus Verpflichtungen, 
die er für Deutschland als Ganzes und insonderheit 
für Berlin hat. Wenn der Vorsitzende der Fraktion 
der CDU/CSU der Bundesregierung vorwerfen zu 
dürfen, vielleicht auch zu müssen meint, was durch- 
aus legitim wäre, in dem Maße, in dem sie die West- 
mächte de facto von ihren Pflichten entbinde, wür- 
den die Rechte der drei Westmächte ausgehöhlt, so 
meine ich, vergreift er sich nicht nur in der Richtung, 
sondern er schwächt die eigene Position. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das Fazit der Bemühungen der Bundesregierung 
Brandt/Scheel, so hat der Vorsitzende der Opposi- 
tionsfraktion der Bundesregierung vorgeworfen, 
sei das „Feindbild", sei die „Abgrenzung", die von 
der Gegenseite zu uns zurückschallt. Aber seit wann 
ist das, sehr verehrter Herr Kollege, der Maßstab? 
Was hätten Sie denn dazu gesagt, wenn etwa im 
Jahre 1968 die damalige Opposition durch ihren 
Sprecher der Bundesregierung Kiesinger/Brandt vor- 
geworfen hätte, das Fazit ihrer Bemühungen — und 
jetzt zitiere ich, was man damals hätte aufbieten 
können — sei „die Militärdoktrin der DDR"? So 
lautete nämlich die Überschrift eines Artikels im 
„Neuen Deutschland" vom 23. November 1968. Wenn 
Sie das Spiel so spielen wollen, kommen weder Sie 
noch andere einen Schritt über das, was Sie sich 
jeweils zu spielen vornehmen, hinaus. 

(B) (Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich habe damals gesagt; Wer die Landschaft ver- 
stehen will, wer verstehen will, was in diesem ge- 
spaltenen Deutschland alles an Last wegzubringen 
und abzutragen ist, um überhaupt zu Erörterungen 
über vernünftige Regelungen der Beziehungen zu- 
einander zu kommen, muß das, was in diesem 
Artikel „Die Militärdoktrin der DDR" steht, wirk- 
lich fassen und erfassen. Wenn man damals so 
argumentiert hätte, wie Sie jetzt gegen diese Re- 
gierung argumentieren, hätte man damals sagen 
können: Das war also das Fazit der Bemühungen 
der Regierung Kiesinger/Brandt — die Militär- 
doktrin der DDR! Soll ich es zitieren? Meine Zeit 
reicht dafür nicht. Ich stelle Ihnen den Text aber 
gern zu, da manche so gern in Zitaten herumsuchen. 
In einem rororo-Band, der sozialdemokratische Bei- 
träge über die Perspektiven im Übergang zu den 
siebziger Jahren enthält, habe ich in einem Beitrag 
über das gespaltene Deutschland dargelegt, was 
diese Militärdoktrin sagt, wie sie zu sehen ist, wie 
scheußlich sie ist und daß für die, die sie gemacht 
haben, so gesehen, das ganze geteilte Deutschland 
nichts anderes zu sein schien als ein Glacis zur 
Austragung eines bestimmten Kampfes. Das alles 
ist gesagt worden. 

(Abg. Baron von Wrangel: Das ist gültig 
geblieben! Das gilt doch noch!) 

Aber ich muß zur Ehre der damaligen Opposition 
sagen, daß sie eine solche Form des Anklagens ver- 
schmäht hat. Sie war also nicht so fit wie Sie, was 
das Zurückwerfen dessen, was dort drüben übel ist, 


(C) 

auf die jeweilige Mehrheit hier im Hause angeht. 

Das machen Sie. Das ist Ihnen Vorbehalten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

Das Feinddenken ist für die Deutschen selbst und 
für Europa außerordentlich gefährlich. In diesem 
Artikel über die Militärdoktrin z. B. finden Sie das 
in einer ganz besonders krassen Form. Es lohnt sich, 
sich das noch einmal anzusehen und Überlegungen 
darüber anzustellen. 


Der verehrte Kollege Amrehn hat gestern gesagt, 
die Unterschrift unter den Vertrag habe uns nicht 
vor dem bewahrt, was als Rückfall in den kalten 
Krieg bezeichnet worden ist. Ich stehe nicht an zu 
sagen; Das ist leider wahr! Aber es handelt sich ja 
um eine ganze Etappe, in der es darum geht, daß nun 
um den Geist und das Lebendigwerden dieses Ver- 
trages gerungen werden muß. Es ist leider auch 
wahr, daß Stau und Stopp früher gelegentlich mit 
Brücken- und Straßenreparaturen und ähnlichem 
begründet oder bemäntelt wurden, während heute 
etwa Tagungen und politische Besuche in der Stadt 
Berlin zum Vorwand genommen werden. Verehrter 
Herr Kollege Dr. Marx, die Wertungen, die Sie 
daran knüpfen, sind aber nicht richtig. Es handelt 
sich hier um eine lange und zum Teil furchtbar 
bittere Auseinandersetzung. Die Hauptsache ist, wie 
und mit wie klarem Verstand wir sie führen. Ich 
will jetzt gar keine Parallele ziehen. Ich muß Ihnen 
allerdings sagen — das haben wir doch alle zusam- 
men erlebt — , daß uns die Westverträge nicht da- 
vor bewahrt haben, daß als schlimmste Besiegelung 
der Zerreißung Deutschlands und im besonderen 
Berlins jene Mauer errichtet wurde. Dennoch haben 
wir die Westverträge nicht zum alten Eisen ge- 
worfen. Oder? Ich rate auch niemandem, es zu tun. 


(D) 


(Zuruf von der CDU/CSU.) 


Wir dürfen nur nicht vergessen, daß diese Mauer 
ungeachtet der Westverträge von denen, die diese 
Verträge mit uns feierlich geschlossen haben, hin- 
genommen worden ist, wenn auch mit Protest. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU; Das ist Dialektik!) 


Die Verträge sind deswegen nicht so behandelt 
worden, wie Sie jetzt Verträge behandeln zu sollen 
meinen. 


(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu- 
rufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich vermag nur mit 
großer Distanz das zur Kenntnis zu nehmen, was 
kürzlich unter Berufung auf den früheren stellver- 
tretenden amerikanischen Außenminister der Re- 
gierungen unter den Präsidenten Kennedy und 
Johnson, Herrn George Ball, dargelegt wurde, aller- 
dings, gebe ich zu — deswegen kann ich ihn nicht 
voll verantwortlich machen — , in der Fassung, die 
Herr „Henrique" Barth in der „Welt" diesen Wor- 
ten zu geben versteht — das muß ich sagen 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Was viele hohe 
amerikanische Beamte genauso sagen wie 
Herr Ball!) 
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— Ja, das ist Ihnen unbenommen. Sie können rei- 
sen und können zurückkommen 

(Abg. Vogel; Das werden wir tun!) 

mit einem Koffer voll Maden, um damit hier zu 
angeln; das ist in Ordnung, das ist Ihre Rolle. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wissen Sie, wenn da steht — allerdings nun in 
der Verbrämung von Herrn Barth — ; „Solange die 
Berliner Mauer nicht verschwindet, ist eine Verbes- 
serung der Ost-West-Beziehungen nur in sehr be- 
grenztem Umfang vorstellbar", hat es dann Sinn, 
darüber zu streiten? Ist das eigentlich vernünftig? 
Wenn sie weg wäre, wäre nicht nur vieles, sondern 
außerordentlich vieles besser. Aber zehn Jahre, 
nachdem man sie hat errichten lassen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wer hat sie 
errichten lassen?) 

— Die einen haben sie errichtet, und die anderen 
haben es hingenommen. Das ist eine Tatsache. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Baron von 
Wrangel: Wer ist denn der Schuldige da- 
bei? — Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört, 
so etwas! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

- — Bleiben Sie doch auf dem Teppich, Herr! — Zehn 
Jahre danach lebt man nicht mehr von der Propa- 
ganda, welches Zeichen der Schwäche dies für jenes 
Regime ist, das sie errichtet hat, sondern man muß 
sich darum kümmern, wie man sie allmählich ab- 
trägt, allmählich überwindet. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Das ist alles. 

Sie haben durch Ihren Vorsitzenden gefragt, wer 
denn der Partner sei, ob es überhaupt ein Gleichge- 
sinnter sei. Das ist eine berechtigte Frage. Aber zu 
unserem Bedauern ist die Welt nicht so einfach, wie 
sie sich in den fünfziger Jahren den damals bei uns 
Regierenden auszunehmen schien. Es gibt nämlich 
nicht den großen Zuchtmeister im Osten, dessen 
Direktiven alle wie Marionetten und Satelliten — 
diese Worte kommen manchmal jetzt noch vor — 
befolgen, wie es auch nicht den großen Befreier im 
Westen gibt, der alle Fragen löst, * 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger; Tschechoslowakei!) 

— Ja, da könnten wir einmal ein Privatissimum mit- 
einander halten, verehrter Herr Ex-Bundeskanzler. 
Das möchte ich einmal. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

Aber ich weiß, daß für Sie ein Unterschied besteht 
im Gespräch und im Auftritt. Ich gönne Ihnen den 
Auftritt. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Es gibt weder das eine nach das andere. Was es 
aber gibt, das ist die Notwendigkeit, sich um den 
Interessenausgleich zwischen den Bündnissen von 
West und Ost zu bemühen — um einen Begriff, der 
zur Interpretation unserer Regierungserklärung 


Vom Dezember 1966 geprägt wurde, zu Hilfe zu 
nehmen. 

Die Ost-Verträge — einschließlich dessen, den wir 
mit der DDR anstreben — sind eine Konsequenz aus 
den West-Verträgen. Durch diese Konsequenz wird 
unsererseits die Bundesrepublik Deutschland a) 
handlungsfähig zur Mitwirkung an der Organisie- 
rung des Friedens werden, und b) wird sie ihren Bei- 
trag zu einem Interessenausgleich zwischen den 
Bündnissen von West und Ost leisten können. 

Zu der von der Opposition gelegentlich — und 
manchmal sehr bösartig — gebrauchten Unterstel- 
lung, daß mit diesen Ost-Verträgen die NATO auf- 
geweicht, ausgehölt, wirkungslos werde, hat gestern 
mein Kollege Wienand und hat der Verteidigungs- 
minister in angemessener Weise Stellung genom- 
men. 

(Abg. Vogel: Aber sehr unterschiedlich!) 

Ich will nur sagen, die Beispiele Rom und Brüssel 
1970, in Fortführung von Reykjavik 1968 und Wa- 
shington 1969, die auch schon die Handschrift des 
damaligen Bundesministers des Auswärtigen und 
jetzigen Bundeskanzlers zeigten, sind doch wohl 
nicht einfach zu leugnen. Wer daran interessiert ist, 
daß die Entwicklung in Richtung Interessenausgleich 
der Bündnisse von West und Ost gefördert wird, 
der muß auch daran interessiert sein, daß nicht 
z. B. die DDR die Möglichkeit eines Vetos gegen 
die Wirksamkeit der Verträge bekommt — noch 
über das hinaus, was sie sowieso an Position hat, 
die wir ja nicht einfach manipulieren können. 

Bei Ihnen, meine Damen und Herren, wird einer- 
seits — das hat man auch in (dieser Debatte bis 
jetzt gemerkt — behauptet, die Verträge seien mit 
unserer Verfassung überhaupt nicht vereinbar. 
Andererseits möchten Sie glauben machen, die end- 
gültige Entscheidung der CDU/CSU werde erst noch 
getroffen. Nun, ich bin weit davon entfernt. Sie mit 
diesem Widerspruch unter sich zu lassen und uns 
etwa damit begnügen zu wollen, diesen Wider- 
spruch zu beleuchten. Aber ich möchte Sie auch 
darauf aufmerksam machen, daß Sie in die Irre 
gehen, wenn Sie annehmen, die Schärfe Ihrer An- 
griffe gegen die konkreten Bemühungen der Bun- 
desregierung Brandt/Scheel ändere positiv etwas 
an der Gesamtlage der Nation. Das ist das, was ich 
feststellen muß, und das kann auch eine Opposition 
nicht völlig unbeachtet lassen. 

Die Ostverträge sind zunächst nichts anderes als 
die Konsequenz aus den Westverträgen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU. — Abg. 

Vogel: Das ist Ihre Logik! — Weitere 
Zurufe von der Mitte.) 

Die Westverträge haben Sie damals mit großer Be- 
geisterung abgeschlossen. Das war Ihnen damals 
noch zu fernliegend, als daß Sie es heute mit Ruhe 
und Sachkenntnis beurteilen können. 

Zu Herrn von Weizsäckers Einwand, die Sowjet- 
union werde uns doch keine Bündnisse anbieten, 
die nicht ihren eigenen Interessen entsprächen! Bei 
den Ostverträgen handelt es sich überhaupt nicht 
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um Bündnisverträge, es sind Verträge ganz anderer 
Art. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Grenzverträge!) 

Es handelt sich um Verträge, die es der Bundes- 
republik Deutschland möglich machen sollen und 
werden, als ein gleichberechtigter Partner am Be- 
mühen um die Organisierung des Friedens teilzu- 
nehmen und nicht lediglich zu postulieren, welche 
deutschen Fragen erst gelöst werden müßten, damit 
wir als gleichberechtigtes Glied eines vereinigten 
Europas dem Frieden der Welt dienen können. Was 
von den deutschen Fragen lösbar gemacht werden 
kann, das kann der Lösung zugeführt oder näher- 
gebracht werden nur durch unser praktisches Be- 
mühen um die Organisierung des Friedens als Bun- 
desrepublik Deutschland und nicht als ein Fahnen- 
mast eines gewünschten vereinigten Deutschlands. 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU.) 

Das ist es, worum es heute in der Politik geht, um 
weiterzukommen. 

Wenn Sie, wie das gestern hier geschehen ist, 
behaupten, die deutsche Frage sei nur noch in 
Erklärungen, aber nicht mehr in den Verträgen 
offen, so muß ich erwidern, daß die Ostverträge 
von einer Bundesrepublik Deutschland geschlossen 
werden, die unter den Vorbehaltsrechten der West- 
verträge steht und handelt. 

(Abg. Lenz [Bergstraße]: Sie stehen unter 

dem Vorbehalt des Selbstbestimmungs- 
rechts I) 

(Bl Wer diese Hypothese leugnet, wird den Dingen 
entweder nicht gerecht oder will die Debatte auf ein 
falsches Gleis schieben. 

Sie meinen, die Sowjetunion werde doch nur ihren 
eigenen Interessen gemäße Verträge mit uns ein- 
gehen. Darauf muß ich sagen, daß mit dem Argwohn 
gegen die Motive der Sowjetunion und der DDR 
z. B. auch die seinerzeitigen, hier vorzunehmenden 
Prüfungen solcher Vorschläge der anderen Seite 
belastet waren, wie etwa die Vorschläge, die zu dem 
Passierscheinabkommen führten. Da hat man auf 
Ihrer Seite doch auch gesagt: Wenn die so etwas 
Vorschlägen, dann muß etwas ganz Besonderes im 
Hintergrund sein. Es war gar nicht so einfach, hier 
Sie dazu zu bringen und im Einvernehmen mitein- 
ander schließlich jene bescheidenen Sachen damals 
überhaupt 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Das waren damals 
kleine Fische!) 

— Ja, ja, sicher! Und wie würden Sie sich heute die 
Finger lecken, wenn solche „kleinen Fische"' nicht 
wegen eines Fehlers der Regierung 1966 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Es war ja nicht Ihre Regierung, Herr Kiesinger. Das 
war eine Regierung, in der der Bundeskanzler 
Erhard und der sich heute noch gelegentlich in Erin- 
nerung bringende damalige Vizekanzler und Ge- 
samtdeutsche Minister im Juni 1966 wegen einer 
kleinen Modifikation, zu der auch der Berliner 
Senat damals gesagt hatte, die könne man ertragen, 


einer Modifikation in der Unterschrift und in der 
Bevollmächtigung, es abgelehnt hatten, das Passier- 
scheinabkommen zu erneuern-, und man wußte, daß 
es ohne dies keines gibt. Als man im Oktober wie- 
der zusammenkam und nichts Neues zu sagen hatte, 
gab es eben keines. Seither stehen wir auf jenem 
schwachen Fuß der Härtefallregelung, nach der we- 
nigstens einige — gelegentlich werden die Zahlen 
veröffentlicht — den Vorzug haben, in schwierigen 
familiären Fällen über die Sektorengrenze gehen zu 
können. 

Zu der seltsamen Bemerkung von gestern — ■ ich 
drücke mich vorsichtig aus, weil ich das Protokoll 
noch nicht habe; ich habe das nur mitgeschrieben — 
über die unglückliche sachliche Konzessionsbereit- 
schaft, verbunden mit zu starker provokatorischer 
Wirkung, die angeblich von uns hier, von dieser 
Regierung und natürlich vor allen Dingen von den 
Sozialdemokraten, auf drüben ausgehe, muß ich 
Ihnen sagen, sehr verehrter Herr von Weizsäcker: 
Was Sie und andere sich auch ausdenken mögen, 
die politische Führung der DDR wird das Nebenein- 
ander von DDR und BRD stets als — wie sie es dort 
definieren — „Klassenkampf" definieren. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Sehr richtig!) 

— Sicher! Wollen wir darüber reden, was das alles 
involviert? Da geht des Wortes wegen natürlich 
noch lange keiner in die Knie, es sei denn, man 
will damit Dritten schaden und tut so, als gehe man 
in die Knie. Sie möchten doch wohl nicht — ich 
unterstelle Ihnen das nicht — im Negativen mit der 
politischen Führung der DDR übereinstimmen? 

(Abg. Baron von Wrangel: Das sollte selbst- 
verständlich sein! — Abg. Vogel: Das kann 
Herr Apel machen!) 

— Ich habe Ihnen gesagt, daß Sie das wohl doch 
nicht möchten. 

Ich kenne einen bedeutenden Mann, der am Ende 
seiner politischen Laufbahn das, was an ihr das Ent- 
scheidende gewesen sein mag, soweit es sich auf 
unser Land bezog, völlig umdrehte. Das war John 
Foster Dulles. Da konnte er es nicht mehr ändern. 
Nur: als er ^1953 seinen Antrittsbesuch hier machte, 
wurden auch einige Herren der damaligen Oppo- 
sition dorthin gebeten, um etwas zu sagen. Ich war 
einer von den Dreien; die anderen waren mein ver- 
storbener Freund Ollenhauer und mein Freund 
Carlo Schmid. Wir kriegten ein paar Minuten, um 
etwas über unsere abseitigen Vorstellungen zu sa- 
gen, und dann wurden wir belehrt. — In Ordnung! 

Damals hat Dulles uns gesagt, er kenne es, wie die 
Russen das mit geteilten Ländern usw. machten. Er 
sagte — ich will mich kurz fassen — , solange wir 
uns noch erkennbar für das, was im anderen Teil 
vor sich gehe, interessierten, so lange hätten die 
Russen ein Interesse, dies als Faustpfand zu behal- 
ten; das würde sich erst ändern, wenn wir uns 
durch das, was dort geschieht, in nichts mehr beein- 
trächtigen ließen und uns auch — um es dann zu 
steigern — in nichts mehr erpressen ließen. 

Der Kollege Gradl hat gestern gesagt, zwar sei die 
DDR eine Realität, aber — ich nehme seine Worte — 
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eine kranke und nicht eine gesunde. Ich kann mich 
diesen Worten nicht einfach anschließen. Aber ich 
kann mir vorstellen, was Sie darunter verstehen. 
Die Frage ist auch dann, wie wir uns angesichts des- 
sen verhalten. 

Wenn Sie fragen: Wo bleibt wenigstens im Um- 
gangston eine entsprechende Leistung der anderen 
Seite?, sage ich Ihnen: Ich möchte mir die nicht auch 
noch erkaufen! — Das ist doch wohl kein Problem, 
wie die uns apostrophieren, oder ist das plötzlich 
für Sie ein Problem geworden? Das nehme ich nicht 
an. 

(Zuruf des Abg. Dr. h. c. Kiesinger.) 

— Nur: sollten wir, wenn wir das auch noch zu 
einer Bedingung machen, aufhören? Wir können ja 
gar nicht aufhören. Bei uns liegt der moralische 
Stachel, sich zu bekümmern. Da sind Sie doch nicht 
anderer Meinung als wir! Da geht es dann doch nur 
darum, wie man das machen muß. Aber Sie haben 
doch auch kein Rezept dafür. Weil die ihren Ton, 
weil die bestimmte Dinge nicht ändern, drehen wir 
uns ihnen eben einmal mit dem Rüdcen zu? Sie von 
der Opposition sind ja nicht John Foster Dulles. Ich 
habe ihm damals gesagt; Das ist eine grandiose Vor- 
stellung; die paßt aber für jenseits des Ozeans und 
nicht für die unmittelbar Betroffenen und Beteilig- 
ten! — So haben wir offen miteinander gesprochen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Zeit ist abgelaufen. Bildlich und auch sonst 
gesprochen: Die politische Führung der DDR hat — 
das ist das eigentliche Dilemma — keine gesamt- 
nationale Legitimation/ auch nicht in dem Sinne, in 
dem andere Staaten jener Sphäre sich auf eine 
solche berufen können und es auch tun. Hätte ich 
Zeit, würde ich mich weiter damit befassen können. 

Weil das so ist, ist deren Reaktion sowohl bei den 
theoretischen Darlegungen, die ihnen geschenkt sein 
mögen, als auch sonst in der Praxis eben die: erst 
wenn alles DDR wäre, könnten wir von einer Na- 
tion sprechen. Es hat einen Mann gegeben, der heute 
eine Unperson ist, wie es häufig der Fall ist, nicht 
nur dort bei denen, sondern auch bei uns; wenn 
man früher einmal etwas war und dann nichts mehr 
ist, ist man eine Unperson. 

Dieser Mann hat in der damaligen „Täglichen 
Rundschau", in einem dieser großen Artikel, ge- 
schrieben: „DDR werden wir nur, wenn wir es in 
ganz Deutschland werden. Wir sind bis jetzt nur mit 
einem Bein über den Berg. Wenn wir das andere 
nicht nachziehen können, verlieren wir Kopf und 
Kragen." Das war seine Warnung. Der hat aber 
heute auch nichts mehr zu sagen. Er steckt in einem 
Archiv oder ist wohl schon gestorben. Wenn nicht — - 
ich bin da nicht so genau im Bilde. Das war Herrn- 
stadt. Daran war natürlich etwas. Das war eine Vor- 
stellung des Entweder-Oder. Nicht nur unter tak- 
tischen Gründen, sondern auch zum möglichen Sich- 
einander-Anpassen mußte die Möglichkeit zur Be- 
rührung gesehen werden. Aber das ist vorbei. 

Ich muß schließen. Unser deutsches Volk hat sein 
Bewußtsein, als Nation zu leben und zu handeln, 
in schwierigen Entwicklungen seiner Staatlichkeit er- 
worben. Unter uns sind ja noch Zeitgenossen, die 


sowohl das Wilhelminische Kaiserreich, als auch die 
Weimarer Republik, als auch den NS-Staat Adolf 
Hitlers, als auch die Besatzungszonen, als auch die 
Bundesrepublik Deutschland und ihr Gegenüber, die 
DDR, erlebt haben. Immer waren Spannungen und 
Spannweiten, war Kampf und waren Ausschließlich- 
keitsansprüche, Verdammungen schrecklicher Art. 
Das ging von „Ich kenne keine Parteien mehr, ich 
kenne nur noch Deutsche" bis zu „Die Partei ist 
alles" und „Wer nicht für uns ist, der ist unser 
Feind". Die DDR hat diese Spannungen, meine Da- 
men und Herren, und den Konflikt nicht gelöst. Sie 
hat ihn nur verschoben. Sie hat ihn nur verzerrt, und 
darüber ließe sich manches sagen. Daraus würde 
sich für uns manches erklären. 

Dennoch gibt es ein Kulturerbe, und es gibt die ge- 
schichtlich gewordene Nation, wenn auch nicht in 
einem Staat. Und da beginnen unsere Probleme, 
die Probleme, von denen die Regierung will, daß wir 
sie nicht einfach nur beschreiben, sondern daß wir 
versuchen, sie lösbar zu machen, und von denen ich 
nichts mehr sagen kann, weil, wie gesagt, meine 
Redezeit abgelaufen ist. Ich danke Ihnen für ihre 
Geduld. 

(Anhaltender, lebhafter Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr« Schmitt- Vockenhausen : 

Meine Damen und Herren, das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Dr. Kiesinger. 

Dr. h. c. Kiesinger (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Herr Bundeskanzler 
hat gestern gesagt, das Jahr 1970 habe die deutsche 
Frage auf eine neue Art auf die Tagesordnung der 
europäischen Politik gebracht. In der Tat. Die Frage 
ist: War es die richtige Art? Der Herr Bundeskanz- 
ler hat erklärt, die Bundesrepublik sei bei den 
schwierigen Bemühungen um einen gesicherten Frie- 
den eine treibende Kraft. In der Tat. Wohin treiben 
wir? 

(Zurufe von der SPD.) 

Der Herr Bundeskanzler hat eine nachdenkenswerte 
Bemerkung gemacht. Er sagte, wir beeinflußten das 
Geschehen um uns her, aber dieses Geschehen wirke 
noch stärker auf uns ein. 

Herr Bundeskanzler, hätte Sie diese Einsicht nicht 
zu äußerster Vorsicht beim Start Ihrer neuen Ost- 
politik mahnen sollen? Hätte diese Einsicht nicht 
vor allem den ganzen methodischen Ansatz, das 
überstürzte Tempo der neuen Ostpolitik zügeln 
müssen? 

(Abg. Baron von Wrangel: Sehr richtig! — 
Zuruf von der SPD.) 

— Ich komme darauf. — Oder ist Ihnen diese Ein- 
sicht erst hinterher gekommen, nachdem Sie, um 
das frisch-fröhliche Wort Helmut Schmidts aus der 
gestrigen Debatte zu wiederholen, sich entschlos- 
sen hatten, es einmal so 'rum zu versuchen? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Wie gedämpft ist Ihre Sprache geworden, Herr 
Bundeskanzler! Das ehrt Sie, aber es ändert nichts 
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an dem schlimmen Sachverhalt, daß wir durch Ihre 
Politik im vergangenen Jahr wichtige Positionen 
verloren 

(Widerspruch bei der SPD. — Beifall bei 
der CDU/CSU) 

und nichts, aber auch gar nichts anderes gewonnen 
haben als die vage Hoffnung, eines Tages werde 
sich das alles lohnen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Jetzt ist bei Ihnen die Rede von zäher Geduld und 
langer Zeit, von Politik auf lange Sicht, ohne Hast, 
doch ohne Rast. 

Hätten doch all diese Erkenntnisse und guten Vor- 
sätze am Beginn Ihrer neuen Politik gestanden! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Widerspruch 
von der SPD.) 

Dann hätten Sie gestern 

(Zuruf des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]) 

— Immer wenn es Ihnen unangenehm wird, Herr 
Dr. Schäfer, dann ist es bei Ihnen „Bla Bla". Das 
kennen wir aus der Geschichte dieses Parlamentes 
seit über 20 Jahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Czaja; Das ist ein besonderer Professor!) 

Immer, wenn dieser Zwischenruf kommt, weiß ich, 
daß ich ins Schwarze getroffen habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe und 
Lachen bei der SPD.) 

( 3 ^ Wenn diese Erwägungen — — 

Vizepräsident Dr* Schmitt- Vockenhausen : 

Herr Abgeordneter Kiesinger, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. h. c. Kiesinger (CDU/CSU): Ich möchte den 
Gedanken zu Ende führen und gestatte dann die 
Zwischenfrage. 

Wenn — und ich sage das sehr ernst — diese 
Erkenntnisse am Beginn Ihrer Politik gestanden 
hätten, ja dann, Herr Bundeskanzler, hätten Sie 
wohl gestern Besseres berichten können und viel- 
leicht nicht nur den Beifall Ihrer Koalition, sondern 
dieses ganzen Hauses, auch der Opposition, gefun- 
den, ohne deren Unterstützung — Sie wissen es 
genau — Ihre ganze Politik scheitern muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Hört! Hört! 
bei der SPD.) 

Es war von der Mehrheit die Rede. 

(Abg. Dr. Apel: Die haben wir immer noch! 

— Weitere Zurufe von der SPD.) 

Sie selbst wissen doch, wie es in dieser Sache um 
Ihre Mehrheit in diesem Hause bestellt ist. 

(Abg. Dr. Apel: Das lassen Sie einmal un- 
sere Sorge sein!) 

Aber Sie haben diese Unterstützung gar nicht ernst- 
haft gesucht, 

(Abg. Vogel: Im Gegenteil!) 


und Ihr Fraktionsvorsitzender hat sie sogar mit 
bitterem Spott zurückgewiesen. Nun bleibt ihm 
nichts anderes übrig, als zu sagen, die deutsche 
Politik könne nicht hinter die Unterzeichneten Ver- 
träge zurück, sonst werde es ein Desaster, eine 
Katastrophe geben. 

(Abg. Dr. Apel: Wieder völlig falsch zitiert; 
aber es ist ja hoffnungslos!) 

— Das ist ganz genau zitiert. Wer so denkt, meine 
Damen und Herren, der hätte das vor der Unter- 
zeichnung bedenken müssen und alles daransetzen 
müssen, mit Geduld und Zähigkeit und Offenheit, 
ohne Hast und ohne Rast das Verständnis und das 
Einverständnis der Opposition zu suchen, 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 

der SPD: Sie können sich ja auch über- 
zeugen lassen!) 

das Einverständnis jener breiten Mehrheit, die 
allein eine so anspruchsvolle Politik hätte tragen 
können. 

Jetzt sollen die von Ihnen geschaffenen Tatsachen 
uns zum Einlenken zwingen. Aber, meine Herren, 
die von Ihnen geschaffenen Tatsachen haben ja Sie 
selbst in eine Zwangslage versetzt, in der, nimmt 
man das Wort Herbert Wehners ernst. Sie selbst 
schon nicht mehr frei handeln können. Sie sind zum 
Gefangenen ihrer eigenen, überstürzten Politik ge- 
worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Damit sind wir beim Spielraum für die deutsche 
Außenpolitik, über den Helmut Schmidt gestern 
in diesem Hause so optimistisch plauderte. Dieser 
Handlungsspielraum, meinte er, sei größer, als man 
sich zugebe, obwohl er bei der Debatte zum Bericht 
zur Lage der Nation im Jahre 1968 genau das Ge- 
genteil festgestellt hatte. Dieser Spielraum sei grö- 
ßer, als man sich zugebe, nur hätten ihn die frühe- 
ren Bundeskanzler entweder nicht wahrgenommen 
oder nicht ausgenützt. 

Merkwürdig nur, wie schüchtern Helmut Schmidt 
dann zur Zeit der Großen Koalition war, Vorschläge 
zur Ausnutzung dieses Spielraums zu machen. Schüch- 
ternheit ist doch sonst nicht seine hervorstechendste 
Eigenschaft. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Abg. Vo- 
gel: Ganz sicher nicht!) 

Wir waren doch so schön einig; fast bis zum Ende 
der Großen Koalition gab es gemeinsame Resolu- 
tionen, auch gegen die FDP. 

Helmut Schmidt amüsiert sich gern, etwa über das 
Wort „Phänomen", das sich einmal im Blick auf 
das, was sich „DDR" nennt, gebrauchte. Ich hätte 
ihn, wenn er da wäre, gern gefragt, ob er sich auch 
über seinen Parteivorsitzenden Willy Brandt amü- 
siert hat, als dieser sagte — es ist nicht ein Wort 
aus grauen Vorzeiten, Herr Mattick, es ist gar nicht 
so lange her — , die Politik des freien Deutschland 
stehe vor der Notwendigkeit, sich jeder Anmaßung 
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und Aufwertung des Ulbrichtschen quasi-staatlichen 
Gebildes 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

zu widersetzen oder jenem Gebilde, das sich zu Un- 
recht die Deutsche Demokratische Republik nenne. 
Meine Damen und Herren, ich finde das ganz vor- 
treffliche Übersetzungen des von mir gebrauchten 
beanstandeten Fremdwortes. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber vielleicht hat Herr Schmidt Flumor genug, 
sich auch über seine eigenen vergangenen Äußerun- 
gen zu amüsieren. 

(Abg. Vogel: Lieber über Brandt!) 

Lassen Sie mich nachhelfen; denn unser Gedächtnis 
ist ja so kurz. In der Debatte zu meinem Bericht zur 
Lage der Nation im Jahre 1968 sagte der Fraktions- 
vorsitzende Helmut Schmidt in seinem Beitrag fol- 
gende interessaiite Sätze: 

In fast allen Staaten Europas besteht an der 
Wiederherstellung der deutschen Einheit primär 
kein nennenswertes Interesse. Man muß auch 
das einfach zur Kenntnis nehmen. Vielen Men- 
schen in diesen anderen Staaten wäre durchaus 
Wühler, wenn das deutsche Problem auf die 
bequemste Weise aus der Welt geschafft würde, 
nämlich dadurch, daß die Deutschen sich mit 
dem heutigen Zustand abfinden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da haben wir's!) 

(B) Meine Damen und Herren, ich komme auf dieses 
Wort zurück. 

Da ich schon bei der Gedächtnisauffrischung bin, 
könnte ich Beiträge Herbert Wehners, gute Bei- 
träge, aus jener Debatte zitieren. Ich weiß, daß wir 
alle lernen müssen und gelernt haben. Ich will dafür 
zwei Äußerungen aus dem Jahre 1966 zitieren, um 
zu zeigen und zu fragen, wo denn die Gründe für 
eine so rasche Sinnesänderung liegen. Die erste ist 
Ihre Äußerung am 23. Januar 1966 im Hessischen 
Rundfunk: 

Wir sollten dabei bleiben, einen friedensver- 
tragliche Regelung für Deutschland, d. h. für 
Deutschland in den Grenzen von 1937, zu ver- 
langen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Ich habe immer gesagt, daß dann versucht wer- 
den muß, für die Deutschen soviel von Deutsch- 
land wie möglich zu retten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU! — Abg. Dr. 
Czaja: Und heute?) 

Das war eine ausgezeichnete Form. 

(Sehr gut bei der CDU/CSU.) 

Und Sie haben am 28. August 1966, also kurz vor 
der Begründung der Großen Koalition, gesagt: 

Wenn ich die polnische Haltung richtig ver- 
stehe, dann verlangt Gomulka zur Zeit bei der 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen die An- 
erkennung der Oder-Neiße-Linie, die Anerken- 


nung der sowjetischen Besatzungszone als 
Staat und die Ausklammerung Berlins. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmid.) 

Diesen Preis für diplomatische Beziehungen mit 
Polen zu bezahlen, das kann doch niemand im 
Ernst von uns verlangen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 

Czaja: Das kann niemand im Emst verlan- 
gen! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zwischen- 
frage, bitte! 

Wehner (SPD): Herr Bundeskanzler außer Dien- 
sten, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unverschämt- 
heit! — Herr Minister außer Diensten! — 
Weitere lebhafte Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

würden Sie mir bitte erlauben. Ihnen das, was Sie 
jetzt an Auslese haben, in vollständigem Text zu 
überreichen, damit sich niemand mit Auslesen be- 
gnügen muß, und zwar so, wie ich es jetzt wieder 
gebracht habe, ohne jede Kürzung, für eine stille 
Stunde in Schönbuch? 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wehner 
übergibt Abg. Dr. h. c. Kiesinger ein Buch!) 

Dr. h. c. Kiesinger (CDU/CSU): Ich danke 
Ihnen. Aber an den Sätzen, verehrter Herr Kollege (D) 
Wehner, die ich vorgelesen habe, ebenso wie an den 
Sätzen, die Sie in der Debatte zum Bericht zur 
Lage der Nation 1968 über den Vorbehalt und über 
das Aufsparen unserer Rechtspositionen, auf die 
man nicht verzichten solle, gesagt haben, gibt es 
wenig herumzudeuteln. 

(Abg. Baron von Wrangel: Auch wenn man 
sich nichts dafür kaufen kann! — Abg. Dr. 

Czaja: Es geht ums Handeln, nicht ums 
Reden!) 

Genug der Zitate! Ich sage dies alles nur, weil 
es aus Ihren Reihen jetzt so aufgeregt herüber- 
schallt, wenn wir heute dasselbe sagen und verlan- 
gen, was Sie noch ganz vor kurzem selber gesagt 
und verlangt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf 
des Abg. Wehner.) 

Ich erinnere mich noch sehr genau an unsere Ge- 
spräche in der Großen Koalition, Herr Schmidt hat 
gestern gemeint, ich hätte den Brief von Herrn Stoph 
angenommen, geöffnet und beantwortet unter dem 
Einfluß von Herrn Wehner. Herr Wehner weiß es 
besser. Ich habe den Brief von Herrn Stoph aus 
eigenem Entschluß angenommen, ohne irgend je- 
manden zu fragen, und ich habe höflicherweise 
meine damals zuständigen Kollegen davon unter- 
richtet, daß ich den Brief öffnen werde und daß ich 
auch vorhabe, ihn zu beantworten. So ist es gewe- 
sen. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Höflicherweise 
oder korrekterweise?) 
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— Gut, einigen wir uns auf „korrekterweise". Es ist 
nicht immer so geschehen. Gelegentlich haben Bun- 
deskanzler zum Ärger ihrer Außenminister diese 
korrekte Art — ich glaube mich an jüngste Vor- 
fälle zu erinnern — nicht eingehalten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 

— Abg. Wehner: Das ist nicht auf jüngste 
Vorgänge beschränkt!) 

— Ich gebe Ihnen das zu. Es gibt Präzedenzfälle ge- 
nug. 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben in Moskau und 
Warschau verhandelt und anerkannt. Sie haben ohne 
Zwang und Not und ohne Gegenleistung die Staat- 
lichkeit der DDR anerkannt, ihre Grenzen, mit jenem 
merkwürdigen Vorbehalt, daß jener Staat für alle 
Staaten wie für uns ein Staat, für uns aber nicht 
Ausland sei. Danach wollen Sie nun verhandeln, 
ohne das im Falle der Erfolglosigkeit die in Moskau 
und Warschau Unterzeichneten Verträge in Frage 
gestellt werden dürften. 

Meine Damen und Herren, das ist etwas, worauf 
der Herr Kollege Wehner in jener Debatte einge- 
gangen ist. Er hat damals gesagt, daß es einen Zu- 
stand geben könnte, in dem man sich nicht mehr 
bewegen könne, daß man etwas preisgeben könnte, 
das damit enden könnte, daß man keine Manövrier- 
fähigkeit hat. Haargenau das, Herr Bundeskanzler, 
ist die Lage, in der Sie sich heute befinden. Wie wol- 
len Sie noch manövrieren, wenn diese Verträge für 
Sie absolut sicher stehen mit der einen Ausnahme 
Berlins? Selbst da ist es gefährlich genug, daß Sie 
nicht gewartet haben und unserem Rat nicht gefolgt 
sind und unterzeichnet haben, bevor es zu einem be- 
friedigenden Abschluß der Berlin-Verhandlungen 
gekommen ist. 

Natürlich ist es wahr, daß auf jeden Versuch des 
Entgegenkommens von unserer Seite Ulbricht mit 
einer neuen aggressiven Aktion nach vorn geant- 
wortet hat. Wir erinnern uns noch sehr gut an jene 
Neujahrsrede vom 1. Januar 1967. Bei dem Beginn 
dieser Politik sind von Ihnen selbst spektakulär 
Floffnungen erweckt worden. Sie haben gesagt, Herr 
Bundeskanzler, Sie seien froh, daß die Gespräche 
mit der DDR, die jetzt stattfänden, von dem spek- 
takulären Charakter, den es einmal gegeben habe, 
weggekommen seien. Hätten Sie dieses spektaku- 
läre Element in Ihrer Politik von vornherein weg- 
gelassen, es wäre besser gewesen. Es hat Ihnen auch 
innenpolitisch nicht eingetragen, was Sie sich von 
diesem spektakulären Element erhofften. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die zunehmende Härte Ulbrichts nach der Unter- 
zeichnung der Verträge, seine Leugnung der Exi- 
stenz einer beide Teile Deutschlands umfassenden 
deutschen Nation im Gegensatz zu früher, seine 
Proklamierung einer eigenen sozialistischen deut- 
schen Nation in seinem Machtbereich mit der Ziel- 
setzung einer einstigen, ganzen sozialistischen Na- 
tion in Zukunft, die neuen Schikanen auf den Zu- 
fahrtswegen nach Berlin, seine intransigente Hal- 
tung gegenüber West-Berlin, der, wie er will, „selb- 
ständigen politischen Einheit auf dem Territorium 
der DDR", die Reduzierung von Kontakten, auf die 


Rainer Barzel hingewiesen hat, gerade in der Zeit 
nach der Unterzeichnung der Verträge, gegenüber 
früher beweisen, wie sicher er sich in dieser politi- 
schen Szene fühlt. 

Und glauben wir doch nicht an das Märchen des 
auftrotzenden Satelliten gegen • — jawohl — den 
Zwingherrn in Moskau! Wenn Sie etwa Zweifel 
daran gehabt hätten, daß diese Schikanen auf den 
Zufahrtswegen nach Berlin mit Wissen und Willen 
Moskaus erfolgen, dann hätte Ihnen die heutige 
Stellungnahme der „Iswestija" dazu die Augen ge- 
öffnet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir können nur hoffen, daß es mit Berlin doch 
noch gut enden wird, trotz der Zwangslage, in die 
Sie sich dadurch hineinmanövriert haben, daß Sie 
unserem Rat nicht folgten. 

(Zuruf des Abg. Mattick.) 

Sie wissen, daß Sie bei allem, was Sie dazu tun, 
unsere volle Unterstützung haben. Aber ich will 
Ihnen sagen, Herr Bundeskanzler: Wer die Ge- 
schichte dieser Stadt kennt — und Sie kennen Sie 
besser als jeder andere — , der weiß 

(Anhaltende Zurufe des Abg. Mattick. — 
Gegenrufe von der CDU/CSU) 

Wer die Geschichte dieser Stadt kennt 

Vizepräsident Dr. Schmid: Bitte keine Zwie- 
gespräche! 

Dr. h. c. Kiesinger (CDU/CSU): Wer den 

Ursprung und ihre Raison d'etre Herr Mattick, 

Sie können sich gern mit mir unterhalten. Ich stehe 
Ihnen zur Verfügung. — Wer die Geschichte dieser 
Stadt und ihre Raison d'etre kennt, der kann sich 
einfach nicht vorstellen, daß eine isolierte Berlin- 
Lösung ohne gleichzeitige Fortschritte in der deut- 
schen Frage Berlins Zukunft sichern könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ja, wohin treiben wir? Sie haben, Herr Bundes- 
kanzler, das Selbstbestimmungsrecht des deutschen 
Volkes, das zentrale Problem der deutschen, aber 
nicht nur der deutschen, sondern auch der euro- 
päischen Frage in Ihrer Zusammenfassung in eine 
beklemmend nebulöse Formel gehüllt. Das Recht auf 
Selbstbestimmung — Herbert Wehner hat es so- 
eben wiederholt — müsse im geschichtlichen Prozeß 
auch den Deutschen zustehen. Die deutsche Nation 
bleibe auch dann eine Realität, wenn sie in unter- 
schiedliche staatliche und gesellschaftliche Ordnun- 
gen aufgeteilt sei. Weich melancholische Feststel- 
lung! Es ist ein schlimmer Trost, eine Nation zu 
sein und in zwei Staaten geteilt zu bleiben. Wie 
milde hört sich das an: mit unterschiedlichen staat- 
lichen und gesellschaftlichen Ordnungen! Das ist 
doch die Sprache derer drüben — sagen wir es 
doch deutlich — : 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

geteilt in zwei Staaten, in einen, in dem die Men- 
schen in Freiheit leben können, und in den anderen, 
in dem die Menschen unterdrückt werden und als 
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Gefangene hinter einer einzigen großen Gefängnis- 
mauer leben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, ■ — Erregte Zu- 
rufe von der SPD.) 

Warum das Kind nicht beim Namen nennen? Die 
drüben sind ja auch nicht zimperlich, wenn sie über 
uns reden, und sie verstehen uns besser, wenn wir 
sagen, wie wir sie begreifen. 

(Abg. Wehner: Ja, ja, bleiben Sie mal da- 
bei! Dann können Sie was erleben!) 

Vizepräsident Dr* Schmid: Eine Zwischen- 
frage, bitte! 

Dr* Apel (SPD): Herr Kollege Dr. Kiesinger, ver- 
buchen Sie auch auf das Konto „nicht zimperlich", 
was Sie in Berlin gesagt haben, nämlich daß auch 
der Führer einmal wie der Herr Bundeskanzler zum 
„Mann des Jahres" gewählt worden sei, 

(Pfui-Rufe von der SPD) 

oder sehen Sie nicht darin eine unerhörte Unter- 
stellung, die Ihnen auf Grund Ihrer politischen Ver- 
gangenheit nicht zusteht? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 

Pfui-Rufe bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 

Marx [Kaiserslautern]: Das ist der halbe 

Wehner! — ■ Weitere erregte Zurufe von 

der SPD und Gegenrufe von der CDU/CSU.) 

(B) Dr* h* c* Kiesinger (CDU/CSU): Sie wissen ganz 
genau, daß ich eine ganze Reihe von Männern ge- 
nannt habe, die von „Time" -Magazin einmal zum 
„Mann des Jahres" erwählt worden sind. Ich habe 
das gesagt, 

(anhaltende Zurufe von der SPD und Ge- 
genrufe von der CDU/CSU) 

um deutlich zu machen, daß die Wahl zum „Mann 
des Jahres" durch diese Zeitschrift keineswegs not- 
wendigerweise eine Anerkennung seiner Person 
und eine Billigung seiner Politik bedeutet. Sie be- 
deutet vielmehr, daß dieser Mann — sagen wir es 
einmal ein bißchen forsch — die meisten Schlag- 
zeilen in dem betreffenden Jahr gemacht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Weitere Zu- 
rufe von der SPD.) 

Wer die Begründung des Artikels in „Time”- 
Magazin gelesen hat — ich komme auf das zurück, 
was ich in Berlin gesagt habe — , der weiß, daß ich 
nicht daran denke, und niemand in diesem Hause 
sollte es mir auch nur entfernt unterstellen, den 
Bundeskanzler als Person und als Politiker in die 
Nähe des Verbrechers Hitler zu rücken. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Ich meine, deutlicher kann ich mich ja wohl nicht 
ausdrücken. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Frerichs? 


Dr. h. c. Kiesinger (CDU/CSU): Bitte schön! 

Dr. Frerichs (CDU/CSU): Herr Dr. Kiesinger, 
teilen Sie meine Auffassung, daß es drüben in der 
sogenannten DDR 

(Zurufe von der SPD: „Sogenannt"!) 

eine schweigende Mehrheit gibt, die weit über 
50 ^/o hinausgeht, die das Regime und die politische 
Führung ablehnt und die heute in diesem Hause 
bei der Beratung über den Bericht zur Lage der ge- 
teilten Nation auch einmal angesprochen werden 
sollte? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Dr. h* c. Kiesinger (ODU/CSU): Ich hoffe, daß 
es niemanden in diesem Hause gibt, der sich nicht 
der schweigenden Mehrheit drüben bewußt ist, 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]; Sie muß 
leider schweigen!) 

und daß jeder weiß, daß sie uns gegenwärtig ist, 
wenn wir über diese Fragen, und das heißt auch 
über ihr zukünftiges Schicksal, reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Und nun meine Damen und Herren, die Vertrö- 
stung auf den geschichtlichen Prozeß ■ — und ich will 
hier vorsichtig reden, Herr Bundeskanzler — , was 
ist sie denn anderes als ein Element jener vagen 
Hoffnung, es werde sich, nachdem man sich so fried- (D) 
fertig-entgegenkommend gezeigt habe, am Ende 
alles Getrennte wieder finden? Sie haben Verträge 
mit einer Macht abgeschlossen, die entschlossen ist, 
kein Glied des sogenannten sozialistischen Lagers 
jemals aus eigenem Willen wieder aus dem Zwang 
zu entlassen, also auch nicht unsere Landsleute drü- 
ben. Sie können also nur hoffen» daß der „geschicht- 
liche Prozeß" diesen brutalen Herrschaftsanspruch 
irgendwie ad absurdum führt. Was aber im Laufe 
eines solchen geschichtlichen Prozesses zu erwarten 
wäre, hat uns doch die gewaltsame Intervention, die 
„brüderliche Hilfe" der Sowjetunion in der Tsche- 
choslowakei drastisch vor Augen geführt, und wir 
sollten das nicht so leicht vergessen. 

Sie verweisen auf das Echo und die Zustimmung 
der westlichen Welt. Helmut Schmidt hat mir ja die 
Antwort vorweggenommen, als er sagte, es wäre 
vielen Leuten viel wohler, wenn wir selber das Pro- 
blem vom Tische brächten. Diese Situation haben 
wir. Die früheren Regierungen dagegen, meine Da- 
men und Herren, haben als sie mit dem Westen zu- 
sammengingen, im selben Zug eine verbriefte Unter- 
stützung der deutschen Politik in der deutschen 
Frage gewonnen, also etwas ganz und gar Positives; 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Sie haben nur Ihre Hoffnung. Das war für unsere 
Bündnispartner nicht bequem, denn die deutsche 
Einheit ist ja unsere, nicht ihre Sache, und jedem 
ist das eigene Hemd näher als des anderen Rock. 

In dem Sinne, daß sich die Deutschen mit dem 
heutigen Zustand abfinden würden, versteht doch 
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die ganze Welt Ihre Politik, so verstand sie auch die 
Zeitschrift, die Sie zum „Mann des Jahres" erkor, 

(Zuruf von der SPD: Es waren mehrere!) 

als sie den Kern Ihrer Politik folgendermaßen be- 
schrieb: 

Willy Brandt ist der erste deutsche Staatsmann, 
der bereit ist, die Folgen der Niederlage voll 
zu akzeptieren, den Verlust an Land, die mora- 
lische Verantwortung und die Anerkennung 
der Teilung Deutschlands. 

Vor Jahresfrist habe ich Sie gefragt, ob das der Kern 
Ihrer Politik sei, als damals ein bekannter deutscher 
Journalist dies behauptete. Sie sind mir auf meine 
Frage die Antwort schuldig geblieben, und wir war- 
ten immer noch darauf. 

Sie verhandeln, Herr Bundeskanzler, mit einem 
Partner — ■ der Sowjetunion — , dessen Ziele Sie 
kennen: Sicherung der Ergebnisse des zweiten Welt- 
krieges und beständige Ausdehnung ihres Interes- 
senbereiches, ihres Einflußbereiches bis zur Hege- 
monie über ganz Europa. 

(Abg. Dr. Czaja: Sehr richtig!) 

Von der Expansion der Sowjetunion in anderen Be- 
reichen des Planeten will ich jetzt schweigen. — Die 
Sowjetunion wird nicht aufhören, die USA aus Euro- 
pa hinauszudrängen. Als Sie, Herr Außenminister, 
aus Moskau zurückkamen, glaubten Sie, die Sowjet- 
union habe sich mit der europäischen Gemeinschaft 
abgefunden. Aber wir wissen es doch aus dem 
pj Munde vieler ihrer Vertreter: sie will keine politi- 
sche Gemeinschaft, weil diese ihr den cordon sani- 
taire, jenen Gürtel machtloser Staaten vor ihrem 
Imperium, nähme, den sie braucht. 

Und nun zum Schluß 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

— ja, ich glaube, daß es Ihnen unangenehm ist, 
wenn ich rede — 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 

die entscheidende Frage: Glauben Sie, Herr Bundes- 
kanzler- durch Ihre Vorleistungen diese große, revo- 
lutionäre, unaufhörlich seit vielen Jahrzehnten ex- 
•pandierende Macht zum Verzicht auf diese Zielset- 
zungen bewegen zu können? Entspannung gäbe es 
doch nur, wenn dies gelänge. Freilich kann man, 
wenn zwei entgegengesetzt an einem Seile ziehen, 
auch dadurch Entspannung schaffen, daß der eine 
aufgibt. Wenn Sie aber solche Hoffnungen nicht ha- 
ben, was wird dann aus der deutschen Frage, was 
wird dann aus der Selbstbestimmung des deutschen 
Volkes, was wird dann aus Europa? 

(Abg. Wehner: Das, was auf Ihrem Partei- 
tag aus der Mitbestimmung geworden ist! 

— Heiterkeit bei der SPD.) 

— Herr Wehner, ich bleibe bei dem, 

(erneuter Zuruf des Abg. Wehner) 

was ich in meiner Rede zum 17. Juni gesagt habe, 
^und das werden Sie nicht aus der Welt reden kön- 
nen. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Wehner.) 


Aber, Herr Wehner, was ich damals gewollt und 
begonnen habe, das war ohne Hast und ohne Rast 
auf eine lange Zeit geduldigsten, wachsamsten 

(Lachen bei der SPD) 

und besonnensten Bemühens angelegt und nicht auf 
spektakuläre Darstellungen, die uns in eine Lage 
versetzen, aus der wir nun nicht mehr als frei Han- 
delnde hervorgehen können. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr, Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Moersch. 


Moersch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Abgeordnete Kiesinger hat eben 
einen Satz aus dem „Time "-Magazin über den Bun- 
deskanzler zitiert, den er wenige Wochen zuvor am 
16. Januar bereits in Baden-Baden auf dem CDU- 
Landesparteitag zitiert hat. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Den werde ich 
auch weiter zitieren!) 

— Ich werde gleich darauf zurückkommen, Herr Kie- 
singer, es ist Ihnen bekannt, daß das Wort „Aner- 
kennung" in diesem Falle eine Übersetzung aus dem 
amerikanischen Text ist und das „recognition" — — 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Nicht „recogni- 
tion"; so heißt es nicht! „acknowledgement" 
heißt es! Ich habe den englischen Text hier!) 

— Gut, auch „acknowledgement" 

(Abg. Dr. Czaja: So wie mit der Behauptung 
über Allott!) 

— Herr Czaja, Sie können sich Ihre Späße für nach- 
her aufheben! 

(Abg. Dr. Czaja: Sie haben sich bei Senator 
Allott auch eine Abfuhr geholt!) 

Die Bedeutung des amerikanischen Wortes be- 
kommt in der deutschen Übersetzung einen Doppel- 
sinn. 

(Abg. Baron von Wrangel: Wer wann Spaß 
macht, das werden Sie nicht bestimmen, 

Herr Moersch! — Abg. Dr. Marx [Kaisers- 
lautern]: Wie heißt das Wort, Herr 
Moersch?) 

Es bekommt einen Doppelsinn, denn „Anerkennung" 
hat im Deutschen, wie Sie wissen, auch eine mora- 
lische Bedeutung, so daß die deutsche Übersetzung 
einen anderen Klang hat. Wenn Sie mit einem Ame- 
rikaner sprechen, sagen Sie „with compliments". 
Das ist der Unterschied. Das können Sie im Deut- 
schen auch mit Anerkennung übersetzen: „Ich 
spreche Ihnen meine Anerkennung aus." Ich glaube, 
das sollte man auseinanderhaiten. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Nein, nein, so viel 
Englisch kann ich noch!) 

— Herr Kiesinger, Sie lachen darüber! Sie können 
nicht bestreiten, daß Sie nicht das amerikanische 



5168 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 94. Sitzung. Bonn, Freitag, den 29. Januar 1971 


Moersch 

fAl 

Wort zitiert haben, sondern eine deutsche Über- 
setzung, die hier verbreitet worden ist 

(Abg. Windelen: Vom Presseamt verbreitet!) 
und die einen Doppelsinn ergibt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat denn 
die verbreitet? — Abg. Dr. Birrenbach: 

Wie wollen Sie es denn übersetzen?) 

— Ich hätte es so übersetzt; aber man muß dann 
dazu sagen, wie es im Amerikanischen klingt und 
wie es dort gemeint ist. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Ich möchte vom 
Bundeskanzler nur hören, daß er es so 
meint, wie Sie es jetzt interpretieren!) 

— Es ist doch ganz einfach, Herr Kiesinger. Die 
Sache ist doch so gemeint, daß wir zur Kenntnis 
nehmen, daß dort ein Staat besteht, daß wir aber 
die Herrschaftsform dort nicht in irgendeiner Form 
legitimieren wollen. Wir wollen den Unterschied 
zwischen demokratischer Legitimation und einer 
anderen nicht verwischen. Darum geht es doch. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 

Zuruf des Abg. Dr. Birrenbach.) 

Sie haben bei dem, was Sie in Baden-Baden gesagt 
haben, Sätze hinzugefügt, die deutlich machen, daß 
Sie etwas ganz anderes unterstellt haben. Sie haben 
nämlich den Satz hinzugefügt: 

Ich möchte nicht als deutscher Bundeskanzler in 
die Geschichte eingegangen sein, über den ir- 
gend jemand in der Welt diese Sätze hätte 
schreiben können. 

Das haben Sie gesagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. ■— Abg. Killat- 
von Coreth: Der geht überhaupt nicht in 
die Geschichte ein! — Heiterkeit und wei- 
tere Zurufe bei der SPD.) 

Herr Kiesinger, Sie hätten Gelegenheit gehabt, die 
Frage, wie man in die Geschichte eingeht, als Bun- 
deskanzler selbst in Ihrem eigenen Sinne zu beant- 
worten, wenn Sie Ihrer eigenen Regierungserklä- 
rung gefolgt wären, die Sie am 13. Dezember 1966 
abgegeben haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der Regierungs- 
parteien. — Zuruf von der CDU/CSU.) 

Dort haben Sie nämlich etwas anderes gesagt. Das 
haben Sie offensichtlich sowohl in Baden-Baden als 
auch hier vergessen. Damals haben Sie in einer ganz 
anderen Tonart gesprochen. Damals haben Sie Ihre 
wirkliche politische Meinung, die Sie in den fünf- 
ziger Jahren zum Ausdruck gebracht haben, keines- 
wegs hinter Emotionen verborgen. Sie haben in Ihrer 
Regierungserklärung — daran muß man erinnern, 
wenn die jetzige Politik von Ihrer Seite kritisiert 
wird — gesagt: 

Die letzte Bundesregierung 

— das war die Regierung Erhard — 

hat in der Friedensnote vom März dieses Jah- 
res 

— so sagten Sie 1966 — 


fCl 

auch der Sowjetunion den Austausch von Ge- ^ ' 
waltverzichtserklärungen angeboten, um erneut 
klarzustellen, daß sie nicht daran denke, unsere 
Ziele anders als mit friedlichen Mitteln anzu- 
streben. 

Sie haben hinzugefügt: 

Die Bundesregierung wiederholt heute dieses 
auch an die anderen osteuropäischen Staaten 
gerichtete Angebot. Sie ist bereit, das ungelöste 
Problem der deutschen Teilung in dieses An- 
gebot einzubeziehen. 

Was heißt denn das anderes, als daß wir von der 
Existenz zweier Staaten in Deutschland auszugehen 
haben, wenn wir zu Gewaltverzichtsvereinbarungen 
mit osteuropäischen Staaten kommen wollen? Oder 
wollen Sie heute sagen, das sei nicht so gemeint 
gewesen? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr, Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Moersch (FDP): Bitte schön! 

Dr, h,c. Kiesinger (CDU/CSU): Herr Kollege 
Moersch, haben Sie nicht bemerkt, daß in dieser Fas- 
sung, in der gesagt ist, die Bundesregierung sei be- 
reit, das ungelöste Problem der deutschen Teilung 
in den Gewaltverzicht einzubeziehen, offengelassen 
wurde, wie diese Einbeziehung in den Gewaltver- 
zicht erfolgen soll? Wir haben uns das damals sehr 
genau überlegt. Mit diesem Angebot war noch kein 
Angebot an die Machthaber in der DDR selbst ge- 
macht, mit ihnen eine Gewaltverzichtsvereinbarung 
abzuschließen. Haben Sie bemerkt, daß Gewaltver- 
zicht genau das bedeutet, was das Wort aussagt, 
und daß diese Bundesregierung dem Moskauer Ver- 
trag aus guten Gründen nicht mehr den Namen 
„Gewaltverzichtsvertrag" gegeben hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 

Czaja: Das ist ein Grenzvertrag geworden!) 

Moersch (FDP): Wenn mich mein Gedächtnis 
nicht täuscht und wenn ich überhaupt die Logik des- 
sen verstehen soll, was Sie soeben mit Ihrer Frage 
ausgedrückt haben, kann das doch nur heißen, daß 
Sie jetzt nachträglich diese damalige Meinung so in- 
terpretieren wollen, daß man zu Gewaltverzichtsver- 
einbarungen mit der Sowjetunion unter Ausklamme- 
rung der DDR und des gesamten Problems hätte 
kommen können. Wenn Sie das in der Tat geglaubt 
haben, verstehe ich Ihre Regierungserklärung von 
1966 nicht mehr. Ich glaube, dann ist sie auch in die- 
sem Hohen Hause mißverstanden worden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 

Abg. Dr. h. c, Kiesinger: Sonst hätte ich 
doch gesagt: einen Gewaltverzichtsvertrag 
mit ihr abschließen!) 

— Aber das ist ja nicht die einzige Stelle, die dar- 
auf hinweist, daß Sie nicht immer so geredet haben, 
wie Sie heute reden. Sie haben damals im Jahre 
1966 auch eine eigene Äußerung aus dem Jahre 1958 
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selbst zitiert. Sie haben darauf hingewiesen, daß 
Sie 1955 zu den Befürwortern der Aufnahme diplo- 
matischer Beziehungen zwischen der Bundesrepu- 
blik und der Sowjetunion gehört haben — ich er- 
innere mich sehr gut an diese Zeit — und daß Sie 
damals für eine Verbesserung der Beziehungen ein- 
getreten sind, auch wenn das auf der anderen Seite 
sehr schwergefallen sein sollte. Sie haben damals 
gesagt, wenn wir nicht sofort eine positive Antwort 
erhielten, sollte das für uns kein Anlaß sein, uns 
Schritt für Schritt um zunehmendes gegenseitiges 
Vertrauen und um Verständigung zu bemühen. Das 
war der Sinn ihrer Ausführungen damals. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Damals und 
heute!) 

Warum soll das, was Sie damals für richtig gehalten 
haben, nun nicht für diese Bundesregierung gelten? 
Das ist doch die Frage, die Sie in diesem Zusammen- 
hang zu beantworten haben. Sie haben doch im 
Jahre 1958 selbst darauf hingewiesen, daß es für die 
Sowjetunion im Zusammenhang mit der Wiederver- 
einigung Deutschlands Probleme gebe, deren Lö- 
sung ihr schwierig scheine. Sie haben dann gesagt, 
politische Klugheit und weitblickender Verständi- 
gungswille auf allen Seiten würden aber solche 
Schwierigkeiten überwinden können. Sie seien auch 
heute noch dieser Überzeugung, haben Sie hinzu- 
gefügt. Was hat sich denn daran geändert, Herr 
Kiesinger? Das ist die Frage. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Zwi- 
(ß) schenfrage. 

Dr. h. c. Kiesinger (CDU/CSU): Weitblickender 
Verständigungswille auf beiden Seiten! Muß ich 
mich noch deutlicher ausdrücken? 

Moersch (FDP): Auf allen Seiten! 


IC) 

einer Friedenspolitik eine Dynamik gibt, die eben 
zur Entspannung führt, wenn und weil sie den Inter- 
essen der Beteiligten entspricht. Ich glaube, daß 
unsere Politik weitgehend diesen Interessen ent- 
spricht, auch wenn das jetzt noch nicht überall er- 
kannt werden sollte. 

Ich möchte aber zurückkommen, Herr Kiesinger, 
auf Ihre Haltung in den fünfziger Jahren, weil Sie 
meiner Ansicht nach heute wieder den Fehler ge- 
macht haben, diese unsere Politik nicht klar genug 
in der Konsequenz der Politik zu sehen, die Sie 
selber damals, als Sie sich in der Westpolitik auf 
die Seite der Mehrheit in der CDU, auf die Seite 
Konrad Adenauers geschlagen hatten, mitverant- 
wortet haben. 

(Abg. Vogel: Auf die Kontinuität können 
Sie sich nicht mehr berufen, Herr Moersch!) 


— Herr Vogel, Sie haben vorhin in Zwischenrufen 
widersprochen als der Kollege Wehner sagte, daß 
die Ost-Verträge die Konsequenz der West-Ver- 
träge seien. Ich ersehe nun aus Ihrem Zwischenruf 
wieder, daß Sie bis zum heutigen Tage diese Konse- 
quenz in der Tat nicht begreifen, daß Sie nicht be- 
greifen, daß die Entscheidung für die Westpolitik, 
wenn man überhaupt dauerhafte Sicherheit und 
Frieden in Europa wollte, eben nicht darin bestehen 
konnte, nur zu sagen: Wir haben ein westliches 
Militärbündnis, und wir haben westliche politische 
Zusammenarbeit, sondern daß außerdem ein we- 
sentliches Element dauerhafter Sicherheit die poli- 
tische Entspannung ist. Als sich die CDU damals 
für die West-Verträge entschied, hatte ich das so 
verstanden, als glaubten Sie, nur auf dieser Basis 
die Sicherheit zu gewinnen, die für eine Lösung der 
deutschen Frage, d. h. für einen Abbau der Kon- 
frontation in Europa, notwendig sei. 


P) 


(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: In diesem Sinne 
natürlich!) 


Dr. h. c. Kiesinger (CDU/CSU): Gibt es bis jetzt 
nicht nur auf unserer Seite einen Verständigungswil- 
len? Wo sehen Sie auf der anderen Seite einen Ver- 
ständigungswillen, der nicht nur auf den bloßen 
Abschluß eines Vertrages, auf Grund dessen wir 
auf unsere Positionen einseitig verzichten, abzielt? 
Glauben Sie nicht, daß man unter Verständigung 
verstehen muß, daß beide Teile sich wirklich ent- 
gegenkommen? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Moersch (FDP): In der Tat verstehe ich das 
darunter. Aber eines verstehe ich nicht: daß man 
Deklamation schon für Politik hält. 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU: Das 
machen Sie doch dauernd!) 

Man muß ja doch wohl irgendwann einmal anfan- 
gen, von sich aus den ersten Schritt zu tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Den ersten Schritt zu tun, dies war unsere Aufgabe. 
Es wird sich heraussteilen, ob sich andere diesem 
Willen auf die Dauer widersetzen können, ob sie 
sich dagegen sperren können, ob es nicht auch in 


— Wenn Sie mir zustimmen, Herr Kiesinger, frage 
ich Sie: Warum haben Sie dann nicht konsequent 
dieses Instrument der West-Verträge und der West- 
politik genau für die entscheidende Aufgabe unse- 
rer nationalen Existenz eingesetzt? 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Aber Herr 

Moersch, Sie wissen doch ganz genau, daß 
das nicht ging!) 

Warum haben Sie dann in Wirklichkeit eine Politik 
des Abwartens betrieben, des Wartens, wie gesagt, 
auf irgendein Wunder, das dann nicht kam? Dafür 
kam dann die Mauer in Berlin. Das war die sicht- 
bare Konsequenz. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Jetzt müssen Sie 
warten!) 

— Ja, aber wir haben jetzt gezeigt, daß wir den 
Schritt in der richtigen Richtung getan haben. Wir 
haben uns nicht gescheut, diesen Gedanken zu Ende 
zu denken, den Sie damals der deutschen Politik 
aufgedrängt haben. Denn Sie haben in den Jahren 
1952 und 1955 nicht einmal ausgelotet, ob es eine 
andere Möglichkeit gab. Sie hatten gute Argumente 
dafür. Sie waren der Meinung, daß ein Gesamt- 
deutschland zwischen Ost und West unserem lang- 
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' ' fristigen Sicherheitsinteresse nicht diene. Sie haben 
sich damit dazu entschlossen, diese Bundesrepublik 
Deutschland nicht als ein Provisorium und nicht als 
Transitorium — wie Heuss sagte — , sondern als 
einen Staat in der westlichen Gemeinschaft zu be- 
trachten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie etwa nicht?) 

— Aber dann hätten Sie ehrlicherweise auch auf- 
hören müssen, zu sagen, daß diese Ihre Politik zur 
baldigen Wiedervereinigung Deutschlands führe. 
Das war in diesem Zusammenhang unehrlich. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das konnte diese Politik nicht. Das konnte sie auch 
wegen der westlichen Nachbarn nicht, die hierbei 
andere Interessen hatten. 

Im Jahre 1952 sagten Sie mit 'Recht, daß man die- 
ses Angebot der Sowjetunion nicht ausloten könne, 
weil damit langfristig unserer Sicherheit nicht ge- 
dient sei. Sie müssen dann aber doch auch akzeptie- 
ren, daß eben das, was wir als Eigenstaatlichkeit dar- 
aus gemacht und darunter verstanden haben, auch auf 
der anderen Seite spiegelbildlich entstehen würde. 
Wenn Sie das leugnen wollen, muß ich Ihnen sagen: 
Ich habe Sie damals offensichtlich mißverstanden. 
Dann muß ich nachträglich feststellen, daß Ihre 
Reden im Deutschen Bundestag, die Redegefechte, 
die Sie damals mit Fritz Erler geführt haben, offen- 
sichtlich nicht zu Ende gedachte Darstellungen wa- 
ren, daß Sie offensichtlich nicht nur verschwiegen 
haben, was daraus werden soll, sondern daß Sie 
es auch nicht gewußt haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Das ist eine Feststellung, die man nach Ihren Ant- 
worten hierauf treffen muß, daß Sie nicht verstehen 
wollen, daß die Politik, die wir heute als Ostpolitik 
betreiben, die Konsequenz aus der West-Entschei- 
dung der Bundesrepublik Deutschland ist und sonst 
nichts. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Darf ich noch eine 
Frage stellen?) 

— Bitte schön! 

Dr, h, c, Kiesinger (CDU/CSU): Wenn wir hier 
ernsthaft miteinander reden wollen, darf ich Sie 
fragen, Herr Moersch: Haben Sie denn nicht ver- 
standen, daß mein Haupteinwand gegen die Politik 
dieser Regierung der ist — den viele Leute außer- 
halb der Reihen der Opposition, z. B. Herr Dah- 
rendorf, ebenfalls erheben — , daß Sie die Fortset- 
zung der von uns in der Großen Koalition begon- 
nenen Politik nicht auf lange Sicht angelegt haben, 
um am Ende vielleicht durch Opfer, die wir zu 
bringen hätten, Gegenleistungen zu bekommen, son- 
dern daß Sie die Opfer und Preisgaben an den An- 
fang gestellt haben und nun warten müssen, bis 
irgendein Wunder Ihnen gibt, auf was Sie hoffen? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Weh- 

ner: Zu Herrn Dahrendorf habe ich Sie 
schon immer beglückwünscht!) 

Moersch (FDP): Herr Kiesinger, allein die Voka- 
beln, die Sie soeben wieder gewählt haben, zeigen. 


fCi 

daß Sie die Dinge offensichtlich sehr emotional ' ' 
nehmen. Es geht dabei nicht um Preisgaben. Es geht 
darum, daß in der Tat diese Bundesregierung die 
Konsequenz aus Erfahrungen von acht Jahren Poli- 
tik gezogen hat, und zwar die vollständige Kon- 
sequenz, 

(Abg. Baron von Wrangel: Die falsche, 

Herr Moersch!) 

die Lehren aus Erfahrungen, die Sie selber als Bun- 
deskanzler gemacht haben. 

Ich will Ihnen hier einige dieser Erfahrungen ins 
Gedächtnis zurückrufen. Es gab 1961 eine Bundes- 
regierung, der die FDP angehörte, deren Außen- 
minister Gerhard Schröder war, die mit aktiver 
Ostpolitik begann. Sie begann diese aktive Ost- 
politik um die DDR herum. 

(Abg. Dr. Czaja: Aber nicht mit Anerken- 
nung!) 

Herr Czaja, ich will Ihnen gleich sagen, wohin das 
am Ende geführt hat. Man hat die Augen vor der 
Tatsache verschlossen, daß dort ein wichtiges Mit- 
glied des Warschauer Paktes vorhanden ist. Das hat 
dazu geführt, daß wir über Handelsmissionen nicht 
hinausgekommen und nicht zu wirklichen poli- 
tischen Kontakten und Gesprächen gelangt sind. 

Zum zweiten haben Sie dann etwas getan, was 
Sie sicherlich nicht wollten, was aber zeigt, daß Sie 
die Dinge nicht zu Ende gedacht hatten. Sie haben 
nämlich die diplomatischen Beziehungen mit Rumä- 
nien in einem Zeitpunkt und in einer Form aufge- 
nommen, die dazu geführt haben, daß wenige Wo- 
chen und Monate später eine außerordentliche Ver- P) 
härtung in den sich bereits bessernden Beziehungen 
zur Tschechoslowakei und zu Ungarn eingetreten 
ist. Die damalige Nichtaufnahme diplomatischer Be- 
ziehungen zu Ungarn und zur Tschechoslowakei 
hängt zeitlich eng zusammen mit der Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zu Rumänien, weil 
diese Beziehungen ohne entsprechende Absicherung 
mit der Sowjetunion und den anderen osteuro- 
päischen Staaten begonnen wurden. Damals ent- 
stand ein Eindruck, den Sie sicherlich nicht er- 
wecken wollten und der in der Sache falsch war, 
nämlich der Eindruck, daß Sie eine Isolierungs- 
politik um die DDR herum betreiben wollten. Damit 
haben Sie damals zweifellos psychologisch einen 
Fehler gemacht, 

(Abg. Baron von Wrangel: Herr Moersch, 

teilt der damalige Außenminister diese 
Auffassung?) 

— Ich habe gesagt, daß man aus diesen Erfahrungen 
lernen mußte, daß niemand diese Konsequenz in 
jeder Weise voraussehen konnte. Aber wenn man 
diese Erfahrung gemacht hat, ist es doch nützlich, 
daraus zu lernen, nämlich zu sehen, daß man nicht 
um die DDR herum Politik machen kann, sondern 
daß man sie in die Entspannungspolitik einbeziehen 
muß, wenn diese auf die Dauer erfolgreich sein 
will. Wenn Sie das bestreiten, sind wir allerdings 
verschiedener Meinung. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 
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Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU); Herr Kol- 
lege Moersch, sind Sie sich eigentlich klar darüber, 
daß Sie als Staatssekretär des Auswärtigen Amts 

— der Sie ja auch sind — soeben eine Definition 
gegeben haben, die demjenigen, mit dem wir da- 
mals die Beziehungen, auch weil dies seinem Wil- 
len entsprach, so aufgenommen haben, einen Bären- 
dienst in seinem inneren Lager aufgebürdet hat? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich, so 
etwas!) 

Moersch (FDP): Herr Dr. Marx, wenn man die 
Dinge so nennt, wie sie sind und wie es alle Welt 
weiß 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: War- 
schauer Außenministerkonferenz! Gucken 
Sie sich mal Karlsbad an! Meinen Sie, daß 
das, was Sie jetzt sagen, für die Rumänen 
etwas Vorteilhaftes ist?) 

— • Herr Dr. Marx, was ich jetzt gesagt habe, haben 
meine politischen Freunde schon damals gesagt, und 
ich stehe nicht an, es zu wiederholen, weil ich es für 
richtig halte und weil alle Welt weiß, daß es so ist. 
Es hat auch keinen Sinn, sich nicht einzugestehen, 
daß man damals eine Situation falsch eingeschätzt 
hat. Wie sollte man sonst künftig richtige Politik 
machen können? 

(Abg. Vogel: Sie sprechen als Parlamentari- 
scher Staatssekretär des Auswärtigen Am- 
tes! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

(B) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. h. c. Kiesinger (CDU/CSU) : Wir geraten 
ein bißchen in die Gefahr von Geschichtsklitterun- 
gen. Aber jetzt muß ich doch eine Frage an Sie rich- 
ten, weil Sie von Ihren politischen Freunden spra- 
chen. Glauben Sie, daß es einer richtigen Einschät- 
zung der Lage in Osteuropa entsprach, als die füh- 
renden Herren der FDP, als es in Prag bereits lich- 
terloh brannte, dorthin reisten und damit Moskau 
das Argument einer tschechoslowakisch-deutschen 
Verschwörung in die Hand spielten? 

(Abg. Dr. Czaja: Sehr richtig! — Beifall in 
der Mitte.) 

Moersch (FDP): Herr Kiesinger, auch aus dieser 
Erfahrung kann man lernen. Ich will nur hinzufügen 

— damit das ganze Zitat gebracht wird — , daß 
erstens diese Reise mit der von Ihnen geführten 
Bundesregierung abgesprochen war und sicherlich 
mit Ihrer Zustimmung stattfand 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Nein!) 

und daß es zweitens der Bundesbankpräsident, mit 
dem Sie ja sicher noch näher verbunden waren, war, 
der anschließend dahin fuhr. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Dem Bundesbank- 
präsidenten hatte ich abgeraten, dahin zu 
fahren!) 


— • Es ist gut, daß man das hier einmal hört. (^) 

(Unruhe in der Mitte. — Abg. Dr. Marx 
[Kaiserslautern]: Sie studieren doch sonst 
die Akten so gut!) 

Man konnte wirklich nicht ahnen, daß der Bundes- 
bankpräsident gegen den Rat des Bundeskanzlers 
nach Prag fahren würde. Ich hatte gedacht. Sie hät- 
ten bessere Kontakte zu ihm gehabt. 

Es ist keine Frage, daß diese Dinge im Licht der 
Ereignisse heute ganz anders zu bewerten sind; das 
wissen auch meine politischen Freunde. Aber gerade 
aus solchen Erfahrungen zu lernen und das hier dar- 
zustellen, daran liegt mir, weil wir Freien Demo- 
kraten nämlich den Mut gehabt haben, daraus Kon- 
sequenzen für die praktische Politik zu ziehen. Herr 
Kiesinger, das haben Sie in Ihrer Darstellung eben 
nicht getan. Sie sind bei dem stehengeblieben, was 
damals an Erkenntnis vorhanden war, und Sie 
haben nicht die Folgerungen bedacht, die inzwi- 
schen zu ziehen sind. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]; Wir wol- 
len die Ergebnisse einmal abwarten!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zwischenfrage, 

Herr von Wrangel. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Moersch, zur Klarstellung: Wollen Sie behaupten, 
daß die damalige Opposition, die FDP, gegen die 
Aufnahme der diplomatischen Beziehungen zu Ru- 
mänien gewesen ist? 

(DJ 

Moersch (FDP) : Das will ich nicht behaupten, und 
das behaupte ich auch nicht. Wir haben diese Bezie- 
hungen in der Regierung Erhard gefördert. Wir hat- 
ten später aber als Opposition nicht vermuten kön- 
nen, daß diese Aufnahme diplomatischer Beziehun- 
gen nicht in der gehörigen Weise diplomatisch mit 
den anderen Interessenten besprochen war. Darum 
ging es. 

(Abg, Dr. h. c. Kiesinger: Dann wären sie 
gar nicht zustande gekommen!) 

— Gut, Herr Kiesinger, das ist eine Antwort. Man 
konnte in der Tat nicht vermuten, daß man so ein- 
seitig Vorgehen würde. Ich weiß, daß Sie das, was 
an Folgen eingetreten ist, nicht gewollt haben. Ich 
sage Ihnen aber, daß man diese Dinge überlegen 
mußte und die DDR nicht einfach wegstreichen 
konnte, daß man nicht so tun konnte, als gäbe es sie 
nicht, als hätte sie keinen Einfluß. Sie hat, wie Sie 
wissen, gerade in dieser Phase der Politik Einfluß 
genommen. Ich meine, diese Politik, die Sie bezüg- 
lich der Ostpolitik begonnen hatten, hat sich als 
nicht vollständig genug und vor allem nicht kon- 
sequent erwiesen. 

Nun ist heute morgen vom Kollegen Dr. Marx 
gesagt worden, daß unsere Politik zu einer Abgren- 
zung der DDR führe. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Verzei- 
hung, nein. Ich habe die Hoffnungen und 
Erwartungen und das, was jetzt ist, gegen- 
übergestellt. Ich habe nicht gesagt, daß das 
eine logisch und folgerichtig zum anderen 
führe, weil das auch ungerecht wäre!) 
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— Herr Marx, Sie haben aber einen ganz entschei- 
denden Fehler gemacht: Sie haben am Ende Ihrer 
Rede ein Urteil gefällt. Ich habe bisher nicht gehört, 
daß man in einem Prozeß der gerade erst eröffnet 
worden ist — auch in einem politischen Prozeß, der 
gerade eröffnet worden ist — , schon ein Urteil fäl- 
len kann, wenn dieser Prozeß noch lange nicht zu 
Ende ist. Insofern ist das, was Sie gesagt haben, 
eben kein Urteil, sondern ein Vorurteil, das Sie gern 
bestätigt haben wollten. Ich sehe mich nicht in der 
Lage, dieses Ihr Vorurteil zu bestätigen. 

Ich kann mich jedenfalls nur wundern, daß Sie 
sich heute über die Haltung der DDR in dieser Frage 
wundern. Die Politik der Isolierung, die Sie lange 
Jahre betrieben und für gut gehalten haben, ist 
jedenfalls den Menschen im gespaltenen Deutsch- 
land nicht zugute gekommen, sondern hat viel eher 
den Graben vertieft, der diese beiden deutschen 
Staaten und diese beiden Teile Deutschlands trennt. 

(Abg. Baron von Wrangel: Kommt denn 
Ihre Politik den Menschen zugute?) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Marx? 

Dt, Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, ich will nur auf eine Sache eingehen. 
Sie sagten, ich hätte ein Urteil gefällt. Sind Sie bereit, 
zuzugeben, daß ich gesagt habe; „Wir sehen diese 
Politik scheitern"? Verstehen Sie nicht von der gan- 
zen Position her, die wir hier dargelegt haben, daß 

(B) dies die Konsequenz ist? 

Moersch (FDP): Herr Marx, Sie haben das Wort 
„Urteil" gebraucht. Ich habe es mitnotiert. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wir wollen hier 
keine grammatikalischen Studien treiben! 

Moersch (FDP): Sie können kaum bestreiten, daß 
Sie am Schluß ihrer Rede das Wort „Urteil" benutzt 
haben. Das fand ich reichlich verfrüht. 

(Abg. Wehner; Das war — um Herrn Heck 
zu wiederholen — eine Verwechslung zwi- 
schen Hoffnung und Möglichkeiten!) 

Heute aus der aktuellen Reaktion eines anderen 
Partners im Prozeß bereits zu einem Urteil kommen 
zu wollen — obwohl Sie genau wissen, daß ganz 
wesentliche Teile unserer politischen Absichten 
noch nicht einmal angepackt werden konnten, daß 
also erst eine erste Etappe in Gang gesetzt worden 
ist — , das halte ich jedenfalls nicht für korrekt und 
auch nicht für fair. 

Ferner haben Sie gemeint, wir verstünden die 
Mentalität, die Denkweise unserer östlichen Nach- 
barn nicht. Herr Marx, Sie haben gesagt, die Menta- 
lität der östlichen Partner werde von ihrem Wesen 
her von uns nicht verstanden. Das haben Sie als 
Hauptvorwurf gegen diese unsere Politik angeführt. 

Nun frage ich Sie, ob Sie wirklich der Meinung 
sind, daß die Politik der Stärke, welche die CDU/ 
CSU in den fünfziger Jahren — zum Teil als alleinige 


Regierungspartei — zu verantworten hatte, auf 
einer richtigen Einschätzung der Mentalität der 
anderen Seite beruhte. Oder ist es nicht vielmehr 
so, daß eben durch diese damals falsche Einschätzung 
der Mentalität der anderen Seite gerade die Ver- 
härtung in Europa entstanden ist, die abzubauen 
sich diese Bundesregierung als eine mühsame Auf- 
gabe vornehmen mußte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 

Abg. Marx [Kaiserslautern]: Ich bitte Sie 
freundlichst, noch einmal den Text zu lesen. 

Ich habe gesagt, der zweite Grund ist 

Unruhe bei der SPD. — Glocke des Präsi- 
denten.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Marx, in diesem Hause besteht nicht die Übung, 
Zwiegespräche zu führen. Wenn der Präsident ge- 
legentlich eine spontane Intervention von den Bän- 
ken aus zuläßt, dann geschieht das gewissermaßen 
gratial und nicht auf Grund der Geschäftsordnung. 

Ich muß Sie bitten, das, was Sie wissen wollen in 
Frageform vorzubringen. 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Flerr Kol- 
lege Moersch, Sie haben soeben so getan, als ob 
ich gesagt hätte. Sie oder die Regierung würden die 
„Mentalität" nicht begreifen. Meine Bitte ist — ich 
will es dann gar nicht noch einmal wiederholen — , 
den Text nachzulesen, der ganz eindeutig ist und 
aus dem Sie eine so verkürzende und verschärfende 
Behauptung bitte nicht ableiten sollten. pj 

Moersch (FDP): Ich werde das nachlesen. Ich 
habe es übrigens bereits getan; ich habe mir das 
stenographische Protokoll besorgt. Ich hatte das aus 
dem geschlossen, was ich soeben gesagt habe. Wir 
werden das klären können. Aber eines steht doch 
fest — und Sie können mir nicht bestreiten, daß das 
meine Meinung ist — : die im Deutschen Bundestag, 
z. B. von Herrn Kiesinger, in den Jahren 1954, 1955 
und 1956 vorgetragenen Meinungen über die Ver- 
änderung, die in der Welt entsteht, wenn wir diese 
Politik machen, die wir damals gemacht haben — 
Wiederbewaffnung, Politik der Stärke und was da- 
zugehört, Herr Wehner hat aus den Gesprächen mit 
Herrn Dulles heute ja auch einiges zitiert — , haben 
sich nicht bestätigt. Damals war behauptet worden, 
es entstehe mit dieser Politik ein Übergewicht im 
Westen, und dann gelange man zu einer Verhand- 
lungsposition, die unseren Interessen weit besser 
diene, als es etwa die im Jahre 1952 vorhandene 
Position getan habe. Diese Einschätzung war falsch, 
weil sie auf einer irrigen Beurteilung der Möglich- 
keiten und der Mentalität der Partner und Macht- 
haber beruhte, um die es wirklich geht. 

(Abg. Baron von Wrangel: Wenn wir diese 
Position nicht geschaffen hätten, hätten Sie 
keine Verhandlungsbasis! — Weitere Zu- 
rufe von der CDU/CSU.) 

Das ist meine Folgerung aus dieser Sache. Meine 
Damen und Herren, Sie können doch diese Tatsache 
nicht ungeschehen machen; Sie jedenfalls haben dem 
deutschen Volk beim Abschluß der Wiederbewaff- 
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nungsverträge andere Aussichten gemacht als es 
nachher der Wirklichkeit entsprach. Das ist doch 
nicht zu bestreiten, das sollten Sie sich endlich ein- 
mal vor sich selber ehrlicherweise eingestehen. 

Ich will darauf verzichten, weil die Zeit schon weit 
fortgeschritten ist, einige Zitate aus der Zeit des 
Abschlusses des Locarno-Paktes zu bringen. Meine 
Damen und Herren, was damals von einer nicht 
nazistischen, nicht kommunistischen Opposition, son- 
dern von der deutschnationalen Opposition — die 
Deutschnationalen sind ja damals deswegen aus der 
Reichsregierung ausgetreten — gesagt worden ist, 
gegen die damalige Regierung, gegen den damali- 
gen Außenminister Stresemann, hat in Wortwahl 
und Diktion eine fatale Ähnlichkeit mit dem, was 
heute an Vorwürfen von Ihrer Seite gegen diese 
Bundesregierung erhoben wird. Wenn Sie sich diese 
Verwandtschaft einmal klarmachen, wenn Sie sich 
die Mühe machen, einmal nachzulesen, was es hier 
an Dokumenten gibt, dann, bin ich der Meinung, 
sollten Sie Ihre — ■ — 

(Abg. Baron von Wrangel: Herr Moersch, 
das ist schon wieder eine böswillige Unter- 
stellung, die wir zurückweisen!) 

— Sie brauchen gar keine Unterstellungen zurück- 
weisen. Ich bin bereit, Ihnen einige Zitate hier vor- 
zulesen. Vielleicht geht Ihnen dann auf, in welcher 
Nachbarschaft Sie sich mit Ihrer Kritik gelegentlich 
befinden. 

(Abg. Ott: Lesen Sie doch mal nach, was 
Herr Wehner vor 40 Jahren gesagt und 
geschrieben hall) 

Wenn es einen Sinn hat, sich mit Geschichte zu be- 
fassen, dann sicherlich doch auch den, daraus eini- 
ges zu lernen. 

(Abg. Baron von Wrangel: Aber nicht so 
wie Sie es tun, Herr Moersch!) 

— Herr von Wrangel, Sie sollten sich nicht auf- 
regen, bevor Sie die Texte kennen. Sonst lese ich 
Ihnen jetzt ein paar Zitate aus den „Alldeutschen 
Blättern'' vor. Dann werden Sie überrascht sein, daß 
die Artikel des „Bayernkurier" fast wörtlich die 
Diktion haben wie damals die „Alldeutschen Blät- 
ter". 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Horten? 

(Abg. Moersch: Ja!) 

Horten (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
sich darüber klar, daß Sie mit diesen interessanten 
Bemerkungen — ich will mich sehr höflich ausdrük- 
ken — , mit diesem merkwürdigen Vergleich einen 
großen Europäer Briand, der damals Verhandlungs- 
partner Deutschlands war, in die gleiche Ebene stel- 
len wie heute Herrn Breschnew und Herrn Ulbricht? 

(Lachen bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der SPD: Das ist doch Unsinn!) 

Moersch (FDP): Ich muß antworten, Herr Horten, 
das ist nun wirklich Ihre Erfindung. Nein, ich will 
Ihnen sagen, daß es eine sogenannte nationale Op- 


position im Deutschen Reichstag gegeben hat, die 
damals gegen die Westpolitik eines Gustav Strese- 
mann fast mit den gleichen Tiraden angetreten ist, 
wie sie heute eine „Aktion Widerstand" oder auch 
andere gegen die Ostpolitik dieser Bundesregierung 
benutzen. Das sollten Sie doch einmal wissen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Horten (CDU/CSU): Darf ich Ihre Antwort also 
so verstehen: Sie geben zu, daß die Verhältnisse 
angesichts des Locarno-Paktes völlig anders als 
heute waren? 

Moersch (FDP): Ja, Herr Horten, das ist sicher- 
lich richtig. Um so bedauerlicher ist die gleiche Dik- 
tion. Ich will Ihnen einmal ein Zitat vorlesen, damit 
Sie wissen, was gemeint ist. Zum Abschluß des 
Locarno-Paktes • — ich verweise jetzt nicht einmal 
auf die offizielle Erklärung der Deutschnationalen 
im Reichstag, die von Graf Westarp abgegeben 
wurde — stand in den „Alldeutschen Blättern" : 

Die politischen Dinge werden heute aus einem 
grundsätzlich falschen Gesichtswinkel beurteilt, 
weil man glaubt, durch Nachgeben, Verhandeln, 
Wohlverhalten wieder hochkommen zu kön- 
nen, wo allein die mannhafte Tat bei regem 
Ehrgefühl und auf dem Boden völkischer Er- 
neuerung die Gesundung bringen kann: die 
rettende Tat eines einzigen, die wir ersehnen, 
und dessen Wirkungsmöglichkeiten wir vorbe- 
reiten müssen. 

Wenn Sie dann vergleichen, daß vor kurzem einer (D) 
gesagt hat: „Was sind eigentlich Parteiprogramme? 

— Es kommt auf den Mann an!", dann wissen Sie 
doch, was wirklich gemeint ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 

Abg. Baron von Wrangel: Das ist eine 
Unverschämtheit, Herr Moersch!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, der Redner ist so oft unterbrochen worden, 
daß ich seine Redezeit verlängern muß. 

(Abg. Vogel: Ja, wir hören Jhm gerne noch 
zu!) 

Moersch (FDP): Es ist eine sehr beruhigende 
Feststellung, Herr Vogel, daß es offensichtlich doch 
nützlich ist, wenn man Ihnen gelegentlich solche 
Parallelen ins Gedächtnis ruft. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Die Zu- 
schauer werden sich ihr Bild machen!) 

Ich will damit nur sagen, daß die Leute, die nach 
1919 beispielsweise der Ansicht waren, daß der Ver- 
sailler Vertrag zwar nicht in unserem Sinne liege, 
daß man aber das Bestmögliche, was man daraus 
machen könne, daraus machen müsse, nämlich zu 
einer Politik der Verständigung und nicht zu einer 
Politik der Revision zu kommen — das war bei- 
spielsweise auch Stresemanns Stimme, der in seiner 
Jugendzeit ebenfalls ganz andere Dinge geschrie- 
ben und gesagt hatte — , daß diese Männer nicht ge- 
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hört wurden und daß die Folge davon der „Einzige'' 
war, der Deutschland dann ins Unglück -geführt hat. 

Deswegen möchte ich Sie bitten, unsere politischen 
Bemühungen mit Nüchternheit zu betrachten und 
nicht mit Emotionen zu begleiten, wie das gelegent- 
lich geschieht, und auch zu verstehen, daß man nicht 
ständig warten kann, wenn man eine positive poli- 
tische Wirkung erzielen will, bis andere den ersten 
Schritt tun, sondern daß es die Pflicht einer Regie- 
rung ist, selbst den ersten Schritt zu tun, weil dann 
jedenfalls die moralische Rechtfertigung auf unserer 
Seite liegt und weil man dann mit gutem Gewissen 
sagen kann, daß man alles versucht hat, was über- 
haupt menschenmöglich war. Eine Politik des War- 
tens auf ein Wunder ist im Grunde genommen keine 
Politik, sondern das Ausweichen vor der Entschei- 
dung. Deswegen muß sich Herr Kiesinger sagen las- 
sen, daß über ihn in iden Geschichtsbüchern in der 
Tat eher stehen wird, daß er Entscheidungen ausge- 
wichen ist, und daß es schlecht ist, wenn er den jet- 
zigen Bundeskanzler wegen der gewiß notwendigen 
Entscheidungsfreudigkeit angreift. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Es ist notwendig, die Entscheidung zur rechten Zeit 
zu treffen. Man darf nicht zwei oder drei Mal Gele- 
genheiten in der Geschichte auslassen, wie Sie sie 
1952 und 1955 ausgelassen haben. Das aber wollen 
Sie heute nicht mehr wahrhaben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

(B) Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Bundesminister Schiller. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren! Die Debatte in diesem Hohen Hause bewegt 
sich zwischen drei Eckpfeilern: Deutschlandpolitik, 
Westpolitik oder Westeuropapolitik und Ostpolitik. 
Ich bin dabei übrigens der Meinung, daß diese so 
gegliederte Debatte in Wahrheit, meine Damen und 
Herren von der Opposition, ein Kompliment an die 
Symmetrie des politischen Konzepts dieser Regie- 
rung ist. Jene Symmetrie, die darin besteht, daß wir 
immer wieder sagen: 

(Abg. Baron von Wrangel: Ich würde an 
Ihrer Stelle vorsichtig sein, Herr Schiller!) 

es ist zwingend notwendig, daß wir Aktivitäten in 
der einen Richtung durch entsprechende Aktivitäten 
in der anderen Nichtung begleiten lassen. Darum 
geht es. 

Nach einigen deutschland- und ostpolitischen Bei- 
trägen möchte ich jetzt selber im Sinne dieser 
Symmetrie einen kurzen Blick auf ein Thema unse- 
rer Europapolitik — unserer Westpolitik, wenn Sie 
so wollen — werfen. Im Rahmen der gestrigen und 
heutigen Debatten über unsere Europapolitik ist 
das Thema Wirtschafts- und Währungsunion bereits 
mehrfach angeklungen. Diese kühne Vision, skiz- 
ziert in dem Bericht der Werner-Gruppe, ist doch 
für uns alle eine Herausforderung. Es geht im übri- 
gen bei diesem Thema nicht um Rückblicke in die 
Vergangenheit. Bei diesem Thema gibt es keinen 


fQ 

„Blick zurück im Zorn", sondern alle Blicke müssen^ * 
da nach vorn gerichtet sein. Es geht um einen ent- 
scheidenden, vielleicht den entscheidenden Schritt, 
den Fortschritt des europäischen Einigungswerkes 
in der nahen Zukunft. 

Zugleich geht es aber auch darum und vor allem 
darum, daß dieser Weg in die wirtschafts- und stabi- 
litätspolitisch richtige Richtung führt. Wie wir von 
deutscher Seite immer wieder festgestellt haben, 
muß die Wirtschafts- und Währungsunion eine Ge- 
meinschaft der Stabilität und des Wachstums sein. 
Eine Gemeinschaft der permanenten Inflationierung 
wäre ein lebensgefährlicher Rückschritt. Ein geld- 
wirtschaftlich kränkelndes, d, h. ein wirtschaftlich 
krankes Europa wäre im übrigen auch nicht in der 
Lage, seine ihm gemäße politische Rolle in der 
Welt zu spielen. Ich sage hier deutlich, der euro- 
päische Gedanke könnte durch nichts stärker in 
Mißkredit gebracht werden als durch eine ökono- 
mische Fehlkonstruktion. 

Daher wollen wir in unseren Anstrengungen für 
eine vernünftige Lösung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion es auch erreichen, daß in späteren Jah- 
ren niemand sagen kann: Wie konnte man damals 
in den ersten 70er Jahren sich auf eine solche Sache 
einlassen, die uns am Ende wie ein Bleigewicht an- 
hängt, die uns zu immer neuen Fehlern zwingt und 
deren einmal in Gang gesetzte Apparatur uns in 
unserem freien Handeln einengt und das freie Han- 
deln erschwert! In der Tat, etwa die heutigen euro- 
päischen Agrarmarktordnungen, über die doch 
eigentlich niemand mehr glücklich ist und bei denen 
man sich auch noch oft fragt: Wie konnte man das ^ 
damals so falsch anfangen?, sind ein lehrreiches 
und warnendes Beispiel bei unseren heutigen Über- 
legungen. Derartige Gefahren wollen wir nun durch 
eine gute und klare, durch eine marktwirtschaftlich 
orientierte Konstruktion einer Wirtschafts- und 
Währungsunion vermeiden. 

Sie wissen, meine Damen und Herren, wir alle 
haben es bedauert, daß die Einigung über dieses 
Thema in der langen Nacht am 14. und 15. Dezem- 
ber in Brüssel noch nicht zustande gekommen ist. 
Diese Verspätung gegenüber dem Fahrplan von 
Den Haag, so bedauerlich sie war und ist, war aber 
letztlich nicht entscheidend. Wichtiger als der Zeit- 
gewinn von einigen Wochen oder Monaten ist die 
richtige Architektur der Wirtschafts- und Währungs- 
union. Ich sage es noch deutlicher: eine Fehlkon- 
struktion von heute könnte sich leicht als ein „100- 
Milliarden-Dollar-Mißverständnis" von morgen mit 
allen seinen inflationären Konsequenzen erweisen. 

In den ersten Wochen dieses neuen Jahres hat es 
es zwischen allen Partnern der Gemeinschaft und 
auch mit Mitgliedern der Kommission eine Reihe 
von sondierenden und klärenden Gesprächen gege- 
ben. Diese Sondierungen und Vorklärungen haben 
alle die Chancen für eine baldige Einigung erheb- 
lich verbessert, und zwar für eine Einigung ohne 
Preisgabe der Substanz. 

Meine Damen und Herren, das gilt auch und ge- 
rade für unsere Gespräche in Paris. Der jetzige Be- 
such von Ministerpräsident Colombo in diesen Ta- 
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gen in Paris wird hier sicherlich ein weiterer Meilen- 
stein sein. Bei unserer deutsch-französischen Kon- 
sultation — der Herr Außenminister hat davon ge- 
sprochen — zu Anfang dieser Woche haben wir in 
der Sache gute Fortschritte gemacht. Durch den frei- 
mütigen, freundschaftlichen Gedankenaustausch 
konnten wir Meinungen abklären sowohl im Hin- 
blick auf das Endziel der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion als auch im Hinblick auf den äußerst 
wichtigen Übergang von der ersten Stufe in die fol- 
gende. Wir konnten uns gegenseitig auf mögliche 
Lösungen, auf Lösungsversuche aufmerksam ma- 
chen, und wir haben wichtige Elemente einer Wirt- 
schafts- und Währungsunion definiert. Aber dies 
alles — ich bin sicher — wird sich erst voll in den 
kommenden Ratssitzungen in Brüssel auszahlen, 
weil das alles eben sehr nützlich gewesen ist. 

Ich möchte aber ein Mißverständnis ausschließen. 
Es ging in dieser Woche in Paris nicht darum, bila- 
terale Beschlüsse herbeizuführen. Wir haben bei 
allen unseren Überlegungen stets daran gedacht, 
daß alle Entscheidungen in dieser wichtigen Sache 
nicht zu zweit, sondern eben nur zu sechst am Tisch 
der Europäischen Gemeinschaft in Brüssel gefunden 
werden müssen. Außerdem muß ich noch sehr prä- 
zise folgendes klarstellen: Die Frage der Wirt- 
schafts- und Währungsunion ist in ihrer harten 
Substanz kein bilaterales deutsch-französisches Pro- 
blem, sondern tatsächlich eine multilaterale Pro- 
blemaufgabe. 

Um zu zeigen, daß wir inzwischen in unserer 
eigenen Meinungsbildung nicht zurückgefallen, son- 
dern vorangekommen sind, um auch zu zeigen, daß 
bei diesen Bemühungen die Mitglieder der Bundes- 
regierung von einem gemeinsamen, klar entwickel- 
ten Konzept geleitet werden, möchte ich, in Unter- 
streichung und Ergänzung der Ausführungen des 
Herrn Außenministers, in einigen Thesen beschrei- 
ben, wie wir von deutscher Seite gerade nach den 
fruchtbaren Erfahrungen der Gespräche von Paris 
die Entwicklungslinien zur Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion nunmehr sehen. Wir können dankbar 
feststellen, daß uns alle Fraktionen dieses Hauses 
in unseren Bemühungen internationaler Art um die 
Wirtschafts- und Währungsunion nachdrücklich un- 
terstützt haben. Um so mehr sind wir wohl ver- 
pflichtet, hier und heute unsere Position noch etwas 
deutlicher zu skizzieren. 

Erstens. Uber die erste Stufe mit einer Dauer 
von drei Jahren besteht ein weitgehender Konsen- 
sus. Aber diese erste Stufe ist kein Ziel in sich; sie 
hat nur Sinn, wenn die Regierungen von Anfang an 
ihren politischen Willen bekräftigen, die Wirt- 
schafts- und Währungsunion innerhalb eines Zeit- 
raumes von etwa zehn Jahren zu vollenden. 

Zweitens. Zwischen den wirtschaftspolitischen und 
den währungspolitischen Aktionen muß dabei durch- 
gehend eine effektive Parallelität gesichert werden. 
Einseitige währungspoltische Bindungen ohne wirt- 
schaftspoltische Entsprechungen würden sich bald 
als ein stabilitätspolitischer Fehlschlag erweisen, als 
ein Kartenhaus, das bei jedem Windstoß Zusammen- 
stürzen würde. 


Drittens. Die Vision von der Endstufe der Ent- 
wicklung darf dabei vom heutigen Standpunkt aus 
nicht im Nebel völliger Ungewißheit zerfließen. 
Sicherlich ist es weder möglich noch angebracht, 
alle möglichen institutioneilen Feinheiten für die 
Endstufe heute liebevoll im Detail zu beschreiben. 
Das will niemand. Wohl aber geht es uns heute um 
die präzise Formulierung einiger fundamentaler 
Prinzipien auch für die Endstufe. Dazu gehört u. a. 
auch die Feststellung, daß die Gemeinschaft mit den 
erforderlichen Befugnissen ausgestattet sein muß, 
z. B. für die gemeinsame Geld- und Kreditpolitik, 
für die Steuerpolitik, für die Budgetpolitik, für die 
Kapitalmarktpolitik. Hinsichtlich der Verteilung der 
Kompetenzen auf die Gemeinschaft und die Mit- 
gliedstaaten sollte der altehrwürdige Grundsatz der 
Subsidiarität gelten. 

Viertens. Die Gemeinschaftsorgane müssen in die 
Lage versetzt werden, rasch und wirksam jene 
Wirtschafts- und währungspolitischen Entscheidun- 
gen treffen zu können, die für den Zusammenhalt 
und für das Funktionieren der Union erforderlich 
sind. Ich füge hinzu: Selbstverständlich müssen dem- 
entsprechend die Befugnisse des Europäischen Par- 
laments ausgebaut werden. 

Fünftens. Das in der Endstufe unerläßliche ge- 
meinschaftliche Zentralbanksystem kann nach un- 
serer Auffassung seine Aufgabe nur dann voll er- 
füllen, wenn es eine adäquate Eigenverantwortlich- 
keit besitzt. Für die einzelnen Stufen könnte der 
Rat die Notenbankgouverneure einladen, die je- 
weilige Art der Zusammenarbeit durch Verein- 
barungen zwischen den Notenbankpräsidenten fest- 
zulegen. Mit dieser Lösung würde nicht zuletzt auch 
der in den einzelnen Ländern unterschiedlichen 
konstitutionellen Lage der Zentralbanken Rechnung 
getragen. 

Sechstens. Die Maßnahmen der ersten Stufe 
könnten möglichst bald beginnen. Das gilt auch und 
gerade für die dort vorgesehenen monetären Maß- 
nahmen, über die ein prinzipieller Konsensus be- 
reits weitgehend vorliegt. Es sind dies folgende 
vier sehr wichtige Dinge: 1. Einengung der Band- 
breiten der Wechselkurse innerhalb der Gemein- 
schaft, 2. gemeinsame Interventionen der Zentral- 
banken der Gemeinschaft auf den Devisenmärkten, 
3. Bereitstellung eines mittelfristigen Währungs- 
beistands, also beispielsweise Zahlungsbilanzhilfen, 
und 4., falls die Voraussetzungen dafür vorliegen, 
möglicherweise in der zweiten Hälfte der ersten 
Phase, auch die Errichtung eines Devisenausgleichs- 
fonds oder eines Reservefonds. 

Meine Damen und Herren, das ist alles schon sehr 
weitgehend. Grundsätzlich sollte man jetzt die Ab- 
sicht erklären, daß rechtzeitig vor dem Ende der 
Drei-Jahres-Periode, also der ersten Phase, Bilanz 
gezogen und über die weiteren gemeinschaftlichen 
Instrumente und Maßnahmen“ konkret und rechts- 
verbindlich entschieden werden muß. Zu jenem 
Zeitpunkt, also am Ende der ersten Dreijahres- 
periode sollten die zuständigen Stellen der Gemein- 
schaft in einer Analyse darlegen, welche Schritte 
entweder auf der Grundlage des geltenden Ver- 
trags, — oder ergänzend auf der Basis des bekann- 
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(A) ten Artikels 235 — und schließlich auf der Grund- 
lage von Vertragsänderungen nach Artikel 236 not- 
wendig und möglich sind. Bei dieser Sortierng der 
Instrumente und Maßnahmen nach diesen drei 
Kategorien am Ende der ersten Stufe kann das Prin- 
zip der Subsidiarität wieder eine nützliche Richt- 
schnur des Handelns sein. Wir wollen keineswegs 
von vornherein und wahrlich nicht total den Ver- 
trag von Rom auf dem Wege über den Artikel 236 
ändern. 

Siebentens. Heute kann niemand — das ist das 
eigentliche Dilemma — rechtsverbindlich erklären, 
ob man trotz aller politischen Absichtserklärungen 
hinsichtlich der bisher skizzierten Vorschläge am 
Ende der Dreijahresperiode, also der ersten Phase, 
wirklich zu einer inhaltlichen Einigung im einzelnen 
kommen wird. Es ist jedoch unzweifelhaft richtig, 
daß im Falle einer Nichteinigung über das ökono- 
mische dann die bestehenden monetären Verabre- 
dungen, Aktionen und Mechanismen nicht von einer 
entsprechenden Weiterentwicklung der gemein- 
schaftlichen Wirtschaftspolitik begleitet sein würden. 
Das wäre gefährlich. Das Prinzip der effektiven Pa- 
rallelität wäre dann nicht verwirklicht. Für diesen 
Fall müssen heute schon gewisse Sicherungen ein- 
gebaut werden. 

Dafür sind zwei Wege denkbar, die einander nicht 
ausschließen, sondern sich ergänzen können: zum 
einen die schon von Herrn Scheel erwähnte „clause 
de prudence", die Vorsichtsklausel, nach der ein 
Land, das trotz anhaltender währungspolitischer 
fB» ^^twendigkeit die erforderliche wirtschaftspolitische 
Konsequenz nicht zieht oder nicht ziehen kann, dann 
von der gemeinschaftlichen Währungshilfe ausge- 
schlossen wird. 

Aber das allein dürfte nicht genügen. Wirksamer 
erscheint eine andere Klausel, eine „clause de 
sauvegarde", eine Vorbehalts- oder Verfallsklausel. 
Das heißt, für alle währungspolitischen Aktionen, 
für alle Vereinbarungen in diesem Bereich, würde 
die gleiche Frist, die gleiche Geltungszeit, festgelegt 
werden. Im Falle der Nichteinigung im Sinne des 
Stufenplans hinsichtlich der ökonomischen Dinge 
würden dann also die monetären Aktionen und 
Einrichtungen automatisch auslaufen. 

Dabei könnte man für die monetären Aktionen 
und Verabredungen ab Beginn generell eine Vier- 
jahresfrist festlegen. Damit wäre angesichts der be- 
stehenden und im groben verabredeten Dreijahres- 
frist — für die erste Phase des Stufenplans — ge- 
nügend Spielraum für weitere Versuche zur Eini- 
gung im wirtschaftspolitischen Bereich gegeben. 
Diese Terminfestsetzung für den monetären Be- 
reich würde einen heilsamen Druck ausüben, eine 
förderliche Kraft dafür sein, daß die Parallelität 
doch noch hergestellt und ein Fortschritt im Sinne 
des Stufenplans erzielt wird. 

Achtens. Schließlich sollte die Gemeinschaft im 
Sinne ihrer Erweiterung die Beschlüsse über die 
Bildung der Wirtschafts- und Währungsunion so 
formulieren, daß auch die Beitrittsanwärter am Ende 
der ersten Stufe für den gemeinsamen Übergang zur 
folgenden Phase und für deren Gestaltung optieren 
könnten. 


Dieser 8-Punkte-Katalog zeigt: wir haben von unse- 
rem ursprünglichen Konzept auf der Basis des Wer- 
ner-Berichtes nichts weggegeben. Wenn das Konzept 
heute nun als pragmatisch bezeichnet wird, so 
möchte ich sagen: dies ist ein Pragmatismus mit Ziel- 
vorstellungen, dies ist ein Pragmatismus auf Zeit. 
Um es noch einmal zu sagen und um alle Mißver- 
ständnisse auszuschließen: dies ist kein im einzelnen 
bilateral abgesprochenes Konzept; das ist vielmehr 
unsere Linie, die wir in Kenntnis einiger essentials 
anderer Partner formuliert haben. Es ist ein Konzept, 
von dem wir glauben, daß es der Einigung förder- 
lich sein wird, ohne die fundamentalen Grundsätze 
einer Wirtschafts- und Währungsunion zu gefähr- 
den. 

Wir werden am 8. und 9. Februar am Verhand- 
lungstisch in Brüssel im Rat gemeinsam beraten. Ich 
habe die Zuversicht, daß wir bei dieser Beratung 
weitere Fortschritte machen werden. Mein Kollege 
Giscard d’Estaing hat am Dienstag dieser Woche 
mit Recht darauf hingewiesen, daß ein Werk von 
solcher Bedeutung und von solcher Dimension jetzt 
wohl kaum in übertriebener Hast und Eile abge- 
schlossen werden könne. 

Wenn aber eine Einigung entlang den Linien eines 
solchen Konzepts erfolgen würde, so würde die Ge- 
meinschaft in der Zukunft Schritt für Schritt eine 
neue Qualität erreichen. Sie wird nicht nur in der 
Weltwirtschaft, sondern auch in der Weltpolitik ein 
immer stärkeres Element der Stabilität werden. Sie 
wird dann auch im Innenverhältnis zu jener Integra- 
tion der einzelnen Volkswirtschaften führen und 
Vordringen, die den Namen „Wirtschaftsunion" 
wirklich verdient. Für den Weg zu diesem Ziel gibt 
es keine Automatik, steht uns keine Glücksmaschine 
zur Verfügung, die die Entwicklung programmieren 
und Stufe für Stufe verwirklichen würde. Solche 
Automatik würde im übrigen allzu leicht Umschla- 
gen in eine Zwangsapparatur, die uns in neue Un- 
gleichgewichte führen würde. 

Meine Damen und Herren, was wir jetzt brauchen, 
ist Flexibilität in den einzelnen Phasen, aber Festig- 
keit in unseren letzten Zielvorstellungen. Ohne 
solche Festigkeit — ■ und ich sage das mit allem Be- 
dacht — würden wir leicht im Zwielicht eines höchst 
unvollkommenen und unausgewogenen geldpoliti- 
schen Nothilfesystems landen. Und das wollen wir 
vermeiden. Dazu brauchen wir für die entscheiden- 
den Stationen des Übergangs von einer Stufe zur 
anderen deutliche Absicherungen und klar formu- 
lierte Optionen für die beteiligten Länder. Nur da- 
durch, durch Absicherungen und durch solche klaren 
Optionen, die angeboten werden müssen, erhöhen 
wir die Chancen dafür, daß sich die Mitgliedstaaten 
auf diesem Wege richtig und nach vorn entscheiden, 
daß sie die Kosten dieses gemeinsamen Abenteuers 
gemeinsam tragen und seine Früchte dereinst ge- 
meinsam genießen werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Arndt. 
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Dr. Arndt (Hamburg) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
läge natürlich nahe, obwohl Herr Kollege Kiesin- 
ger den Saal verlassen hat, einiges zu dem zu 
sagen, was er uns hier in der blumenreichen 
Sprache seiner schwäbischen Heimat dargelegt hat. 
Ich glaube, man könnte es auf zwei scheinbar 
nebensächliche Sätze aus seiner Rede konzentrieren, 
auf jene Sätze, in denen er gesagt hat, daß ohne 
die Mitwirkung der Opposition in diesem Hause die 
Ost- und Außenpolitik dieser Bundesregierung 
scheitern werde. Noch deutlicher hat er sich, ja, 
ich möchte sagen: entlarvt 

(Aha! bei der CDU/CSU) 


tive sind es gewesen, die uns in die Sackgasse 
geführt haben. 

(Widerspruch des Abg. Ott.) 

Auch hierfür ist wieder der Rede des Herrn Abge- 
ordneten Kiesinger ein deutliches Beispiel zu ent- 
nehmen gewesen. Er hat nämlich gesagt, es gebe 
keine Entspannung in Europa, wenn die Bundes- 
regierung die Sowjetunion nicht zur Aufgabe ihrer 
weltrevolutionären Ziele bewege. Nun, meine 
Damen und Herren, wenn dieses Ihre Bedingung für 
die Entspannung ist, dann erklären Sie durch Ihren 
Parteivorsitzenden, daß Sie andere Ziele als die 
Entspannung haben, denn die Setzung einer unmög- 
lichen Bedignung zeigt, daß Sie dieses nicht wollen. 


mit dem Satz, den er hier gesprochen hat, daß die 
Ost- und Deutschland- und Außenpolitik dieser 
Bundesregierung, der Koalition aus Sozialdemokra- 
ten und Freien Demokraten, innenpolitisch nichts 
eingebracht habe. Meine Damen und Herren, deut- 
licher kann man nicht zeigen, wie man die Oppo- 
sition der CDU/CSU zu dieser Politik zu verstehen 
hat. Sie zielt darauf, innenpolitisch hier im Lande 
etwas zu erreichen. Sie zielt darauf, die Außen- 
politik als Vehikel zum Sturz dieser Regierung zu 
benutzen. 

(Abg. Vogel: Sie verdrehen doch die Tat- 
sachen!) 

Meine Damen und Herren, es ist sicherlich das 
gute Recht einer jeden Opposition, sich zu bemü- 
hen, die gegenwärtige Regierung durch eine eigene 
abzulösen. Ob aber die Außenpolitik unter dem Ge- 
(ßj sichtspunkt des nationalen Interesses eines Volkes 
das geeignete Vehikel ist, um die Regierung im 
Innern zu stürzen, darüber müssen Sie sich vor 
Ihrem Gewissen und vor dem deutschen Volke 
Rechenschaft ablegen. Ich will das hier gar nicht 
qualifizieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu- 
ruf des Abg. Vogel. — Abg. Ott: Wer hat 
denn vor den Landtagswahlen die Verträge 
unter Dach und Fach bringen wollen? Doch 
Sie!) 

Worum geht es, meine Damen und Herren? Wir 
im Westen Deutschlands vertreten das Recht, die 
Einheit in Freiheit für das deutsche Volk zu erstre- 
ben. Jenseits von Mauer und Stacheldraht in der 
DDR will man die staatliche Einheit nach deren 
Vorzeichen schaffen. Diese beiden Ziele schließen 
sich sicherlich aus. Daran kann man keinen Zweifel 
haben. Dennoch müssen wir aber, weil jeder Mensch 
dieses Leben auf dieser Erde nur einmal zu leben 
hat, miteinander auskommen. Um das tun zu kön- 
nen, müssen wir dieses Auskommen miteinander 
vertraglich absichern. 

(Abg. Ott: Ohne Selbstbestimmung?) 

Die Verträge der fünfziger Jahre sind heute Fak- 
ten, sie sind nicht rückgängig zu machen. Auf ihrer 
Basis machen wir heute Politik und müssen wir Poli- 
tik machen. Aber die Vorstellungen, die damals ge- 
rade auf dieser Seite des Hauses, hier rechts, die 
Motive für diese Verträge lieferten, die damals um 
sie herum waberten, diese Vorstellungen und Mo- 


(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist Dulles in seiner bösen Zeit, nicht in der 
letzten, von der Herbert Wehner, unser Vorsitzen- 
der, vorhin gesprochen hat. Diese Vorstellungen, 
wie sie der Abgeordnete Kiesinger hier dargelegt 
hat, meine Damen und Herren, können nicht die 
Basis sein, von der aus 


(Abg. Horten meldet sich zu einer Zwi- 
schenfrage) 

— nein, im Augenblick lasse ich keine Zwischen- 
frage zu — wir heute voranschreiten. 


Weil aber diese Vorstellungen und Motive falsch 
waren — wir haben Ihnen das damals von dieser 
Stelle aus gesagt, und dazu stehen wir auch noch 
heute — , müssen wir sehen, wie wir nunmehr aus 
dieser Sackgasse herauskommen. Wenn wir heute, 
wie Herr Kiesinger hier gesagt hat, sowenig Ma- 
növrierfähigkeit haben, wenn die Basis so schmal 
ist, dann danken wir das jener Politik von damals. 
Gott sei Dank hat uns das letzte Jahr gezeigt, daß 
die Manövrierfähigkeit größer ist als wir befürchtet 
haben, daß sie noch sei. Es ist aber nicht Ihr Ver- 
dienst, daß das so ist. 


P) 


(Zuruf von der CDU/CSU: Unverschämt- 
heit!) 


Meine Damen und Herren, wegen der fortgeschrit- 
tenen Zeit will ich mich kurz fassen. Ich meine aber, 
daß die Ausführungen, die ein Abgeordneter dieses 
Hauses gestern zur Frage der Verfassungsmäßigkeit 
der Ostverträge gemacht hat, hier nicht unwider- 
sprochen im Raum stehenbleiben sollten. Sicherlich 
ist es nicht unsere Aufgabe, jetzt eine Ratifikations- 
debatte vorwegzunehmen. Der Abgeordnete, von 
dem ich spreche, hat gesagt, die Gefühle des Vol- 
kes zeigten deutlich, daß das deutsche Volk die 
Verträge als verfassungswidrig ansähe. Dazu ist 
zunächst zu sagen, daß Gefühle sicherlich keine 
Basis sind, um die Verfassungsmäßigkeit von Ver- 
trägen in diesem Hause zu prüfen. Im übrigen ist 
diese Behauptung unbewiesen. Ich habe vielmehr 
den Eindruck, daß der Wunsch hier der Vater des 
Gedankens ist 

(Beifall bei der SPD) 

und daß einige von dieser Stelle aus jene Gefühle 
im deutschen Volk hervorlocken möchten, von 
denen sie behaupten, daß sie da seien. Diese Argu- 
mentation scheint mir sehr genau in eine Politik 
hineinzupassen, die wir im letzten Jahr hier mehr- 
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fach erlebt haben, von dieser Stelle aus etwas ge- 
mäßigter, im Lande sehr viel härter: Sie brauchen 
wieder ein Vehikel, um diese Regierung, mit wel- 
chem Mittel auch immer, zu stürzen. 

(Unruhe bei der CDU/CSU.) 

Sie haben mit der gleichen Argumentation versucht, 
die Inflationsangst in diesem Lande zu schüren. Sie 
haben versucht, die Kriminalitätsangst hochzupeit- 
schen. Und jetzt versuchen Sie durch solche Reden 
bei der Bevölkerung den Eindruck zu erwecken, als 
seien die Verträge nicht mit der Verfassung in Ein- 
klang zu bringen. 

Diese Bundesregierung hat, bevor sie die Ver- 
träge Unterzeichnete, die Aufgabe gehabt — und sie 
hat diese Aufgabe auch wahrgenommen — , zu prü- 
fen, ob die Verträge mit unserer Verfassung ver- 
einbar seien. Niemand in diesem Lande soll so tun, 
als ob die Mitglieder dieser Bundesregierung ihren 
Eid weniger ernst nähmen als andere vor ihnen. 
Wir Sozialdemokraten werden uns von niemandem, 
aber auch wirklich von niemandem in der Treue zur 
Verfassung übertreffen lassen. 

(Abg. Ott: Hoffentlich! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

Die Sozialdemokraten — auch Personen, die heute 
hier handeln — - haben in ihrer Geschichte so viele 
Opfer an Gut und Blut für die Treue zur demokra- 
tischen Verfassung gebracht, daß sie sich in dieser 
Treue zur demokratischen Verfassung von nieman- 
dem übertreffen lassen werden. 

(B) (Abg. Ott: Sie sprechen von Opfern; das 

war nicht nur Herr Wehner, sondern es 
waren andere auch! — Abg. Dr. Schäfer 
[Tübingen]: Was soll der Zwischenruf?) 

— Herr Ott, angesichts der Opfer der deutschen So- 
zialdemokratie halte ich es für unter meiner Würde, 
auf diesen Zwischenruf zu antworten. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rock: Im Kon- 
zentrationslager haben alle nebeneinander- 
gestanden, ob Priester, Kommunisten oder 
Sozialdemokraten!) 

■ — ■ Sehr richtig! Aber der Abgeordnete, von dem ich 
soeben sprach, hat in einer Gruppe, die sich politi- 
sche Partei nannte, mitgewirkt. Der Vorsitzende 
dieser Gruppe hatte den Eid auf die Verfassung be- 
reits gebrochen, ehe er ihn als Reichskanzler ge- 
schworen hatte, und er kam durch den Verfassungs- 
bruch des Reichspräsidenten in sein Amt, der damit 
ebenfalls seinen Eid brach. Dieser Abgeordnete ist 
deswegen, weil er dieser Gruppe angehörte, zuletzt 
legitimiert, dieser Bundesregierung implizite oder 
ausdrücklich zu unterstellen, daß sie die Verfas- 
sungsmäßigkeit ihrer Handlungen nicht ernst nähme. 

(Beifall bei der SPD. — - Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Zurück zu dem Kernpunkt, der Verfassungsmäßig- 
keit unserer Ostpolitik. Diese Bundesregierung han- 
delt, soweit sie Verbindlichkeiten setzt, nur für die- 
jenigen, die ihr die Legitimation dazu gegeben ha- 
ben. Sie handelt nur für den Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, denn nur von den Deutschen im Gel- 


tungsbereich des Grundgesetzes hat sie die demo- 
kratische Legitimation. Das ist die eine Einschrän- 
kung. 

Die andere Einschränkung ist die, daß diese Re- 
gierung ihre Politik auf jenen Gebieten, auf denen 
sich die Vier Mächte die aus der Besatzungszeit 
überkommenen Verantwortlichkeiten auf Grund des 
General- oder Deutschland-Vertrages noch Vorbe- 
halten, eben nur im Rahmen der Verantwortlichkei- 
ten der Vier Mächte betreiben kann. Sie kann also 
für Gesamtdeutschland allenfalls Rechte wahren. Sie 
muß dies allerdings auch tun. Das schreibt uns die 
Präambel vor. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

Ich werde darauf gleich noch zurückkommen, Herr 
Vogel. 

Die Bundesregierung kann Gesamtdeutschland 
aber selbstverständlich nicht verpflichten; denn wir 
sind nicht mündiger als die Deutschen im anderen 
Teil Deutschlands und sind nicht deren Vormund. 
Das haben alle Bundesregierungen vor dieser Bun- 
desregierung nicht anders getan und auch nicht an- 
ders tun können. Sie können das z. B. in Art. 10 
des Generalvertrages nachlesen. Sie alle haben 
praktische Politik getrieben, praktische Schritte ge- 
tan, Schritte, von denen wir Sozialdemokraten häu- 
fig sogar — - wie uns die Entwicklung gezeigt hat, mit 
Recht — vorausgesagt haben, daß sie gerade dem 
fundamentalen Ziel der deutschen Politik, der Wie- 
derherstell'Ung der deutschen Einheit, zuwiderliefen. 
Aber Sie haben das ja damals nicht hören wollen, pj 
Die EWG wurde abgeschlossen: wir traten der 
NATO bei. 

Eine Rechtsnorm allerdings, welche Politik ver- 
böte, sie verböte auch für die Zeit, in der eben eine 
deutsche Regierung nicht für alle Deutschen ver- 
pflichtend handeln, sondern nur deren Rechte wah- 
ren kann, eine solche Rechtsnorm wäre keine mehr; 
sie wäre auf etwas Unmögliches gerichtet, sie wäre 
der Versuch der institutionalisierten Unmenschlich- 
keit, denn sie verböte es, den Menschen, die nur 
einmal dieses Leben auf dieser Erde haben, mehr 
Sicherheit, mehr Freiheit zu geben, das Leben le- 
benswerter zu machen. 

(Abg. Vogel: Das klingt wie das „Wort 
zum Sonntag", Herr Arndt!) 

Eine Verfassung, die ein solches Ziel hätte, wäre 
eben keine Verfassung; das könnte keine Rechts- 
norm sein. Das ist auch nicht das Grundgesetz. Es 
ist vielmehr das Gegenteil unserer Verfassung. 

Das kommt aber auch daher, meine Damen und 
Herren, weil die Wiedervereinigung nicht allein das 
höchste Verfassungsgut unseres Grundgesetzes ist. 
Art. 26 des Grundgesetzes macht völlig deutlich, 
daß die Sicherung des Friedens, d. h. der primitiv- 
sten Voraussetzung überhaupt, daß Menschen auf 
dieser Erde miteinander leben können, das höchste 
Gut ist, das eine Regierung, das auch unsere Regie- 
rung zu wahren hat. 

(Abg. Schulhoff meldet sich zu einer Zwi- 
schenfrage.) 
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(A) — Herr Schulhoff, im Augenblick lasse ich keine 
Zwischenfragen zu. 

Das haben auch frühere Bundesregierungen aner- 
kannt; denn auch sie haben ja in der Debatte die 
Frage Einheit oder Frieden oder die Frage Ein- 
heit oder Freiheit zugunsten des Friedens entschie- 
den, aber auch zugunsten der Freiheit, zugunsten 
der Grundrechte. Nicht ohne Grund haben wir das 
Grundrecht des Art. 1, sozusagen das Muttergrund- 
recht der anderen, wenn auch nicht im rechtlichen, 
so doch im tatsächlichen Sinne, durch Art. 79 des 
Grundgesetzes sogar vor der legalen Verfassungs- 
änderung geschützt. Hier sind also Güter, die noch 
höher zu bewerten sind als das freie Zusammenle- 
ben der Menschen in ganz Deutschland. Es war rich- 
tig und gut, daß diese Priorität so gesehen wurde. 

über die Lebensform und über die Grenzen 
Deutschlands kann aber nur eine Regierung ent- 
scheiden, die von allen Deutschen dazu legitimiert 
ist. Das haben wir auch unseren Vertragspartnern 
ganz klar gesagt. Ich erinnere in dem Zusammen- 
hang nur an die Briefe, die die Bundesregierung 
— unwidersprochen und vorher vereinbart — unse- 
ren Vertragspartnern übersandt hat, in denen das, 
was ich hier mit anderen Worten gesagt habe, zu- 
sammengefaßt ist in dem Satz, daß diese Regierung 
nur für die Bundesrepublik Deutschland sprechen 
könne. Das steht im übrigen auch in den Vertrags- 
texten selbst, denn welch andere Bedeutung hätten 
sonst die Vorbehaltsklauseln der Verträge, etwa 
Art. 4 des Moskauer Vertrages und andere. 

Diese Bundesregierung kann also Gesamtdeutsch- 
land nicht verpflichten. — Herr Czaja! 

Dt. Czaja (CDU/CSU): Herr Kollege Dr. Arndt, 
würden Sie mir denn zustimmen, daß das Grundge- 
setz von Deutschland in den Grenzen von 1937 aus- 
geht und daß die Bundesrepublik nicht über Teile 
dieses Deutschlands verfügen kann? 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD): Das kann ich Ihnen 
nur teilweise konzedieren, und zwar deswegen, weil 
über die Grenzfrage selbst im Grundgesetz, wie Sie 
wissen, nichts gesagt ist. Allerdings gehört natür- 
lich auch das Staatsgebiet zu den elementaren Be- 
standteilen eines Staates. 

Wir sind uns darüber im klaren, daß die Bundes- 
regierung nicht befugt ist, von Rechts wegen Teile 
der Bundesrepublik Deutschland, Teile Deutschlands 
überhaupt — das ist für mich dasselbe — an fremde 
Mächte zu überantworten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber, meine Damen und Herren, der Fehler in Ihrer 
Argumentation liegt eben darin, daß Sie behaupten, 
daß dies in den Verträgen geschehe. 

(Abg. Dr. Czaja: Eine Zwischenfrage!) 

— Herr Czaja, die Lampe leuchtet bereits; es tut 
mir leid. 

(Abg. Dr. Czaja: Ich wollte nur wissen, was 
die Bundesregierung sagt!) 


fQ 

— Die Bundesregierung hat ganz deutlich gemacht, 
daß sie nur für den Geltungsbereich des Grundgeset- 
zes etwas sagt. Die Vorläufigkeit aller Entscheidun- 
gen der Bundesregierung resultiert aus ihrer Legi- 
timationsbasis in diesem Grundgesetz. Es ist infolge- 
dessen kein Verfügen über Staatsgebiet für sich 
und die Deutschen, die sie legitimiert haben, zu er- 
klären, daß sie dann später einmal für diese Men- 
schen, die sie legitimiert haben, d. h. für uns hier 
im Westen Deutschlands, etwas nicht mehr geltend 
machen wolle. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord- 
neter, Ihre Redezeit läuft ab. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Entschuldigen Sie, 
Herr Präsident, die Uhr ist während der Fragen wei- 
tergelaufen. Ich bitte mir das doch nachzusehen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich gebe Ihnen 
wegen der vielen Unterbrechungen weitere fünf 
Minuten Redezeit. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD): Meine Damen und 
Herren, das Grundgesetz ist der Rahmen, in dem wir 
arbeiten können. Auch das Wiedervereinigungs- 
gebot ist ein Rahmen, der von der praktischen Poli- 
tik zu füllen ist. Das Bundesverfassungsgericht hat 
mit Recht gesagt: Nur eine Politik, die evident zeigt, 
daß sie gegen dieses Wiedervereinigungsgebot ver- 
stößt, ist eine verfassungswidrige Politik. Daß 
20 Jahre christlich-demokratischer Regierung uns 
von diesem Ziel der Wiedervereinigung noch weiter (D) 
entfernt haben, bedarf heute in diesem Hause keines 
Beweises mehr. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Die Politik der Bundesregierung Brandt, die Span- 
nungen abbaut, die Konfrontationen abbaut, die 
einen Modus vivendi durch praktische Politik auch 
für Deutschland schafft, ist die einzige Politik, die 
heute überhaupt noch für die deutsche Einheit als 
Nation etwas zu retten vermag. Sie ist darum nicht 
nur nicht grundgesetzwidrig, sie ist nicht nur ange- 
legt, das Grundgesetz zu vollstrecken, sie ist sogar 
die letzte Chance, den Grundgesetzauftrag über- 
haupt noch zu vollziehen, 

(Abg. Dr. Czaja: Sehr gut!) 

hier für das ganze deutsche Volk ein Leben in ge- 
sicherter Freiheit zu ermöglichen. Nur diese Politik 
vermag infolgedessen das Grundgesetz auszufüllen. 

All das, was der Abgeordnete, von dem ich vorhin 
gesprochen habe, hier gesagt hat, ist daher irrig. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Mende. 

Dr. Mende (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Durch den Abbruch der gestri- 
gen Debatte in den späten Abendstunden bestand 
leider keine Möglichkeit, auf die ausführlichen Dar- 
legungen des Bundesministers für innerdeutsche 
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Beziehungen, Franke, einzugehen. Ich bitte daher 
um Verständnis, wenn ein Mitglied dieses Hauses, 
das die Ehre hatte, drei Jahre das Amt des Bundes- 
ministers für gesamtdeutsche Fragen innezuhaben, 
zum Thema „Lage der Nation" Stellung nimmt, audi 
in der 15. Stunde dieser Debatte. Mir scheint, daß 
einige Fragen noch zu klären, einige Antworten der 
Bundesregierung noch zu erwarten sind. 

Herr Kollge Arndt, ich muß bei allem Respekt ins- 
besondere vor der hervorragenden parlamentari- 
schen Leistung Ihres Herrn Vaters in den ersten 
Perioden des Deutschen Bundestages doch in die Er- 
innerung zurückrufen, daß die damaligen Entschei- 
dungen der Bundesregierung und der Mehrheit die- 
ses Hauses, zu der auch ich beitrug, nicht losgelöst 
werden können von den Ost-West-Spannungen, die 
sich insbesondere in der Berlin-Blockade 1948/49 
offenbarten sowie in dem expansiven Versuch der 
Sowjets, ganz Berlin in ihre Hand zu bekommen 
und eine kasernierte Volkspolizei aufzustellen. Spä- 
testens am 17. Juni 1953 mußte durch das Eingreifen 
der Roten Armee in Mitteldeutschland und Ost-Ber- 
lin jedem klarwerden, wie notwendig es für die 
Bundesrepublik Deutschland war, so früh wie mög- 
lich dem Europarat beizutreten — 1950 gesche- 
hen — , sich um die Demontage des Besatzungssta- 
tuts und des revidierten Besatzungsstatuts zu be- 
mühen und an das atlantische Bündnis anzulehnen, 
wenn das Schicksal, das Ihren sozialdemokratischen 
Genossen in Mitteldeutschland bei der Vereinigung 
mit der SED bereitet wurde, nicht auf ganz Deutsch- 
land übergreifen sollte. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU.) 

Zwanzig Jahre lang war in diesem Hause die 
Gemeinsamkeit aller drei Fraktionen in der Ver- 
pflichtung auf die Präambel des Grundgesetzes un- 
bestritten, die uns allen auferlegt, die Einheit und 
Freiheit Deutschlands in freier Selbstbestimmung 
zu vollenden. Das wurde durch das verfassungsge- 
richtliche Urteil von 1956 und durch spätere Ent- 
scheidungen in den Rang eines Verfassungsgebots 
erhoben, verpflichtend und bindend für Gesetzge- 
bung, Verwaltung und Rechtsprechung. Neuerdings 
reduziert sich im öffentlichen Bewußtsein dieser Ver- 
fassungsauftrag leider mehr und mehr auf eine histo- 
rische Deklamation, die immer weiter hinter der 
politischen Wirklichkeit zurückbleibt. Daran ändert 
auch Ihr Schlußbekenntnis nichts, Herr Kollege Dr. 
Arndt, der Sie eben vor mir gesprochen haben. 

Dagegen wächst der deutschen Politik aus Art. 8 
der Verfassung der DDR vom 9. April 1968 ein 
neuer Verfassungsauftrag zu. Ich zitiere: 

Die Überwindung der vom Imperalismus der 
deutschen Nation aufgezwungenen Spaltung 
Deutschlands, die schrittweise Annäherung der 
beiden deutschen Staaten bis zu ihrer Vereini- 
gung auf der Grundlage der Demokratie und 
des Sozialismus . . . 

Das ist der neue Verfassungsauftrag der anderen 
Seite. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Walter Ulbricht hat dazu folgende Begründung 
gegeben — ich darf auch das wörtlich zitieren — : 
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In diesem Satz drückt sich unsere feste Über- 
zeugung aus, daß der Sozialismus keinen Um- 
weg um Westdeutschland machen wird und daß 
der Tag kommt, wo die westdeutschen Arbeiter 
und ihre Verbündeten mit uns gemeinsam den 
Weg zu einem vereinten sozialistischen Deutsch- 
land beschreiten werden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Hier ist in der Tat die Gefahr der Umkehrung des 
uns verpflichtenden Verfassungsauftrags des Grund- 
gesetzes in einen neuen Verfassungsauftrag gege- 
ben, der ganz Deutschland unter kommunistische 
Herrschaft bringen soll. 

Ich darf Sie an einem anderen Beispiel an die 
Veränderung der Ausgangsposition erinnern. Am 
Beginn der 60er Jahre stand der hier schon zitierte 
Begriff „Wandel durch Annäherung". Gemeint war 

— auch hier im ganzen Hause unbestritten — , daß 
durch die menschlichen Begegnungen, durch mehr 
wirtschaftlichen Austausch, durch mehr technische 
Kooperation die Verkrampfung im anderen Teil 
Deutschlands abgebaut werden könnte und durch 
die Annäherung auf den verschiedensten Gebieten 
menschliche Erleichterungen im anderen Teil 
Deutschlands zu erwarten wären. 

Anfang der 70er Jahre hat auch dieser Begriff 
seine Umkehrung in „Annäherung durch Wandel" 
erfahren. Das heißt, man soll sich hier in West- 
deutschland erst verändern, bevor die kommunisti- 
schen Machthaber in Ost-Berlin so gnädig sein wer- 
den, uns größere Kommunikationen zu gestatten, 
Dieser Wandel wird von der SED und einigen Hel- 
fershelfern hier in unserem Lande sehr deutlich in 
folgende Begriffe gekleidet: Beseitigung der Herr- 
schaft der Kapitalisten, womit man alle Unterneh- 
mer, Handel, Handwerk und Gewerbe, kurzum: die 
Beseitigung der freien Leistungswirtschaft und des 
Eigentums meint, Beseitigung des Militarismus, wo- 
bei selbstverständlich alle Berufssoldaten und insbe- 
sondere Offiziere darunter zu rubrizieren sind, und 
Entmachtung der Revanchisten — selbstverständlich 
sind das die hier lebenden Ostpreußen, Schlesier, 
Pommern, Westpreußen und Sudetendeutschen, 
kurzum: die sogenannten Berufsflüchtlinge, zu denen 
man sie selbst in der Sprache von Abgeordneten 
dieses Hohen Hauses bereits zu degradieren beginnt. 

Natürlich braucht ein totalitäres System seine 
Prügelknaben. 

(Zuruf von Abg. Mattidc.) 

— So war es ja damals auch in den dreißiger Jahren, 
Herr Kollege Mattick. Damals waren es für die 
Nationalsozialisten die Juden, die Freimaurer, die 
Jesuiten, und heute soll diese Rolle hier von den 
Kapitalisten, den Militaristen und Vertriebenen 
übernommen werden. Das ist alles das gleiche Kon- 
zept. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Wie meisterhaft diese psychologische Kampffüh- 
rung ist, mögen Sie an zwei Fällen ersehen. Pro- 
fessor Boris Meissner, ein unbestrittener Experte 
und Mitarbeiter aller Parteien dieses Hauses, wird 
25 Jahre nach Beendigung des zweiten Weltkrieges 
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plötzlich als Kriegsverbrecher deklariert, weil er 
offensichtlich aus seinen Studien und Überlegungen 
den Moskauer Vertrag ablehnt — wie übrigens auch 
ein anderer prominenter Professor, der früher hier 
Mitglied des Hauses war — in der Formulierung, 
der Moskauer Vertrag sei die Anerkennung der so- 
wjetischen Hegemonieansprüche auf ganz Deutsch- 
land und ganz Europa. — Konzertierte Aktion! Nir- 
gendwo funktioniert sie so glänzend wie in der Zu- 
sammenarbeit der SED-Propanganda einerseits mit 
nützlichen, leider meist jüngeren Idioten in unserem 
Lande andererseits. 


(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wie soll ich es anders verstehen, daß selbst in der 
Bonner Universität in den nächsten Tagen ein so- 
genanntes Tribunal gegen zwei Abgeordnete dieses 
Hohen Hauses, Franz Josef Strauß und Freiherr von 
Guttenberg stattfinden soll? Leider befinden sich un- 
ter den Einladenden sowohl die Gruppe der Jung- 
sozialisten wie die der Jungdemokraten wie junge 
Gewerkschaftler. Sehen Sie, das sind die nützlichen 
Wegbereiter, die nützlichen Idioten — frei nach 
Lenin. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dae Anlehnung an den Rätestaat, die Anlehnung an 
Volksdemokratien, ja an dieses Tribunal, das leider 
vor wenigen Tagen in Guinea zum Entsetzen aller 
demokratischen Staaten stattfand, die Parallele zu 
solchen Volktribunalen ist doch sehr offenbar. Das 
ist der erste Schritt zu den Schauprozessen der näch- 
sten Zeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

(B) 


Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Arndt? 


Dr. Mende (CDU/CSU): Ich darf vielleicht einen 
Gedanken erst zu Ende führen; dann sehr gern. 

Herr Bundeskanzler Brandt hat in einer Replik 
an den Fraktionsvorsitzenden Barzel die Politik der 
fünfziger Jahre so etwas in degradierender Form 
apostrophiert: das, was Herr Dr. Barzel hier vor- 
schlage, sei die Rückkehr zur Politik der fünfziger 
Jahre. Worin bestand, meine Damen und Herren, 
die Politik der fünfziger Jahre? Ist sie wirklich nur 
absolut mit negativen Vorzeichen zu versehen? Uns 
allen war doch auch in den Debatten dieses Hauses 
klar, daß die Dreiheit kontrollierte Abrüstung, euro- 
päische Sicherheit und Wiedervereinigung ein un- 
teilbares Ganzes bilde und wir uns daher bemühen 
müßten, bei den Siegermächten dieser Welt, bei den 
Vier Mächten eine Klärung des militärischen Status 
eines wiedervereinigten Deutschlands im Rahmen 
eines neuen Sicherheitssystems zu finden, mit dem 
Ziel, die Möglichkeit eines gesamtdeutschen Wil- 
lenentscheides dann zu erreichen. So lagen die 
Deutschlandpläne der Sozialdemokratischen Partei, 
dann, allerdings wieder zurückgezogen, der Freien 
Demokratischen Partei. So ähnlich äußerte sich der 
Deutsche Gewerkschaftsbund am 1. Mai 1957. Ich 
bitte einmal nachzulesen, was der Deutsche Gewerk- 
schaftsbund an Forderungen für ein wiedervereinig- 
tes Deutschland damals in Berlin aufzählte. Und so 
wurde es auch in der Berliner Entschließung lesbar, 


die am 1. Oktober 1958 einstimmig in Berlin gefaßt ^ ^ 
werden konnte. Ja selbst in dem Gromyko-Plan, der 
bei der Genfer Außenministerkonferenz 1959 in 
Genf vorgelegt wurde, war die Einheit Deutschlands 
unbestrittener Inhalt dieses Friedensvertrages wie 
des Friedensvertrages der Westmächte, den 
Christian Herter vortrug. 

Für alle damaligen Vorstellungen der Parteien, 
der Verbände, ja sogar für den sowjetischen Frie- 
densvertragsentwurf von 1959 galt die Herbeifüh- 
rung der Einheit des deutschen Volkes. Um so be- 
dauerlicher ist es, daß dieses selbst von den 
Sowjets noch 1959 anerkannte Thema nicht im Ver- 
trag von Moskau im Jahre 1970 verankert wurde, 
sondern lediglich in einem Brief. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich zitiere auch noch aus dem Aide-memoire, das 
uns damals im Frühjahr 1958 während einer heißen 
Debatte erreichte. Ich zitiere wörtlich: 

Gegenüber verleumderischen Behauptungen, 
die Sowjetunion wolle einen Friedensvertrag 
mit zwei deutschen Staaten, stellt die Regierung 
der UdSSR fest, sie wolle einen Friedensvertrag 
mit ganz Deutschland. 

Zwar sei die Konföderation der beiden deutschen 
Staaten der beste Weg, aber — so der Schluß — 

die Regierung der UdSSR ist weit davon ent- 
fernt, diese oder andere Lösungen dem deut- 
schen Volk aufzwingen zu wollen. 

Der Wille zur Herbeiführung der staatlichen Einheit 
war also ein integrierender Bestandteil der Deutsch- 
landpolitik dieses Hauses bis Anfang der siebziger (D) 
Jahre. 

Seit einer gewissen Zeit sind Resignation und die 
Bereitschaft erkennbar, insbesondere auch in der 
Rede des Herrn Kollegen Mattick — »Der Zug ist 
abgefahren” — , sich nicht nur mit der Teilung auf 
lange Zeit abzufinden, sondern auch Vorleistungen 
an Ost-Berlin zu erbringen ohne die geringsten 
Gegenleistungen. — Sie wollten eine Frage stellen. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD): Herr Kollege Dr. 
Mende, sind Sie bereit zur Kenntnis zu nehmen, daß 
die Jungsozialisten nicht zu den Einladenden jenes 
Bonner Kongresses zählen? Haben Sie die Jung- 
sozialisten eventuell mit der Sozialistischen Deut- 
schen Arbeiterjugend verwechselt, die nicht sozia- 
listisch, sondern kommunistisch ist und zu den Ein- 
geladenen gehört, oder haben Sie die Einladenden 
mit den zur Teilnahme Aufgeforderten verwechselt? 

Für eine Einladung kann ja niemand etwas. 

Dr. Mende (CDU/CSU): Ich habe das Flugblatt 
gestern abend gesehen. Ich habe es nicht zur Hand. 

Es ist durchaus möglich, Herr Kollege Arndt. 

(Zuruf von der SPD: Falsch zitiert!) 

Aber wir werden das ja sehen. Wir werden das 
Echo hören. 

(Zuruf von der SPD: Es wäre so schön ge- 
wesen! — Abg. Mattick meldet sich zu 
einer Zwischenfrage.) 

Bitte schön, Herr Kollege Mattick. 
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Mattick (SPD); Herr Kollege Dr. Mende, würden 
Sie zur Kenntnis nehmen, daß meine Darstellung 
nicht Resignation war, sondern die Feststellung, daß 
der Zug abgefahren ist, nämlich der Zug der fünf- 
ziger Jahre, und daß wir daher heute eine offensive 
Ostpolitik in Bewegung setzen müssen? 

Dr. Mende (CDU/CSU): Das Prinzip, nämlich der 
Eid, den Nutzen des deutschen Volkes zu mehren 
und Schaden von ihm zu wenden, ist für mich, ist für 
Präsident, Kanzler und Minister so verpflichtend, 
daß ich hier keinen abgefahrenen Zug erkenne. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich darf noch mit wenigen Bemerkungen darauf 
hinweisen, daß aktive Deutschlandpolitik nicht erst 
im Oktober 1969 begonnen hat. Ich erinnere — das 
ist hier auch schon zum Teil erwähnt worden — an 
die Einrichtung der Handelsmission unter der Ver- 
antwortung des Außenministers Dr. Schröder, an die 
Passierscheine 1963 bis 1966 mit der salvatorischen 
Klausel, daß man sich über Orts-, Dienst- und Amts- 
bezeichnungen nicht einigen konnte. Wo waren wir 
damals in der Wahrung von Rechtspositionen? — 
Und es gab trotzdem Passierscheine, Rentnerreisen, 
Kulturbegegnungen und Sport. 

Wenn ich mir heute den Stander desselben Herrn 
Kohl ansehe, wie er mit dem Staatswappen der DDR 
mit Hammer und Zirkel beim Bundeskanzleramt 
vorfährt — derselbe Herr Kohl, der damals die sal- 
vatorische Klausel akzeptierte — , dann sehe ich 
fB) darin, Herr Kollege Mattick, demonstrative Prä- 
senz in Bonn — aber auf der anderen Seite. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben damals Erleichterungen und Begegnun- 
gen ohne Preisgabe von Rechtspositionen erreichen 
können. Sie sind heute bereit, Rechtspositionen 
preiszugeben, ohne die geringsten Konzessionen, 
nicht einmal Passierscheine, erreicht zu haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich darf daher zum Schluß, Herr Präsident, fol- 
gende Fragen an die Bundesregierung richten: Ist 
der Verfassungsauftrag des Grundgesetzes tatsäch- 
lich noch eine imperative Maxime der Deutschland- 
politik im Sinne der Formulierung: „Oberstes Ziel 
deutscher Politik war und ist die friedliche Vereini- 
gung der Deutschen in freiheitlicher demokratischer 
Ordnung. Dabei sind zu berücksichtigen die Grund- 
sätze für nationale Selbstbestimmung, freiheitliche 
Menschenrechte und das Recht auf Heimat."? 

Zweite Frage: Gilt in diesem Sinne der Grundsatz, 
daß auf deutschem Boden ein System rechtlich nicht 
anerkennbar ist, das nicht dem Volkswillen ent- 
spricht und das die Menschenrechte verleugnet? 

Die dritte Frage und zugleich Aufforderung: Ist 
die Bundesregierung bereit, das Memorandum des 
Bundesministeriums für gesamtdeutsche Fragen vom 
September 1966 zum Ersuchen der DDR um Auf- 
nahme in die Vereinten Nationen zu beachten und 
die entsprechenden Unterlagen des Forschungs- 
beirats für Wiedervereinigung auszuwerten? Denn 
Menschenrechtsverletzungen sollten gleichermaßen 


verurteilt werden, auch wenn sie von kommunisti- 
sehen Machthabern kommen. 

Schließlich die vierte Frage: Gilt der frühere Vor- 
behalt noch, daß einseitige Vorleistungen politisch 
schädlich sind und den Interessen aller Deutschen 
widersprechen, oder ist man hier anderen Sinnes 
geworden? 

Herr Präsident, ich habe die Sorge — das sei mein 
Schlußsatz; viele teilen diese Sorgen, täuschen wir 
uns nicht, hier und im anderen Teil Deutschlands — , 
daß wir durch Fehler und rechtliche Preisgaben in 
den 70er Jahren zu einem Weg kommen könnten, 
der in den 80er Jahren zu einem kommunistischen 
Gesamtdeutschland nach den Zielvorstellungen der 
SED führen könnte. 

(Oho-Rufe von der SPD.) 

Das gilt es zu bedenken, und es gilt, auf diese Ge- 
fahren rechtzeitig aufmerksam zu machen. 

(Anhaltende Zurufe und Lachen bei der 
SPD.) 

— Auch im Frühjahr 1933 haben manche im alten 
Reichstag gelacht, die dann später an den Galgen 
mußten. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Anhaltende 
lebhafte Zurufe von der SPD.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Herr 
Bundeskanzler. 

Brandtr Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine p) 
Damen und Herren! Wenn ich dem Herrn Vorredner 
im einzelnen antworten wollte, käme ich nicht zu 
dem, worauf es mir jetzt gegen Ende dieser Debatte 

— ich darf nicht sagen, zum Schluß, aber gegen Ende 

— ankommt. Mir kommt es darauf an, deutlich zu 
machen, ohne irgend etwas zu verniedlichen, daß es 
nicht nur Meinungsverschiedenheiten, zum Teil 
ernste Meinungsverschiedenheiten gibt, sondern — 
wenn ich mir den gestrigen Tag und den heutigen 
zusammen noch einmal klarzumachen versuche — , 
auch Berührungspunkte zwischen Regierung bzw. 
Regierungskoalition einerseits und Opposition ande- 
rerseits in bezug auf wichtige Fragen unserer Außen- 
politik. 

Ich meine damit erstens: in bezug auf die Erhal- 
tung des westlichen Verteidigungsbündnisses. Ich 
habe bei allen Kontroversen des gestrigen und des 
heutigen Tages nicht gefunden, daß das, was die 
Regierung zunächst in der Regierungserklärung und 
was dann der Verteidigungsminister und der Außen- 
minister dazu gesagt haben, umstritten sei. 

Zweitens: in bezug auf die Erweiterung der Euro- 
päischen Gemeinschaft und ihre Fortentwicklung zu 
einer Währungs- und Wirtschaftsunion und zur 
engeren politischen Zusammenarbeit. Ich habe nicht 
gefunden, daß diese Zielsetzung und die Anstren- 
gung, die damit verbunden ist, ernsthaft angegriffen 
und in Frage gestellt wurden. Was der Herr Außen- 
minister dann ausführlicher und der Kollege Schiller 
dazu gesagt haben, war ja auch ganz nützlich, damit 
nach den wenigen Sätzen, die ich gestern dazu nur 
sagen konnte, deutlich wurde, wie unrecht diejeni- 
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gen haben, die uns drei in dieser Frage im Anschluß 
an die Pariser Gespräche hatten auseinanderdividie- 
ren wollen. 

Ich denke drittens an die Fragen, die sich auf — 
lassen Sie es mich so nennen — die generellen Ziele 
unserer Ostpolitik beziehen, also die Verständigung 
mit der Sowjetunion und anderen osteuropäischen 
Staaten sowie die Aussöhnung mit den Völkern 
Europas. Ich denke dabei nicht zuletzt auch an die 
Fragen, die sich auf das Bemühen um eine befriedi- 
gende Berlin-Regelung und deren wesentliche Ele- 
mente beziehen. 

Meine Damen und Herren, Sie haben dabei wahr- 
scheinlich gleich verstanden, daß ich das Selbst- 
bestimmungsrecht deshalb nicht genannt habe, weil 
es mir erscheine, als würde ich bei einer solchen 
Summierung etwas mit einem Fragezeichen ver- 
sehen. Das Festhalten am Selbstbestimmungsrecht 
brauche, nein, darf ich nicht in diesem Sinne in eine 
solche Summierung mit aufnehmen, denn dies ergibt 
sich aus der Verfassung dieses Staates. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Um das gleich hinzuzufügen, ohne jetzt noch un- 
nötig in einer solchen — was mich angeht — ab- 
schließenden Bemerkung zu polemisieren: Herr Kol- 
lege Birrenbach irrt nach Überzeugung der Regie- 
rung, wenn er auf Grund eigener Überlegungen oder 
ausländischer Quellen, Zeitungsartikel und anderem 
meint, der mit der Sowjetunion Unterzeichnete Ver- 
trag bedeute die endgültige Teilung des deutschen 
Volkes und des deutschen Staates. Ich kann nichts 
daran ändern, daß solche Unkenrufe vorgebracht 
werden, auch unter Berufung auf ausländische Quel- 
len. Das Geschäft dieser deutschen Regierung und 
jeder künftigen deutschen Regierung wird durch die 
Berufung auf solche Aussagen nicht leichter gemacht. 
Darüber müssen wir uns hier miteinander im klaren 
sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Was die Anerkennung angeht, verehrter Herr 
Kollege Kiesinger: Das, was Herr Moersch, als hier 
von einer amerikanischen Zeitschrift die Rede war, 
auf die Sie sich gelegentlich berufen, vorbrachte, 
kann man sogar noch ein bißchen humorvoller brin- 
gen. Ein uns beiden bekannter englischer Politiker 
wurde vor Jahren einmal gefragt, ob er sich dann, 
wenn er die oder die Verantwortung an der Spitze 
seines Landes oder sonst an höherer Stelle habe, 
zur „recognition of the GDR" entschließen würde. 
Er antwortete, er verstehe das nicht ganz. Er sagte: 
Wenn ich in einen zoologischen Garten gehe und 
dort einen Elefanten sehe, dann — jetzt verball- 
horne ich — recognize ich, daß das ein Elefant ist, 
aber damit anerkenne ich ihn doch nicht. 

(Abg. Dr. Barzel: Er ist da, der Elefant!) 

— Ja. Aber es ist doch klar, daß dieser Doppelsinn, 
das Erkennen des Elefanten und die Anerkennung 
der Teilung oder der Vertreibung, ganz unterschied- 
liche Tatbestände enthält. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich muß hier den Kollegen der Opposition auch 
einmal sagen: die Diskussion wird auch nicht da- 


durch erleichtert, meine Damen und Herren, daß Sie 
sich heute in der Polemik zu einem nicht geringen 
Teil auf Positionen berufen, die Sie gestern ange- 
griffen haben. Als ich aus Kassel zurückkam und 
hier am nächsten Morgen sagte, daß und warum wir 
für die 20 Punkte eingetreten sind, da haben Sie 
uns getadelt, anstatt uns zu stützen, und heute 
sagen Sie, wir stünden nicht zu den 20 Punkten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Baron von Wrangel: Das ist sehr un- 
differenziert, Herr Bundeskanzler!) 

Ich werde mich gleichwohl in meiner Politik be- 
mühen — 

(Abg. Dr. Barzel: Nach Kassel waren Sie 
nicht einen Tag darauf hier!) 

— Gut, ich korrigiere mich insoweit; ich bin dank- 
bar dafür, Kollege Barzel. Die Äußerung vor dem 
Plenum erfolgte nicht nach Kassel, sondern nach 
Erfurt; da haben Sie recht. Die 20 Punkte wurden 
nicht in Erfurt, sondern in Kassel vorgetragen. Sie 
wurden hier nicht im Plenum, sondern auf der 
Pressekonferenz vorgetragen. Dies ändert nichts 
an den nicht sehr hilfreichen, weil nicht sehr posi- 
tiven Äußerungen, die die Opposition zu jenem 
Zeitpunkt abgegeben hat, während Sie heute glau- 
ben, sich auf die 20 Punkte gegen die Regierung 
berufen zu sollen. Das hatte ich gesagt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 

Abg. Baron von Wrangel: Sie müssen hier 
differenzieren, Herr Bundeskanzler! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Nun, meine Damen und Herren, ich werde mich 
in meiner Politik gleichwohl bemühen, die überein- 
stimmenden Feststellungen im Auge zu behalten — 
vielleicht nicht nur die, die ich jetzt genannt habe; 
man muß solchen Dingen zum Teil im einzelnen 
noch weiter nachgehen — , wie auch anderen deut- 
lich zu machen, was sich aus solchen übereinstim- 
menden Feststellungen ergibt oder ergeben könnte, 
und die Basis solcher Feststellungen nach Möglich- 
keit zu erweitern. 

Aber wir verstehen uns sicher auch richtig, wenn 
ich sage, daß das Bemühen um — in diesem Sinne 
verstanden — Gemeinsamkeit in nationalen Fragen 
natürlich nicht zur politischen Passivität führen darf. 
Wir müssen immer wieder versuchen, die Gemein- 
samkeit politischer Aktion zu finden. Jeder Ver- 
such, die Bundesregierung unter Berufung auf Ge- 
meinsamkeit am Handeln zu hindern, wird schei- 
tern, muß scheitern, weil wir gegen das verstießen, 
was wir für unsere Pflicht halten, weil die Regie- 
rung nun einmal, auch wenn sie eine schwache par- 
lamentarische Mehrheit hat, zum Händeln berufen 
ist und weil wir davon überzeugt sind, daß unser 
Handeln im Interesse der Nation liegt. Davon sind 
wir überzeugt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun hat die Opposition, wie mir wohl bewußt ist, 
Anstoß daran genommen, daß ich Ihrem Fraktions- 
vorsitzenden, Herrn Dr. Barzel, gestern in einer 
kurzen Intervention nach seiner Rede gesagt habe, 
der Kern seiner Einwände bedeute eine gedankliche 
Rückkehr in die fünfziger und die frühen sechziger 
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Jahre. Ich weiß nicht, ob Herr Kollege Mende im 
Saal war, als ich dies vorbrachte. Ich fügte hinzu: 
also in die Konzeptionen vor Bildung der Regierung 
Erhard/Schröder, wenn ich sie mal so nennen darf, 
der Sie, glaube ich, dann auch beitraten, als diese 
gebildet wurde. Dieses Kernstück der Ausführungen 
bedeute gewissermaßen, so sagte ich, die Abschaf- 
fung der DDR zur Voraussetzung einer westlichen 
Entspannungspolitik zu machen, und dafür, so sagte 
ich weiter, würden wir die Unterstützung keines 
unserer Verbündeten finden. 

Nun, diese Äußerung, Herr Kollege Barzel, bezog 
sich natürlich nicht auf die vier Punkte, die in Ihrer 
Rede gegen Ende enthalten sind. Aber Sie machen 
es einem auch nicht leicht. 

(Abg. Windelen: Das ist ja nicht unsere 
Aufgabe!) 

— Sehr wohl, das weiß ich. Ich meine, leicht in 
einem anderen Sinn, Herr Kollege Windelen. Sie 
machen es einem natürlich auch dadurch nicht leicht, 
daß Sie aus der Lage der Union heraus sehr viel 
Unterschiedliches unter einen Hut zu bringen haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und Sie?) 

und das merkt man natürlich auch bei der Präsen- 
tation der Auffassung der Union. 

(Abg. Baron von Wrangel: Geht es Ihnen 
anders, Herr Bundeskanzler?) 

Dafür habe ich ein gewisses Verständnis. Aber Sie 
müssen bitte auch verstehen, Herr Kollege Barzel, 
wenn ich es für richtig halte, auf jene Gedanken- 
gänge oder Kompromißformulierungen oder Zuge- 
^ ständnisse einzugehen, die meiner Überzeugung 
nach besonders wenig in die heutige politische Land- 
schaft passen. 

Die CDU hat es nicht leicht, sie macht es sich nicht 
leicht, und — Sie haben völlig recht — es ist nicht 
ihre Aufgabe, es der Regierung leichtzumachen. 

(Abg. Vogel: Weiß Gott nicht!) 

Aber was, so frage ich mich, hält die führenden Ver- 
treter der Union auch nachdem, was sie gestern und 
heute im Deutschen Bundestag gesagt haben, eigent- 
lich davon ab, schon jetzt ein deutliches Ja z. B. zum 

Vertrag mit Polen zu sagen? 

(Abg. Wehnen Sehr wahr!) 

Was anderes hält sie davon ab, wenn* nicht u. a. 
die Rücksichtnahme auf innerparteiliche Schwierig- 
keiten und auf bestimmte Wählergruppen? 

(Abg. Wehner: Leider wahr!) 

Ein solches Ja würde, wenn Sie sich dazu durch- 
ringen könnten, 

(Abg. Dr. Aigner: So billig sollten Sie nicht 
argumentieren!) 

dem Willen zur Aussöhnung noch erheblich mehr 
Gehalt geben als das, was sonst gesagt wurde, 

(Abg. Dr. Aigner: So billig sollten Sie nicht 
über eine Schicksalsfrage reden!) 

und würde trotzdem der Abstimmung, der Ratifizie- 
rungsdebatte nicht vorgreifen. 


Die gegenwärtige Haltung der Opposition, so wie 
sie in fast allen Reden, vor allem draußen im 
Lande, aber auch hier im Bundestag, durchschimmert, 
läßt viele andere vor allem nur das Nein hören. 
Wer auf diesem Gebiet aber nur anklagt, nur kri- 
tisiert, wer insoweit eigentlich nur polemisiert, der 
kann nicht erwarten, daß seine Argumente dann 
das gleiche Gewicht haben, wenn er hinzufügt, er 
behalte sich die eigentliche Entscheidung vor. 

Zu dieser Polemik gegen die Politik der Bundes- 
regierung gehört vor allem der häufige Gebrauch 
des Wortes „Verzicht'' — hier weniger, aber auch 
hier, draußen mehr — und der Vorwurf, die Bundes- 
regierung habe Vorleistungen erbracht — Herr 
Kollege Kiesinger sprach von Positionen, von, wie 
ich sage, eingebildeten, vermuteten Positionen — , 

(Abg. Dr. Aigner: Das kann doch nicht wahr 
sein!) 

ohne auf Gegenleistungen hoffen zu können. 

Eingebildete Positionen: Hier komme ich nun doch 
noch einmal auf das Jahr 1961, von dem der Kollege 
Wehner gesprochen hat, zurück. Meinen Sie nicht 
heute auch, daß das damals eine eingebildete Posi- 
tion war und daß, als der Vorhang weggezogen 
war, 

(Abg. Wehner: Kein Stück da war!) 

nichts auf der Bühne stand, von der man immer 
gehört hatte, die Vier Mächte stünden darauf? 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Nein, nichts war. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Doch, das Gerede war, die. Formeln waren, der 
Selbstbetrug war; aber mit der Wirklichkeit mußten 
sich die Leute neu auseinandersetzen. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar- 
teien. — Abg. Dr. Aigner: Ist das Recht 
keine Position mehr?) 

— Damit geben Sie mir ein gutes Stichwort; Diese 
Bundesregierung — ich sage das mit Leidenschaft 
bei allem Respekt vor der Meinung anderer — hat 
keine Rechtspositionen aufgegeben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen hei der CDU/CSU.) 

Außerdem stünde ein Urteil darüber, wenn zu ent- 
scheiden wäre, nicht einem politischen Gremium, 
sondern einem anderen zu. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar- 
teien. — Abg. Vogel: Sehr richtig!) 

Ich sage Ihnen: Diese Regierung hat keine Rechts- 
positionen preisgegeben. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Keine Rechts- 
positionen?!) 

Die Bundesregierung hat keine Vorleistungen er- 
bracht, sie hat nichts verschenkt, sondern sie ist 
von der Lage ausgegangen, wie sie ist. 

Was schließlich die Gegenleistungen angeht, so 
zeigt sich schon heute, also bereits vor der Ratifi- 
zierung der Verträge, daß sich die Beziehungen zwi- 
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sehen uns und Moskau einerseits und uns und War- 
schau andererseits verbessern, daß sich — idi über- 
treibe es nicht, streiche aber auch nichts davon ab 
— die Aktionsmöglichkeiten, die Handlungsmög- 
lichkeiten der Bundesregierung, der deutschen Poli- 
tik etwas erweitern, daß die Stellung der Bundes- 
republik in der Welt — ich übertreibe auch dies 
nicht — nicht geschwächt, sondern gestärkt worden 
ist. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Das müssen wir 
abwarten!) 

— Aber es ist natürlich klar, Herr Kollege Kiesin- 
ger, daß die ganze Bedeutung dieses Vorhabens, in 
dem wir jetzt erst mitten drinstecken, erst sicht- 
bar werden kann, wenn die Verträge in Kraft sein 
werden. Und gerade dies versucht die Opposition 
auf Grund ihrer Sicht der Dinge zu verhindern. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Wir bleiben dabei, daß die Ratifizierung des 
Moskauer Vertrages nur im Zusammenhang mit 
einer befriedigenden Berlin-Lösung erfolgen kann. 
Ein sogenanntes innerdeutsches Junktim hinsicht- 
lich dieses Vertrages kann ich jedoch nicht akzep- 
tieren, denn es wäre nicht vernünftig. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Baron von Wrangel: Also weg von Erfurt?) 

— Nein, nicht weg vom sachlichen Zusammenhang, 
(Abg Baron von Wrangel: Doch!) 

sondern jetzt reden wir vom Zusammenhang mit 
ßj einem Vertrag, der der Schlüssel zu weiteren Ent- 
wicklungen ist. 

(Zustimmung des Abg. Wehner.) 

Wir alle wissen, daß eine Verbesserung der Be- 
ziehungen zwischen den beiden Staaten in Deutsch- 
land und darüber hinaus zwischen den Teilen des 
deutschen Volkes zwar ein wesentliches, wenn nicht 
das wesentliche Ziel unserer Politik ist und zu 
sein hat, zugleich aber auch das schwierigste ist. Wir 
können der Lösung dieses Problems überhaupt nur 
näherkommen, wenn wir in Europa und insbeson- 
dere in Mitteleuropa einen Rahmen der Entspan- 
nung geschaffen haben, der dann auch auf unser 
Verhältnis zu Ost-Berlin positiv zurückwirkt. Daß 
es auf dem Wege dahin bereits durch ein Abkom- 
men oder durch eine Gruppe von Abkommen über 
Berlin — darauf hat der Herr Außenminister heute 
früh hingewiesen — zu Teilregelungen, zu Ein- 
stiegsregelungen zwischen den beiden Administra- 
tionen auf deutschem Boden kommen würde, ist der 
andere Gedanke, der mit in diesem Zusammenhang 
gehört. 

Die Ostverträge, meine Damen und Herren, bil- 
den die Voraussetzung für eine solche Entspannung, 
die allein uns auch in den deutschen Dingen weiter- 
hilft. Wer der Forderung der Opposition — lassen 
Sie mich dies in aller Ruhe sagen — folgen würde, 
würde meiner Meinung nach die Aussichten für 
eine Entspannung mindern und eine Verbesserung 
der innerdeutschen Beziehungen nicht fördern, ja 
im Grunde unmöglich machen, indem er ihre Vor- 
aussetzung, eben die Ostverträge, zum Scheitern 
bringt oder auf Eis legt. So sehe ich das. 


(C) 

Auch was Berlin angeht, Herr Kollege Kiesinger, 
kenne ich die Auffassung, die früher vorgebracht 
wurde: Wartet erst ab, bis man sich über Berlin 
einigt, und redet dann mit den Russen über einen 
Gewaltverzichtsvertrag oder einen Vertrag über 
Gewaltverzicht und Zusammenarbeit. 

(Abg. Baron von Wrangel: Mit diesem 

Argument wird der Bundestag dem Diktat 
der Regierung unterworfen!) 

Nein, meine Erfahrung und der bisherige Ablauf 
der Dinge zeigen mir, daß dies falsch gewesen 
wäre. Und so schwierig, so bedrückend die Dinge 
heute sind — ich selbst bin heute abend und für 
die nächsten paar Tage in Berlin, und ich habe es 
leichter als die, die da auf der Straße anstehen müs- 
sen; nicht wahr, wir, die wir auf andere Weise dort- 
hin reisen, haben es leichter als die, die als Lkw- 
Fahrer stundenlang an der Ausübung ihres Berufs 
gehindert werden, und als die vielen Tausende mit 
ihren Pkws — , eines sage ich Ihnen: wenn wir die- 
sem Rat gefolgt wären, hätten wir die Aussichten 
für ein gutes Ergebnis der Berlin-Verhandlungen 
auf Null reduziert. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das sagt mir mein Einblick in die Zusammenhänge. 

Stellen wir uns einmal vor, meine Damen und 
Herren, daß die Vier Mächte eine Regelung für Ber- 
lin erreichen, die sie und wir befriedigend nennen 
können und auf der anderen Seite auch sonst noch 
jemand. Dies wird schwer genug sein, aber wenn 
das geschehen ist, soll nach den Vorstellungen eini- (D) 
ger Herren der Opposition diese Regelung nicht 
etwa in Kraft treten, sondern sie soll warten, bis 
auch das Verhältnis zwischen beiden Staaten ge- 
regelt ist, und zwar über das hinaus, was in Ver- 
bindung mit Berlin ohnehin geregelt werden muß. 
Niemand weiß, wie lange dies dauern wird. Mit 
anderen Worten, eine gute Regelung für Berlin soll 
vielleicht auch dann nicht in Kraft treten, wenn die 
DDR bewogen werden könnte, an ihr bzw. ihrer 
Ausführung mitzuwirken, oder aber Berlin soll auf 
eine Verbesserung seiner Lage warten, bis die DDR 
umfassend kooperativ sein sollte. 

Wer einen solchen Vorschlag macht — ich bitte, 
dies noch einmal miteinander oder jeder für sich zu 
überdenken — , der hilft Berlin nicht. Eine gute Rege^ 
lung für Berlin ist das, worauf wir uns jetzt konzen- 
trieren müssen. Jede weitere andere, neue Vor- 
bedingung hilft nicht Berlin, sondern schadet Berlin. 
Auch deshalb lehne ich solche zusätzlichen Vorbedin- 
gungen ab. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Kollege Kiesinger, mit den Zitaten von vor- 
hin — ■ das sage ich ganz ehrlich — kann ich und kön- 
nen auch Sie nichts anfangen. Ich sage Ihnen offen: 
ich habe zu einer Reihe dieser Fragen aus guten 
Gründen auch in meinen frühen Jahren im Deutschen 
Bundestag anderes gesagt, als ich heute sage. Ich 
habe nämlich zur damaligen Zeit das gesagt, was ich 
für möglich, notwendig und erstrebenswert hielt. 

(Abg. Dr. h. c, Kiesinger: Ich habe nur gegen 
Helmut Schmidt zurückzitiert!) 
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Ich könnte, verehrter Herr Dr. Kiesinger, mit Zitaten 
aufwarten. 

(Abg. Dr. h. c. Kiesinger: Wir alle!) 

Aber was soll das? Lassen wir das beiseite, das hilft 
uns nicht. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]; Was 
machen wir übermorgen mit dem, was wir 
heute sagen?) 

Wir können etwas anderes machen, wenn es Ihnen 
Spaß macht, Herr Marx. Wir können einmal die 
Zitate beiseite lassen und dann miteinander die 
Rechnung aufmachen: Wer hat seit 1949 für Berlin 
was gefordert, und wer hat was unterlassen? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Gegen wessen Bedenken konnte 1949 die Deutsche 
Mark in West-Berlin — die heute die Grundlage für 
die Verklammerung ist, die wir nicht aufgelöst wis- 
sen wollen — eingeführt werden? 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Und wenn ich es recht sehe, mancher, der heute 
glaubte, mir in bezug auf Bundespräsenz etwas vor- 
werfen zu sollen, hat sich bei den Bundesversamm- 
lungen 1954 und 1959 nicht durch Übereifer aus- 
gezeichnet. Spätere Zeitpunkte will ich jetzt einmal 
völlig außer Betracht lassen. 

Meine verehrten Damen und Herren, es ist im 
übrigen, gerade auch nach dem, was uns Herr Schil- 
ler nach der Mittagspause, die wir nicht gehabt 
haben, sofern wir nicht den Saal kurz verlassen 
haben, dargelegt hat, und gestützt auf das, was der 
Außenminister ausführlicher zu den verschiedenen 
Aspekten unserer Politik sagen konnte, überhaupt 
nicht zu bestreiten, daß wir, wie wir es gesagt haben, 
die Unterstützung unserer westlichen Partner, be- 
sonders der in Westeuropa, haben. Keiner kann 
ernsthaft behaupten, wir vernachlässigten die west- 
europäische Zusammenarbeit. Keiner hat hier dar- 
legen können, wir täten gerade auch auf diesem Ge- 
biet nicht das Letztmögliche. 

Ich will folgendes noch hinzufügen. Auch heute 
helfen uns keine begriffstheoretischen Erörterungen, 
wie wir sie in den fünfziger Jahren auch einmal ge- 
habt haben, Erörterungen darüber, ob hieraus ein- 
mal eine Föderation, eine Konförderation oder ein 
Gebilde eigener Art werden wird. Hier wie anders- 
wo zählen die praktischen Schritte in unserer West- 
politik, in unserer Ostpolitik und auf den vielen Ge- 
bieten, wo diese miteinander verzahnt sind. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs- 
parteien.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Barzel. 

Dr, Barzel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Kontroverse über die Be- 
teiligung der Jungsozialisten an der geschilderten 
Bonner Veranstaltung will ich nicht aufnehmen. 
Ich habe dem Herrn Vorsitzenden der Sozialdemo- 
kratischen Partei soeben das uns vorliegende foto- 


fC) 

kopierte Exemplar, um das es geht, gegeben. Auf 
unserem Exemplar sind die Jungsozialisten aufge- 
führt. Ich nehme an, er wird das in Ordnung brin- 
gen. 

Meine Damen und Herren, der Herr Bundeskanz- 
ler hat zu Beginn seiner Erklärung davon gespro- 
chen, es hätte in dieser Debatte nicht nur Meinungs- 
verschiedenheiten, sondern auch Berührungspunkte 
gegeben. Mit dem Wort „Berührungspunkte" stimme 
ich überein — aber Gemeinsamkeit? Herr Bundes- 
kanzler, ob man das nun wirklich auf das NATO- 
Bündnis und die engere europäische Politik beziehen 
kann, müßte man ausdiskutieren, und das ginge 
jetzt, wie ich glaube, ein bißchen zu weit. Diese 
Themen sind ja heute nur kurz angesprochen wor- 
den. 

In dem dritten Punkt — wenn Sie sagen, daß das 
ganze Haus für Entspannung und Aussöhnung sei 
— stimmen wir überein. 

Wenn sie in dem vierten Punkt von einer be- 
friedigenden Berlin-Regelung sprechen, so hoffe 
ich, daß damit manches aus der Debatte in der 
Öffentlichkeit zu der Zeit, als dieses Haus nicht ver- 
sammelt war, vom Tisch ist; und daß es bei dem 
bleibt — so verstehe ich Ihre Erklärung, Herr Bun- 
deskanzler — , was vertraulich miteinander bespro- 
chen worden ist. 

In einem anderen Punkt kann ich Ihnen nicht fol- 
gen, wenn Sie nämlich sagen, daß Sie zum Selbst- 
bestimmungsrecht keine Feststellung zu treffen 
wünschten, weil diese Forderung im Grundgesetz 
enthalten sei. Herr Bundeskanzler, im Grundge- 
setz ist auch die Forderung auf deutsche Einheit, auf 
europäische Einheit und auf Gewaltverzicht als ver- 
bindliches Ziel jeder deutschen Politik normiert. 

Herr Bundeskanzler, was Sie hier am Schluß 
gesagt haben, hätten Sie besser gestern zu Anfang 
gesagt. Sie hätten sich die eruptive und polemische 
Antwort auf meine erste Einlassung besser erspart. 
Dann wäre es etwas leichter gewesen, in dieser 
Debatte zu erkennen, ob es Berührungspunkte gibt, 
aus denen man etwas Gemeinsames entwickeln 
kann. Herr Bundeskanzler, Sie haben hier von Ge- 
meinsamkeit gesprochen und im Zusammenhang mit 
Polen — darauf komme ich zu sprechen — an uns 
appelliert. Vielleicht nehmen Sie zum Wochenende 
noch einmal den vertraulichen Schriftwechsel aus 
der Zeit vor der endgültigen Vertragsverhandlung 
zur Hand und überdenken noch einmal den von 
Ihnen in diesem Briefwechsel schriftlich niederge- 
legten Satz, in dem es heißt, man sei nicht einmal 
bereit, die Position der Bundesregierung zu über- 
prüfen. Wenn es das nicht einmal gibt, kann es 
nicht zu Gemeinsamkeit kommen. Herr Bundes- 
kanzler, Sie sollten es sich deshalb, weil es zu bil- 
lig ist, selbst schenken, hier zu sagen, wir würden 
nur aus falschen Rücksichten in dieser Frage jetzt 
nicht votieren. Nehmen Sie ganz ernst, daß solcher- 
art Sätze bei den Mitbürgern — und ich hoffe, solche 
sind wir alle — , die hier ernsthaft im Gewissen an- 
gesprochen sind, zusätzliche Erschwerungen schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf des 
Abg. Geiger.) 
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— Ich bin bereit, mit Ihnen über diese ernste Frage 
zu streiten, weil ich jedwedem Kollegen, wo immer 
er sitzt, dies gern abnehme. Wenn Sie dazu einen 
ernsthaften Zuruf haben, können wir diesen gern 
erörtern. 

(Abg. Vogel: Der war nicht ernsthaft ge- 
meint!) 

Herr Kollege Mattick, ich bin bereit, Sie persön- 
lich, da Sie gerade in Polen waren, genauso zu infor- 
mieren wie die Mitglieder der Bundesregierung, 
damit dieser Punkt vielleicht jetzt hier außen vor ist. 
Ich nehme im übrigen Bezug auf das, was ich gestern 
hier in der Debatte in einer Zwischenfrage dazu ge- 
sagt habe. 

Flerr Bundeskanzler, die fünfziger Jahre, Ihr Vor- 
worf von gestern: Ich begrüße, daß Sie heute — an- 
ders als gestern, ebenso wie der Außenminister — 
gerechter gewürdigt haben, was wir hier vorgetra- 
gen haben. Sie haben natürlich etwas übersehen. Es 
ist schon ziemlich merkwürdig, wenn ein Bundes- 
kanzler mit dieser schwachen Mehrheit übersieht, 
daß eine Opposition öffentlich davon spricht, daß 
auch Mitverantwortung für Verträge denkbar sei. 
Dazu gehört schon eine Menge Blindheit und Taub- 
heit, das zu übersehen und dann, wie gestern, hier 
so zu reagieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und damit das völlig klar ist, Herr Bundeskanzler: 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Sie wollen 
(B) nicht!) 

Wir haben gesagt — Herr Schäfer, hören Sie gut 
zu — : die Kondition dafür: Wenn deren unzweideu- 
tiger Inhalt — und um den Inhalt eindeutig zu be- 
kommen, verlangen wir die Protokolle- Herr Bun- 
deskanzler; das Thema ist ja noch nicht zu Ende — 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Das haben Sie 
früher auch nicht getan!) 

unwiderrufliche Fortschritte enthielte, Herr Kollege 
Schäfer. Oder wollen Sie vielleicht etwas weggeben 
für ein Tagesgeschenk, das man jeden Tag wieder 
in Frage stellen kann? Wollen Sie vielleicht in 
Berlin etwas verabreden, was widerruflich ist, Herr 
Schäfer? Das können Sie doch selbst nicht sagen. 

Die Konditionen also: Wenn der unzweideutige 
Inhalt der Verträge unwiderrufliche Fortschritte für 
die Menschen — das habe ich zwischen Weihnachten 
und Neujahr auch gegenüber Herrn Wehner gesagt, 
meine Damen und Herren, damit die gemeinsame 
Plattform in Sachen Berlin erhalten blieb, trotz sei- 
ner Erklärungen — und konkrete substantielle Bau- 
elemente für eine gesamteuropäische Friedensord- 
nung enthielte — was das ist, haben wir in den vier 
Punkten gestern bezeichnet — und die deutsche 
Frage, in der Substanz zumindest, offenbliebe. Das, 
meine Damen und Herren, sollte die Regierung zur 
Kenntnis nehmen, bevor Sie hier — um ein Wort 
von Herrn Apel aufzunehmen, das er in dieser De- 
batte so oft zu verwenden beliebte — „Pappkamera- 
den" aufbauen. 


Aber, Herr Bundeskanzler, wie können Sie von 
„eingebildeten" Positionen sprechen? 

(Abg. Mattick: Mit Recht!) 

Ist es eine eingebildete Position, wenn nun, Herr 
Kollege Mattick, Schlesien einfach Ausland wird? Ist 
das eine eingebildete Position- oder verwechselt 
hier der Bundeskanzler Rechtspositionen mit seinen 
eingebildeten, nicht eingetretenen Gegenleistungen? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Haben Sie 
noch mehr solcher Kombinationen?) 

Wenn Sie, Herr Bundeskanzler, Verträge als Vor- 
aussetzung betrachten, dann wundere ich mich, wo- 
her Sie den Mut dazu nehmen. Denn dies ist doch 
nur ein Beweis, daß die Kraft Ihrer Hoffnung stär- 
ker ist als die Kraft Ihrer Erfahrung. 

(Abg. Vogel: Sehr richtig!) 

Wie ist denn nach diesem Jahr das möglich, Herr 
Bundeskanzler? Was haben Sie für Erwartungen 
erweckt? Was haben Sie uns allen aus Moskau in 
Ihrer Fernsehansprache gesagt?! Und nun stehen 
Sie mit leeren Händen an. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD: Was hat er 
denn gesagt? — Abg. Mattick: Alles Lüge!) 

— „Neuer Anfang" hat er gesagt. — Es ist eben 
eine Illusion, zu glauben, man könne zuerst alles 
weggeben und dann hoffen, es werde schon noch 
eine Gegenleistung kommen. Bei dieser Politik, 
Herr Bundeskanzler, werden Sie im nächsten Jahr 
mit einer noch traurigeren Zwischenbilanz hier ste- 
hen — falls Sie dann noch hier stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
den Regierungsparteien. — Abg. Dr. Schä- 
fer [Tübingen]: Auch eine eingebildete Po- 
sition!) 

Erlauben Sie mir, zu dieser Debatte zunächst noch 
folgende Bemerkung zu machen. Meine Damen und 
Herren, wir haben erlebt, daß in dieser Debatte Koa- 
lition und Regierung zusammen genau zwei Drittel 
der Redezeit in Anspruch genommen haben. Wir 
haben genau ein Drittel bekommen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Das werden wir zur Sprache bringen; denn es 
scheint uns keine vernünftige Verteilung der Rede- 
zeiten in einer solchen Debatte zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte nun noch zu dem am meisten kontro- 
versen Punkt dieser Debatte kommen, zu der Frage 
der Zusammenhänge und des Rangs der innerdeut- 
schen Fortschritte und der Abhängigkeit anderer 
Dinge davon; denn das ist die zentrale Kontroverse. 

Herr Kollege Schmidt, der gestern in die Debatte 
eingriff, hat auf das NATO-Kommunique verwiesen. 
Es wird im einzelnen, wie es aussieht, in den Aus- 
schüssen erörtert werden. Ich möchte aber hier 
gleich, weil er danach gefragt hat, zwei Dinge klar- 
stellen. 

Zu Ziffer 6 dieses Kommuniques können wir nur 
erneut sagen, daß wir diese Verträge nicht unter- 
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schrieben hätten. Aber ich bin mir nicht ganz sicher, 
warum hier nun so auf dieses Kommunique abge- 
hoben wird; denn aus dem Kommunique kann man 
für unsere Forderung — „nichts ohne unwiderruf- 
liche Fortschritte für die Deutschen in Deutschland" 
" eine ganze Menge herauslesen. 

In Ziffer 7 des Kommuniques wird nicht nur Berlin 
behandelt, sondern es heißt: 

Sie 

— das sind die NATO-Mächte — 

unterstreichen die Notwendigkeit eines Einver- 
ständnisses zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR über eine auf dem Ver- 
handlungsweg gefundene Regelung ihrer ge- 
genseitigen Beziehungen, welche die Beson- 
derheiten der Situation in Deutschland berück- 
sichtigt. 

In Ziffer 10 ist davon die Rede, daß die NATO- 
Mächte gehofft hätten, daß bei den bilateralen Son- 
dierungen und in den laufenden Verhandlungen 
„größere Fortschritte in der Substanz" erzielt wer- 
den könnten. Es heißt dann wörtlich; 

Sie bekräftigen die Bereitschaft ihrer Regie- 
rungen, sobald die Berlin-Gespräche einen be- 
friedigenden Abschluß gefunden haben und 
insoweit, als die übrigen laufenden Gespräche 
einen günstigen Verlauf nehmen, mit allen 
interessierten Regierungen multilaterale Kon- 
takte aufzunehmen. 

(B) In Ziffer 12 werden dann die Grundsätze genannt, 
die im Ost-West-Verhältnis, wie es heißt, Beach- 
tung finden müssen. Da ist die Rede von dem 
„Recht des Volkes jedes europäischen Staates, sein 
eigenes Schicksal frei von äußerem Zwang zu ge- 
stalten". 

Ich glaube, in diesem Kommunique steht eine 
Menge von Argumenten, die für unsere Position 
sehr hilfreich sind. Wir werden es in den Ausschüs- 
sen im einzelnen erörtern. 

Herr Kollege Wienand war gestern besorgt, daß 
wir vielleicht in Fragen der Europäischen Sicher- 
heitskonferenz unzumutbare Voraussetzungen ver- 
langten. Der Herr Bundesaußenminister hat diese 
Besorgnis zum Teil zerstört, weil er einiges gesagt 
hat, was sehr in der Nähe dessen liegt, was hier 
auch wir denken. Ich hoffe, daß der Herr Bundes- 
kanzler, der sich dazu nicht geäußert hat, noch zu 
dem steht, was er am 7. Mai 1969 als Außenminister 
gesagt hat, „daß das innerdeutsche Verhältnis ge- 
klärt wird, bevor es eine derartige Sicherheits- 
konferenz gibt". Er hat es wie folgt begründet — 
dies sind seine Worte — : 

Schon um keine unliebsamen Überraschungen 
zu erleben, erscheint es mir dringend erforder- 
lich, daß wir durch nichtdiskriminierende, 
gleichberechtigte Verhandlungen zwischen Bonn 
und Ost-Berlin, wie sie seit 1967 in den Brie- 
fen des Bundeskanzlers an den Vorsitzenden 
des Ministerrats vorgeschlagen wurden, eine 
Klärung des Verhältnisses zwischen den beiden 
Teilen Deutschlands erreichen. Sonst würde 


(C) 

eine europäische Sicherheitskonferenz zusätz- 
lich zu den anderen Belastungen durch eine 
übersteigernde Vorführung deutscher Querelen 
von ihren eigentlichen Aufgaben abgelenkt wer- 
den. 

Dies, Herr Wienand, zu Ihrer Erinnerung. 

Herrn Kollegen Apel würde ich gern ermuntern, 
einen Satz noch einmal zu überlegen, den er in der 
Kontroverse mit Werner Marx gesagt hat. Er hat 
zur Begründung der neuen Position der Koalition, 
den innerdeutschen Vorbehaltr der früher gemein- 
sam hier bestand, wegzunehmen, gesagt: „Die Ber- 
lin-Lösung ist eben ein Teil des Gewaltverzichts." 

Ich will zu dieser Stunde nicht mit Ihm polemisie- 
sieren, sondern möchte ihn nur einladen, zu über- 
legen, ob er nicht klugerweise den Satz hinzufügen 
sollte: Die Beseitigung des Minengürtels quer durch 
Deutschland ist eben auch ein Teil des Gewaltver- 
zichts. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dann meine Damen und Herren, hätten wir wieder 
einen „Berührungspunkt". 

Herr Bundeskanzler und Herr Wehner haben in 
Sachen Berlin gesagt — und ich glaube, dies war 
offenbar, Herr Bundeskanzler, weil Sie es zum zwei- 
tenmal hier im Bundestag extemporiert sagten — , 
daß da plötzlich „ein Vorhang weg gewesen" sei. 

Nun zu den fünfziger Jahren und zu Konrad Ade- 
nauer, Herr Bundeskanzler, fassen wir es in dem 
Satz zusammen: „Dank Ihrer Politik ist es gelungen, 
die Freiheit und Sicherheit Berlins und der Berliner 
zu erhalten." So sprach der Regierende Bürger- (D) 
meister von Berlin zum Geburtstag Adenauers im 
Jahre 1961. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserlautern]: Hort! Hört!) 

Der Mauerbau 

(Zurufe von der SPD.) 

Es ist also kein Zweifel erlaubt: Diese Koalition ist 
bereit — • — 

(Anhaltende Zurufe von der SPD.) 

— Herr Kollege Schäfer, Herr Kollege Mattick, Sie 
werden eins verstehen: Ich kann die Laudatio hervor- 
holen — ■ wir beide waren Zeugen, Herr Mattick — , 
die dem Ehrenbürger Berlins, Konrad Adenauer, 
durch den damaligen Regierenden Bürgermeister 
zuteil wurde. Die Worte waren damals nicht sehr 
viel anders. Dies werden Sie mir zugeben. 

(Zurufe von der SPD.) 

Es ist also kein Zweifel erlaubt: Die Koalition ist 
dabei, das zentrale Thema der Ostpolitik, die Lage 
der Deutschen in Deutschland, zeitlich auszuklam- 
mern und ohne Fortschritte hier andere Verträge zu 
ratifizieren. Das ist wohl das Ergebnis dieser De- 
batte. 

Im vorigen Jahr hieß es in Ihrem Bericht zur Lage 
der Nation noch anders, Herr Bundeskanzler. Damals 
haben Sie noch gesagt: 

Man kann verstehen, daß es der Regierung in 
Ost-Berlin um politische Gleichberechtigung, 
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auch um gewisse abstrakte Formalitäten geht. 
Man muß aber auch Verständnis dafür haben, 
daß die Regierung nur dann über vieles mit sich 
reden lassen wird, wenn dabei gleichzeitig auch 
Erleichterungen für die Menschen im geteilten 
Deutschland herauskommen. 

Davon war heute nicht mehr die Rede. 

Herr Kollege Scheel, Ihre heutige Rede zu dieser 
Frage steht nicht in Übereinstimmung mit dem, was 
Sie nach dem Protokoll am 27. Mai des vergangenen 
Jahres hier im Deutschen Bundestag erklärt haben. 
Sie haben damals auf eine Frage von mir gesagt — 
ich zitiere — : 

Wir haben mehrfach deutlich gemacht, daß Ver- 
handlungen mit der Sowjetunion und Vertrags- 
abschlüsse mit der Sowjetunion, Vertrags- 
abschlüsse mit Polen, Vertragsabschlüsse auch 
mit der DDR und daß die Regelung der Fragen, 
die mit Berlin Zusammenhängen, ein einheit- 
liches politisches Ganzes bilden. Nur wenn alle 
Fragen zu unserer Zufriedenheit geregelt sind, 
können sie politisch wirksam werden. Das ist 
unsere Meinung, und ich glaube, da stimmen 
wir hier im ganzen Hause überein. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Das gilt 
leider heute nicht mehr!) 

Dann gab es eine Zusatzfrage. Sie sagten daraufhin: 

In Kraft gesetzt werden kann das eine nur, wenn 
das andere geregelt ist. 

ß) (Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Wenn wir die Absichtserklärung dieser Regierung, 
verbindlich für diese Regierung, entsprechend dem 
Bahr-Papier nachlesen, gibt es noch ein Argument, 
das ich der Regierung zum Verfolgen dieser Debatte 
und zu ihrer Auswertung mitgeben möchte. In die- 
ser Ziffer heißt es — ich zitiere — : 

Zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der UdSSR be- 
steht Einvernehmen darüber, daß das von ihnen 
zu schließende Abkommen und entsprechende 
Abkommen der Bundesrepublik Deutschland mit 
anderen sozialistischen Ländern, insbesondere 
die Abkommen mit der DDR, der Volksrepublik 
Polen und der Tschechoslowakei, ein einheit- 
liches Ganzes bilden. 

Herr Bundeskanzler, ich habe gestern wohl zu Recht 
darauf hingewiesen, daß die Verträge mit Moskau 
und Warschau sich gegenseitig interpretieren und, 
soweit sie doppeldeutig sind, verdeutlichen. Deshalb 
müssen wir, auch um die Möglichkeit auszuschließen, 
daß wir die Katze im Sack kaufen, den Text von Ab- 
machungen — wenn es dazu kommt — mit dem 
anderen Teil Deutschlands kennen, damit sich hier 
nicht neue Interpretationen anschließen, die dann 
wechselseitig das ganze Werk in einem noch anderen 
Licht erscheinen lassen. Dies ist ein Argument, Herr 
Bundeskanzler, das ich zu erwägen bitte. 

Wir halten am Schluß fest: Es ist in einem fun- 
damentalen Punkt eine Kontroverse da. Die Kon- 
troverse besteht darin: Soll es hier dabei bleiben, 
wie es noch im vorigen Jahr die einmütige Meinung 


des Hauses war, daß es nichts gibt — so waren die 
Worte des Bundeskanzlers in Erfurt — , wenn nicht 
alle Deutschen etwas davon haben? Wir stehen 
dazu, und ich glaube, Herr Bundeskanzler, eine 
Politik, an deren Ende die Russen alles, die Polen 
alles und die Deutschen nichts haben, wird in die- 
sem Hause ohne Mehrheit sein. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Meine Damen und Her- 
ren! Weitere Wortmeldungen für die allgemeine 
Aussprache liegen nicht mehr vor. Wir kommen 
nunmehr zu den Anträgen, die Ihnen auf drei Um- 
drucken vorliegen. Umdruck 101 *) enthält den An- 
trag der Fraktionen der SPD und FDP. Wie ich höre, 
wird auf eine Begründung verzichtet. Zur Begrün- 
dung der Anträge auf den Umdrucken 102 **) und 
103 ***) hat Herr Abgeordneter von Wrangel das 
Wort. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Wir wären dank- 
bar, wenn unser Änderungsantrag zum Umdruck 
101, der Ihnen vorliegt, ebenfalls — federführend — 
an den Auswärtigen Ausschuß und — mitberatend 

— an den Ausschuß für Verteidigung und an den 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen überwie- 
sen werden könnte, und wir wären dankbar, wenn 
nicht nur das NATO-Kommunique, sondern gleich- 
zeitig auch das Kommunique der Verteidigungsmini- 
ster in diese Beratungen mit einbezogen werden 
könnten. 

(D) 

Zu unserem Antrag auf Umdruck 102 meinen wir, 
daß es notwendig ist, daß der Deutsche Bundestag 
angesichts der Gewaltpolitik auf den Zufahrtswegen 
nach Berlin jetzt nicht schweigen darf. Ich glaube, 
daß ein Schweigen so aussehen könnte, als würden 
wir dies hinnehmen. Wir meinen, daß wir mit die- 
sem Antrag sowohl unseren Alliierten als auch 
der Regierung, wenn sie an der gemeinsamen Ber- 
lin-Position festhält, einen Dienst erweisen. 

Herr Präsident, ich möchte bitten, diesen Antrag 

— federführend — an den Ausschuß für inner- 
deutsche Beziehungen und — mitberatend — an den 
Auswärtigen Ausschuß zu überweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Darf ich folgendes fest- 
stellen. Es wird vorgeschlagen, den Antrag der 
Fraktionen der SPD und FDP auf Umdruck 101 — 
federführend — an den Auswärtigen Ausschuß und 

— mitberatend — an den Ausschuß für Verteidi- 
gung und an den Ausschuß für innerdeutsche Be- 
ziehung zu geben. Ist das korrekt? 

(Zurufe: Ja!) 

Da der Umdruck 103 praktisch eine Ergänzung 
dazu bedeutet, muß er, so scheint mir, an die glei- 
chen Ausschüsse überwiesen werden. Ist das kor- 
rekt? 

(Zustimmung.) 

*) Siehe Anlage 2 
Siehe Anlage 3 
***) Siehe Anlage 4 
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Präsident von Hassel 

Der Umdruck 102 soll — federführend — an den 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen und — 
mitberatend — an den Auswärtigen Ausschuß 
gehen. Ich stelle fest, daß es so vorgeschlagen ist. 

Wer der Überweisung dieser drei Anträge bzw. 
Änderungsanträge mit der von mir vorgelesenen 
federführenden und mitberatenden Beteiligung der 
Ausschüsse zustimmt, den bitte ich um ein Hand- 


zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent- 
haltungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Wir sind damit am Ende unserer Tagesordnung 
angelangt. Ich berufe die nächste Sitzung auf 
Dienstag, den 2. Februar, 9 Uhr, und schließe die 
Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 15.54 Uhr.) 


(B) 


P) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 


AbgeordnetG(r) beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Ahrens * 29.1. 

Alber * 29. 1. 

Dr. Arndt (Berlin) 1. 2. 

Dr. Artzinger ** 29. 1. 

Bals* 29.1. 

Bauer (Würzburg) * 29. 1. 

Blumenfeld 29. 1. 

Bühling 28. 2. 

Dr. Burgbacher ** 29. 1. 

Dasch 5. 4. 

van Delden 29.1. 

Didigans 29. 1. 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus * 29. 1. 

Dr. Dittrich ** 29.1. 

Dr. Dollinger 23. 2. 

Dorn 29. 1. 

Draeger *** 29.1. 

Dröscher ** 29.1. 

Fellermaier ** 1. 2. 

Flämig** 29.1. 

Fritsch* 29.1. 

Dr. Furier * 29. 1. 

Gewandt 29. 1. 

Dr. Giulini 29. 1. 

Dr. Götz 13.2. 

Frau Griesinger 29.1. 

Grüner 29. 1. 

Frhr. von und zu Guttenberg 29. 1. 

Dr. Haustein 29. 1. 

Frau Herklotz * 29. 1. 

Dr. Hermesdorf (Schleiden) * 29. 1. 

Hösl* 29.1. 

Dr. Jobst 29.1. 

Dr. Jungmann 15.2. 

Dr. Kempfier 29.1. 

Frau Klee* 29.1. 

Klinker 29. 1. 

Dr. Koch** 29.1. 

Kriedemann ** 29.1. 

Freiherr von Kühlmann-Stumm 29. 1. 

Lange** 29.1. 

Lautenschlager** 29.1. 

Leicht 29. 1. 

Lemmrich 29. 1. 

Lenze (Attendorn) * 29. 1. 

Dr. Löhr ** 2. 2. 

Dr. Martin 29.1. 

Mancher 12. 2. 

Memmel ** 29.1. 

Dr. Müller (München) * 29. 1. 

Pieroth 29. 1. 

Pöhler* 29.1. 


* Für die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates 

** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro- 
päischen Parlaments 

'** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen der Ver- 
sammlung der Westeuropäischen Union 


C) 

Anlagen zum Stenographischen Bericht ^ 

AbgGordnete(r) beurlaubt bis einschließlich 


Dr. Prassler 

29. 1. 

Rasner 

12. 2. 

Riedel (Frankfurt) ** 

29. 1. 

Richarts * 

29. 1. 

Richter *** 

29. 1. 

Dr. Rinderspacher *** 

29. 1. 

Roser 

29. 1. 

Schachtschabel 

29. 1. 

Schmidt (Würgendorf) * 

29. 1. 

Dr. Schmücker * 

29. 1. 

Dr. Schober 

29. 1. 

Frau Schroeder (Detmold) 

29. 1. 

Dr. Schulz (Berlin) * 

29. 1. 

Saxowski 

2. 2. 

Sieglerschmidt * 

29. 1. 

Springorum ** 

29. 1. 

Dr. Stark (Nürtingen) 

29. 1. 

Steiner 

29. 1. 

Strauß 

29. 1. 

V. Thadden 

6. 2. 

Frau Dr. Walz *** 

29. 1. 

Dr. Warnke 

29. 1. 

Weber (Heidelberg) 

29. 1. 

Werner 

29. 1. 

Wienand * 

29. 1. 

Dr. Wörner 

29. 1. 


Anlage 2 Umdruck 101 

Antrag der Fraktionen der SPD, FDP zur Gro- 
ßen Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP betr. 
Außenpolitik der Bundesregierung — Drucksachen 
VI/1638, VI/ 1728 — . 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stimmt der Politik des 
Nordatlantischen Bündnisses zu, wie sie im Kom- 
munique der Ministertagung des Nordatlantikrates 
vom 3. und 4. Dezember 1970' in Brüssel nieder- 
gelegt worden ist (Drucksache VI/ 1686). Er fordert 
die Bundesregierung auf, ihre Politik im Einklang 
mit den darin enthaltenen Grundsätzen fortzuführen. 

Bonn, den 28. Januar 1971 

Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 


Anlage 3 Umdruck 102 

Antrag der Fraktion der CDU/CSU zur Gro- 
ßen Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP betr, 
Außenpolitik der Bundesregierung — Drucksachen 
VI/1638, VI/ 1728 — . 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag verfolgt mit Sorge die stän- 
digen Versuche, den freien Zugang nach Berlin zu 
behindern. 

Der Deutsche Bundestag sieht in diesen Behinde- 
rungen eine Aktion, die das Ziel verfolgt, West- 
Berlin von der Bundesrepublik und der freien Welt 
zu isolieren. 

Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß 
Behinderungen auf den Zufahrtswegen nach Berlin 
dem Geist der Entspannung, dem Geist des Gewalt- 
verzichts und dem Geist der Normalisierung wider- 
sprechen. 

Bonn, den 29. Januar 1971 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


Anlage 4 Umdruck 103 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zum Antrag der Fraktionen der SPD, FDP zur Gro- 
ßen Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP betr. 
Außenpolitik der Bundesregierung — Drucksachen 
VI/1638, W1728 — Umdruck 101 — . 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Antrag der Fraktionen der SPD, FDP — Um- 
druck 101 — wird durch folgenden Satz ergänzt: 

„Insbesondere betont der Bundestag — entsprediend 
dem NATO-Kommunique — das Recht des Volkes 
jedes europäischen Staates, sein eigenes Schicksal 
frei von äußerem Zwang zu gestalten.'' 

Bonn, den 29. Januar 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 



